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Lenita Weber, Nico Spinelli und Michi Walder für ihre Unterstützung bei der (un)veröffentlichten
Grafik.
Lea Zanola für die gemeinsame Zeit im Irchel, die motivierenden Gespräche und fröhlichen Pausen.
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Interesse, ihren guten Ratschlägen oder einfach den richtigen Worten zur richtigen Zeit immer wieder
aufs Neue motivierten.

August 2009, Zürich Stefanie Kägi
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2. Zusammenfassung

In der vorliegenden Arbeit wird danach gefragt, wie sich der öffentliche Werberaum der Stadt Zürich
in den letzten Jahrzehnten entwickelt hat und welche Regeln und Ressourcen ihn heute konstituieren.
Wenn sich – wie im öffentlichen Werberaum – die Grenzen zwischen dem Öffentlichen und Privaten
verwischen, stellt sich zudem die Frage, wem Zugang zum scheinbar Öffentlichen gewährleistet wird
und wer, zu Gunsten des Privaten davon ausgeschlossen wird.
Der theoretische Rahmen der Analyse ist gegeben durch Löws Raumsoziologie beziehungsweise ihrer
Beschreibung gesellschaftlicher Konstruktion von Raum. Weiter bezieht sich die Analyse auf Hänggis
Betrachtungen zum Wesen der Werbung sowie Habermas’ und Belinas Zugänge zum weitgreifenden
Begriff ‚Öffentlichkeit‘.
Untersucht werden die handlungsleitendenden Regeln und Ressourcen von Akteuren der Staatsge-
sellschaft, der Marktgesellschaft und der Zivilgesellschaft. Dafür wurden offene Experteninterviews
mit Vertretern des Amtes für Reklameanlagen, der in Zürich tätigen Plakatgesellschaften, der Lauter-
keitskommission sowie der zivilgesellschaftlichen Gruppierungen durchgeführt und inhaltsanalytisch
ausgewertet.
Die Analyse der räumlichen Strukturen des Werberaumes zeigt einen auf Aussenwerbung bezoge-
nen Paradigmenwechsel der städtischen Behörden in den 1990er Jahren. Damit verbunden ist die
Konzeptualisierung von Aussenwerbung beziehungsweise die Implementierung des Schweizweit ersten
Plakatierungskonzeptes im Jahr 1992. Im Zuge des Paradigmenwechsels wurden die Plakatstandorte
von unwirtlichen Orten der Aussenquartiere an zentrale Orte der Innenstadt verschoben und grössere
Ansammlungen von Plakatstellen aufgelöst. Gleichzeitig reduzierte man die Anzahl Plakatstellen auf
öffentlichem Grund um 30%. Die, vor dem Paradigmenwechsel, illegal aufgeklebten Kulturkleinplaka-
te integrierte man in das Plakatierungskonzept und legte damit die Grundlage für den Ausbau eines
flächendeckenden, städtischen Kleinplakatstellennetzes.
Mit der Implementierung des Plakatierungskonzeptes ging eine veränderte Machtstruktur des Werbe-
raumes von Zürich einher. Die Stadt hat ihre Handlungsspielräume ausgeweitet und gleichzeitig die
Entscheidungsmacht der marktwirtschaftlichen Akteure eingegrenzt: Die städtischen Submissionen
werden heute international ausgeschrieben. Dies bewirkt, dass die Konkurrenz unter den Plakatgesell-
schaften, welche den öffentlichen Grund bewirtschaften, zugenommen hat. Zudem wurden die vormals
differierenden Interessen der öffentlichen Ämter vereinheitlicht, womit die Stadt an Durchsetzungs-
vermögen vor den kantonalen und nationalen Gerichten gewann. Dadurch verlor die Rekursmacht der
Plakatgesellschaften bezüglich städtischer Bauentscheide beträchtlich an Bedeutung. Auch durch die
Legalisierung der Kleinplakate hat die Stadt an Einfluss gewonnen: Der vormals nicht regelkonform
institutionalisierte Kleinplakatwerberaum liegt heute in städtischem Entscheidungsspielraum.
Aufgrund der Analyse juristischer Regeln und Ressourcen des Werberaumes kann festgehalten werden,
dass die formale Trennung von öffentlichem und privatem Grund eine Ressource der Plakatgesellschaf-
ten darstellt. Einerseits gilt auf Privatgrund eine Bestandesgarantie für bestehende Werbestellen, wel-
che den Angebotsbestand der Plakatgesellschaften weitgehend sichert. Andererseits entscheiden die
Plakatgesellschaften auf Privatgrund in der Regel frei – das heisst nach den Grundsätzen der Lauter-
keitskommission – über die von ihnen publizierten Inhalte. Dem entgegen müssen die auf öffentlichem
Grund publizierten Inhalte der Stadt zur Kontrolle vorgelegt werden. Bezüglich Plakatstellen auf Pri-
vatgrund zeichnet sich eine privatrechtliche Gestaltung des öffentlichen Werberaumes ab.
Aus der Betrachtung der ökonomischen Teilstrukturen des Werberaumes geht hervor, dass der gesamte
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2. Zusammenfassung

Werberaum nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen konstituiert wird. Die Betrachtungen ökonomi-
scher Regeln und Ressourcen deuten darauf hin, dass der öffentliche Grund sowie das Publikum
wichtige Güter für die Generierung von Werbeeinnahmen darstellen. Sie werden – ähnlich wie „öffent-
liche Güter“ – von den Plakatgesellschaften nicht oder nur indirekt bezahlt.
Das Publikum wird als Element der gesellschaftlichen Teilstrukturen betrachtet. Durch seine heteroge-
ne Zusammensetzung und seinen niedrigen Organisationsgrad weist das Publikum keine strategische
Handlungsfähigkeit auf. In jüngster Zeit gingen aus diesem losen Publikum zwei zivilgesellschaftli-
che Gruppierungen hervor, welche als Akteure den Werberaum mitzugestalten suchen. Dabei stellte
sich der Dialog zwischen den Plakatgesellschaften und diesen zivilgesellschaftlichen Gruppierungen
als äusserst schwierig, wenn nicht gar unmöglich heraus. Als Möglichkeiten der zivilgesellschaftlichen
Mitgestaltung des Werberaumes bleiben der illegale Weg über Adbusting-Aktionen oder der demo-
kratische Weg politischer Einflussnahme.
Insgesamt lassen sich folgende Machtstrukturen festhalten: Die städtischen Behörden agieren seit dem
Paradigmenwechsel mit einer breit abgesicherten Entscheidungsmacht. Darauf folgen die Plakatgesell-
schaften mit wichtigen ökonomischen, juristischen und sozialen Ressourcen, wobei die Ressourcen mit
der Grösse der Plakatgesellschaften abnehmen. Dem organisierten Publikum stehen, infolge seiner
Heterogenität, nur kleine Handlungsspielräume zu. Zur Mitgestaltung des Werberaumes geht das
Publikum den Weg demokratischer Einflussnahme oder illegaler Eingriffe in den Werberaum.
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3. Einführung

3.1. Problemstellung, Relevanz, Zielsetzung

Die vorliegende Masterarbeit beschäftigt sich mit der Frage nach der Konstitution des öffentlichen
Werberaumes der Stadt Zürich. Der Ausgangspunkt der Forschung findet sich in einem Lied Mani
Matters über eine Werbebotschaft und deren Bedeutungskraft für die betrachtende Person.

„Uf dere Farbfoto gseht mer e Kutsche, wo fahrt amne Abig am Meer –
Drin sitzt es bildhübsches Mannequin denebed, de Arm um es gschlungen en Herr – D’Sterne lüchtet vom
tiefblaue Himmel druf abe und undedrah steit – s’Glück segi das und es Glas vomne Likör – I weiss nüme
wie mer ihm seit.

I bi bis jetzt nume selte am Aben ir Kutsche go fahren am Meer – Bi mit keim Mannequin befründet
und Likör das schätzeni nöd eso sehr – Aber sit dem i die Foti ha gseh und ha glese was undedrah steit –
Weissi was mir i mim trurige Läbä doch eigetli alles entgeit.

Mieted drum ihr, wo mit Mannequin bekannt sind e Kutsche am beschte na hüt – Fahred as Meer wenn
es Abe wird, nämäd de Likör und s’Likörglas mit – Denn üses mänschliche Läbä uf Erde, dass müest ihr
doch zuegäh, isch miis – Und wemmer weiss womer s’Glück cha go finde, de frögt mer doch nöd nachem
Priis.“Matter (1972)

Nach den Hintergründen der im Lied beschriebenen Szenerie suchend, hat diese Arbeit das Ziel, zu
verstehen wer das Foto wo aufgehängt haben könnte, wer erlaubt hat, das Foto an dieser Stelle zu
platzieren und wer schliesslich die betrachtende Person sein könnte.

Dieses Lied stellt keine fantasievolle Dichtung dar, sondern beschreibt ein Erlebnis, welches jeder sich
im öffentlichen Raum bewegenden Person widerfahren könnte. Das Foto hiesse dann Aussenwerbung,
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3. Einführung

die Verbindung von Glück und Liqueur wäre die Werbebotschaft und die erzählende Person stünde
für die PassantInnen im öffentlichen Raum. Im Lied nicht erwähnt wird die das Foto zeigende Person,
obwohl sie in der Geschichte ebenfalls eine zentrale Rolle spielt. Bezogen auf den öffentlichen Raum
übernimmt sie die Rolle der Plakatgesellschaften. Auch nicht erwähnt wurde der Ort, wo sich die
kurze Geschichte abspielt: Es könnte beispielsweise in der Stadt Zürich sein.
Die Wahl von Aussenwerbung als Thema einer geographischen Masterarbeit, beruht auf der Motivati-
on, die Aussenwerbung für einmal nicht aus einer inhaltlichen, sondern einer räumlichen Perspektive
zu analysieren. Definiert wird Aussenwerbung in dieser Arbeit als Sammelbegriff für alle Werbegü-
ter die vom öffentlichen Grund aus sichtbar sind. Gleichzeitig wird sie als Aneignung öffentlichen
Raumes durch die privatwirtschaftlich organisierten Plakatgesellschaften verstanden. Die Rauman-
eignung bestimmter Personen oder Gruppierungen sowie die Konstruktion von Öffentlichkeit sind
wichtige Themen geographischer Forschung. Beispiele sind die im Rahmen eines Nationalfondspro-
jektes durchgeführte Forschung „Nachhaltiges Entwerfen, Bewirtschaften und Aneignen städtischer
Parkanlagen“ von Bühler u. a. (2009)1 oder Landolts (2009) Arbeit über die Raumaneignungen Ju-
gendlicher im urbanen Raum der Stadt Zürich.
Aussenwerbung liegt zu 80% (Liechti 2009) auf privatem Grund, muss aber ihrem Zweck nachkom-
mend in den öffentlichen Grund ausstrahlen, wo sich ihre potentiellen BetrachterInnen bewegen. Im
Vergleich mit anderen Ländern, gehören die im öffentlichen Werberaum der Schweiz generierten Ein-
nahmen mit circa 330 Euro pro Kopf oder total 2420 Millionen Euro (APG Affichage (a) 2009) zu den
höchsten pro-Kopf-Werbeeinnahmen Europas (ebenda). 15% der gesamten Werbeausgaben werden in
Aussenwerbung investiert, was im europäischen Vergleich den höchsten Anteil der Aussenwerbung am
Gesamtwerbebudget darstellt (APG Affichage (a) 2009). Zudem sind – wie uns die Grafik 3.1 zeigt –
die Aussenwerbeumsätze seit 1982 kontinuierlich gestiegen.

Abbildung 3.1.: Indexierte Entwicklung der geldmässigen Umsätze der Werbebranche in der Schweiz,
1982 – 2007. 1982 Īndex 100 (WEMF AG 2008)

In unserer Gesellschaft besteht der weit verbreitete Konsens, dass ein Raum dann „öffentlich“ ist,
wenn er für „alle“ zugänglich und „niemand“ grundsätzlich davon ausgeschlossen wird (Bühler 2009,
5). Daraus ergibt sich die Frage, ob die Aneignung öffentlichen Raumes durch die Plakatgesellschaften
den allgemeinen Zugang zum öffentlichen Raum erschwert und welche natürlichen oder juristischen
Personen dadurch ausgeschlossen werden. Diese Arbeit untersucht die Herstellung und Aufrechter-

1Erscheint voraussichtlich im Jahr 2010
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haltung der Strukturen des öffentlichen Werberaumes aus einer Akteur-Perspektive. Auf der Basis
der Theorien von Giddens (2007) und Löw (2001) verstehe ich Strukturen als ein Geflecht von Re-
geln und Ressourcen, welche rekursiv in die Strukturen eingelagert sind (für nähere Erläuterungen
siehe Kapitel 6.1 ‚Die Konstitution von Raum im Sinne von Löw‘). Es soll untersucht werden, welche
Handlungsleitlinien (Regeln) und sozioökonomischen Machtverhältnisse (Ressourcen) die Strukturen
des öffentlichen Werberaumes der Stadt Zürich prägen. Angestrebt wird, die Fragen, die im Lied
von Mani Matter aufgeworfen wurden, zu klären und ein Bewusstsein darüber zu schaffen, wer uns
weshalb und wie sagen darf, wo wir „das Glück“ finden können.

3.2. Forschungsfragen

1. Wie haben sich Umfang und Standorte des öffentlichen Werberaumes der Stadt Zürich in den
letzten Jahrzehnten entwickelt?

2. Welche Regeln und Ressourcen konstituieren den öffentlichen Werberaum?

a) Welche juristischen und natürlichen Personen profitieren von der Möglichkeit im öffentli-
chen Raum zu werben?

b) Welche juristischen oder natürlichen Personen werden beim Zugang zum öffentlichen Wer-
beraum ausgeschlossen oder benachteiligt?

c) Wie sind die Machtverhältnisse zwischen den verschiedenen Akteuren ausgestaltet?

3. Inwiefern werden die öffentlichen Werberäume nach privatwirtschaftlichen und privatrechtlichen
Grundsätzen konstruiert? Wer ist für diese Raumkonstruktion verantwortlich?

3.3. Aufbau der Arbeit

Zu Beginn der Arbeit wird der theoretische Rahmen für die anschliessende Beschreibung des öffentli-
chen Werberaumes der Stadt Zürich ausgesteckt. Der theoretische Rahmen gliedert sich in drei Teile,
welche alle aus unterschiedlichen Perspektiven die Konstitution von Raum beleuchten. Löws (2001)
Konzept der Dualiät von Raum liefert die Basis für die theoretische Analyse von Raum und wird
im Kapitel 6 ‚Zur Konstitution von Raum‘ dargelegt. Im zweiten Theoriekapitel 7 ‚ Das Prinzip der
Gastfreundschaft als Mittler zwischen sozialen Gütern und Menschen‘ wird Hänggis (2009) Vorschlag
erläutert, das Prinzip der Gastfreundschaft auf Werbung anzuwenden. Es ist ein Kapitel mit wichti-
gen Grundlagen für das Verständnis von Werbung, welche später in der Analyse wieder auftauchen
werden. Eine dritte Perspektive auf den Raum liefert die im Kapitel 8 ‚Öffentlicher Raum als Teil-
struktur von Öffentlichkeit‘ geschilderte Dualität von öffentlicher und privater Sphäre. Keines dieser
Kapitel bezieht sich direkt auf den öffentlichen Werberaum, doch decken sie in ihrer Gesamtheit des-
sen bedeutsame Elemente ab.
In den Kapiteln 9 und 10 werden die angewandten Methoden erläutert und diskutiert.
Die Darstellung der Ergebnisse orientiert sich an vier, den öffentlichen Werberaum konstruierenden
Teilstrukturen. Nacheinander beschrieben werden die räumlichen, juristischen, ökonomischen und
sozialen Teilstrukturen. Auf der Basis vom Konzept der Dualität von Raum betrachte ich diese Teil-
strukturen synonym auch als juristische, ökonomische und gesellschaftliche Regeln und Ressourcen.
Dabei kann jede Teilstruktur als eine Art Puzzlestück des gesamten Werberaumes verstanden werden.
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3.4. Verallgemeinerbarkeit und Grenzen der Arbeit

Diese Arbeit betrachtet den öffentlichen Werberaum der Stadt Zürich. Parallelen zu öffentlichen Wer-
beräumen anderer Städte können zwar gezogen werden, doch nimmt sich diese Arbeit keine solchen
Vergleiche vor.
Die Unmöglichkeit an repräsentative statistische Daten über Aussenwerbung in Zürich zu gelangen,
beschränkt die quantitative Aussagekraft der Arbeit auf die von der Stadt und der Aussenwerbebran-
che veröffentlichten Daten.
Bewusst verzichtet wurde auf Interviews mit Personen aus dem Publikum. Der wissenschaftliche Ein-
bezug des Publikums hätte aufgrund der grossen Zahl zusätzlich benötigter Interviews den Rahmen
einer Masterarbeit gesprengt. Deshalb sprechen die zivilgesellschaftlichen Akteure in dieser Arbeit ge-
wissermassen stellvertretend für das Publikum. Weil sich die zivilgesellschaftlichen Akteure intensiv
mit Aussenwerbung auseinandersetzen, sind sie jedoch nur bedingt repräsentativ für die Mehrheit des
Publikums.
Nebst diesen inhaltlichen Einschränkungen sollen auch jene, welche aus den angewandten Metho-
den hervorgehen, nicht unerwähnt bleiben. Da es sich bei der Analyse von Leitfadeninterviews um ein
interpretativ-verstehendes Verfahren handelt, kann es durchaus vorkommen, dass wichtige Inhalte von
mir übersehen oder unverhältnismässig gewichtet wurden. Eine ähnliche Gefahr birgt die Tatsache,
dass die Ereignisse, von denen gesprochen wurde, teilweise schon mehrere Jahre zurückliegen. So ist
es durchaus möglich, dass bereits Lücken in der Erinnerung vorhanden sind oder Neuinterpretationen
gemacht wurden.
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• Werbung ist gemäss Brockhaus (1994) „ jede Darbietung von Botschaften mit dem Ziel, Ein-
stellungen und Handlungen der Adressaten zum Vorteil des Werbetreibenden zu steuern“. Der
Begriff entstammt dem althochdeutschen Wort „hwerban“, was so viel bedeutet, wie „sich dre-
hen“, „sich umtun“, „sich bemühen“. Die von der Privatwirtschaft betriebene Werbung wird im
engen Sinne auch als Wirtschaftswerbung beschrieben und grenzt sich somit von der Werbung
staatlicher Institutionen oder nicht erwerbswirtschaftlich orientierter Organisationen ab. Die
Betriebswirtschaftslehre beschreibt die Werbung als viertes Kommunikationsinstrument neben
der Verkaufsförderung, der public relation und dem direkten Verkauf (Brockhaus 1994).

• Aussenwerbung bezeichnet alle Werbegüter, die vom öffentlichen Grund aus sichtbar sind. Aus-
senwerbung wird in dieser Arbeit als Synonym des englischen Begriffes out-of-home advertising
verwendet, welcher alle Werbegüter ausserhalb des privaten Bereiches bezeichnet (Ströer AG
2009).

• Planungstool bezeichnet ein Instrument, das den WerbeauftraggeberInnen aufzeigt, wie viele
potentielle Kontakte (= entspricht potentieller Aufmerksamkeit von PassantInnen) die von ih-
nen gebuchten Werbestellen aufweisen. Synonym werden auch Begriffe wie Forschungstool oder
Plakatforschungsprogramm verwendet (SPR Plus 2009).

• Öffentlicher Werberaum wird im Zusammenhang dieser Arbeit verstanden als die Gesamtheit
aller Bereiche des öffentlichen Grundes, die im Beachtungsraum (Sichtbarkeitsbereich) von Aus-
senwerbung liegen (eigene Definition).

• Akteur bezeichnet gemäss Jarren u. Donges (2007, 109-110) eine natürliche oder juristische
Person, die einen so hohen Organisationsgrad aufweist, dass sie strategisch handlungsfähig ist.
Ein Akteur kann sich gemäss Jarrens (2007) Definition in verschiedenen Rollen bewegen.

• Zivilgesellschaftliche Akteure werden in dieser Arbeit verstanden als Gruppierungen oder Ein-
zelpersonen, die weder Teil der öffentlichen Hand sind noch zur Marktgesellschaft gehören. Sie
verfolgen das Ziel, den öffentlichen Werberaum aktiv mitzugestalten (eigene Definition).

• RolleninhaberInnen weisen gemäss Jarren (2001, 109-110) aufgrund ihres geringen Organisati-
onsgrades keine strategische Handlungsfähigkeit auf und nehmen eine determinierte und vorbe-
stimmte Rolle ein.

• Das Publikum wird im Folgenden verstanden als die Gesamtheit aller Menschen, die sich im
öffentlichen Werberaum bewegen. Die Menschen des Publikums sind die potentiellen Betrachter
von Aussenwerbung. Das Publikum wird in dieser Arbeit aufgrund seines niedrigen Organisati-
onsgrades als Rolleninhaber betrachtet (eigene Definition).

• Eigenwerbung/Fremdwerbung: In der Stadt Zürich wird zwischen Eigen- und Fremdwerbung un-
terschieden. Eigenwerbung bezeichnet Reklame für ein Unternehmen, welche am Gebäude des-
selben Unternehmens platziert ist (Schäublin Architekten ETH SIA 2005, 1). Als Beispiele von
Eigenwerbung sind Migros-Aktionstafeln vor einer Migros-Filliale oder das Abbild eines Schuhs
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an der Aussenmauer eines Schuhgeschäfts, welches den Schuh zum Kauf anbietet. Fremdwer-
bung bezeichnet Reklamen an Gebäuden oder anderen Orten, welche in keinem Zusammenhang
mit den werbenden Unternehmen stehen (Schäublin Architekten ETH SIA 2005, 1). Beispiele
von Fremdwerbung sind eine Nivea-Werbung an einer Bushaltestelle, eine Konzertansage an
einer Kultursäule fern vom Konzertsaal oder ein SBB-Werbeslogan an einem Ort, wo kein Zug
hinfährt.

• Adbusting: Ad = advertisement, busting = zerstören. Unter dem Namen Adbusters entstand
in den 1960er Jahren eine werbekritische Bewegung, die durch gezielte Verfremdung von Wer-
bebotschaften Kritik an der Kommerz- und Konsumgesellschaft ausübt. Ihre Aktionen werden
üblicherweise auch Guerilla-Aktionen genannt (Aktion Züri malt).

• Reflexivität bezeichnet den steuernden Einfluss, den Handelnde auf ihr Leben nehmen, sowie
deren Fähigkeit, die Gründe ihres Handelns zu diskutieren (Löw 2001, 161-162).

• Juristische Person bedeutet eine nach geltendem Recht ordnungsgemäss gegründete oder ander-
weitig errichtete rechtsfähige Organisationseinheit unabhängig davon, ob sie der Gewinnerzie-
lung dient und ob sie sich in privatem oder staatlichem Eigentum befindet. Dazu gehören Kapi-
talgesellschaften, treuhänderisch tätige Einrichtungen, Personengesellschaften, Gemeinschafts-
unternehmen, Einzelunternehmen oder Verbände (Der Schweizerische Bundesrat (b) 1994, 338).

• Erbringer einer Dienstleistung mit Monopolstellung ist gemäss der WTO eine öffentliche oder
private Person, die auf dem betreffenden Markt des Hoheitsgebiets eines Mitglieds durch das
betreffende Mitglied förmlich oder tatsächlich als alleiniger Erbringer der betreffenden Dienst-
leistung ermächtigt oder errichtet ist (Der Schweizerische Bundesrat (b) 1994, 338).

• Institutionen sind dauerhaft in Routinen reproduzierte Gebilde. Dementsprechend sind institu-
tionalisierte Räume solche, bei denen die Anordnung über das eigene Handeln hinaus wirksam
bleibt und genormte Syntheseleistungen und Spacings nach sich zieht (Löw 2001, 164). Ge-
mäss Löw (2001, 166) bleiben Institutionen auch dann bestehen, wenn Teilgruppen sie nicht
reproduzieren.

• Macht wird als relationale Kategorie verstanden, die jeder Beziehung immanent ist. In An-
lehnung an Bachrach und Baratz beschreibt Giddens (2007, 67) zwei Gesichter von Macht:
Einerseits stellt Macht das Vermögen von Akteuren dar, die von ihnen getroffenen Entscheidun-
gen handelnd durchzusetzen. Andererseits wird Macht verstanden als die „Mobilisierung von
Einfluss, der in Institutionen eingelagert ist“. Dabei stellen Ressourcen Medien dar, durch die
Macht ausgeübt werden kann (Giddens 2007, 67). Foucault zufolge, entsteht überall wo Macht-
verhältnisse ausgehandelt werden auch Widerstand, weshalb der Widerstand niemals ausserhalb
der Macht liegt (Löw 2001, 165).

• accountability/Verantwortung bedeutet in Anlehnung an Giddens (2007, 82), Gründe für die
eigenen Handlungen zu explizieren, sowie die normativen Fundamente zu liefern, durch die sie
gerechtfertigt werden können.
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„Werbung scheint zu weltlich für eine ernsthafte Betrachtung.“[12](Hänggi 2009)

MedienwissenschaftlerInnen und NeuropsychologInnen setzen sich mit Werbewirkung auseinander und
veröffentlichen immer wieder neue Studien über die Wirkungskraft der unterschiedlichen Werbemedi-
en. Die Homepages der Plakatgesellschaften zeigen, dass solche Studien regelmässig von Institutionen
der Werbebranche in eigener Regie durchgeführt werden, mit dem Ziel die Wirkungskraft des an-
gebotenen Werbemediums aufzuzeigen. Als Beispiel einer – von der Werbebranche unabhängigen –
Studie, sei hier Scheiers (2006) Buch ‚Wie Werbung wirkt. Erkenntnisse des Neuromarketings‘ ge-
nannt. Es beschreibt verschiedene Zugänge zum Gehirn der BetrachterInnen von Werbebotschaften
und legt dar, wie eine Brücke vom Werbeinhalt zur Handlungsmotivation geschlagen werden kann.
Solche Studien gäbe es noch viele zu nennen, doch sind sie für diese Arbeit von geringem Interesse, da
Werbeinhalte nur am Rande in die Analyse miteinbezogen werden. Die wissenschaftliche Diskussion
über die Werbung und im spezifischen über die Aussenwerbung findet – im Gegensatz zur Diskussion
über die Werbewirkung – an einem relativ kleinen Ort statt (Hänggi 2009).
In jüngerer Zeit wurden zwei erkenntnisträchtige Bücher zum Thema Aussenwerbung publiziert: ‚Gast-
freundschaft im Zeitalter der medialen Repräsentation‘ – eine philosophische Analyse von Hänggi
(2009) über das ‚Wesen‘ der Werbung. Es handelt sich um eine theoretische Analyse von Werbung,
welche keine empirische Datenerhebung enthält. Ihre Inhalte werden im Theoriekapitel 7 genauer be-
leuchtet. Das Werk von Lehmann (2008) ‚Public Space – Public Relations: Grossformatige Werbung als
Beispiel des Umgangs mit öffentlichen Räumen‘ ist eine der ersten Analysen, die Werbung im öffent-
lichen Raum aus einer stadtplanerischen Perspektive betrachtet (Lehmann 2008). Die Autorin zeigt
anhand dreier Fallstudien in deutschen Städten auf, dass im Bereich der grossformatigen Werbung
Handlungs- und Steuerungsbedarf besteht und schlägt mögliche Instrumente und Handlungsoptionen
der Stadtplanung vor. Sie konzentriert sich dabei auf die grossformatige Werbung und beleuchtet
die vergleichsmässig kleinformatige und häufig auftretende Plakatwerbung nur in einem allgemeinen
Abschnitt über Aussenwerbung. Zudem ist Aussenwerbung auch ein Thema in wissenschaftlichen
Untersuchungen zur fortschreitenden Kommerzialisierung öffentlicher Räume. Aussenwerbung wird
dann als die Vereinnahmung öffentlicher Räume durch Kommerz bezeichnet (Wentz (2002) in Selle
(2002)) oder als Ursache für die Zerstörung lokaler Bedeutungen verstanden (Sennet (2000) zitiert in
Lehmann (2008). Aussenwerbung ist in diesen Studien aber nicht zentraler Untersuchungsgegenstand,
sondern wird als Teilelement der allgemeinen Kommerzialisierung öffentlicher Räume in die Untersu-
chung miteinbezogen.
Das im Jahr 2005 veröffentlichte Buch ‚Delete! Die Entschriftung des öffentlichen Raums‘ dokumen-
tiert eine Strassenaktion von Steinbrener und Dempf – zweier Künstler, die 14 Tage lang die Wiener
Neubaugasse „entschrifteten“(Dempf u. Steinbrener 2006). Zwar ist das vorwiegend fotografisch ge-
staltete Buch keine wissenschaftliche Analyse, doch erachte ich es als einen wichtigen Beitrag zum
öffentlichen Diskurs über Aussenwerbung beziehungsweise über die Konstruktion öffentlicher Räume
und die „Verbildlichung der Städte im Zuge der Modernisierung“(Dempf u. Steinbrener 2006).
Die Betrachtung von Aussenwerbung führt zu Fragestellungen über öffentliche Räume, Aufmerksam-
keit, Raumgestaltung oder Macht – Themenbereiche, zu denen von der Philosophie, der Soziologie und
der Geographie interessante Zugänge vorgeschlagen werden. So befasst sich beispielsweise die moderne
Stadtgeographie mit den symbolischen und materiellen Aspekten der Raumkonstitution und disku-
tiert unter der Bezeichnung Ökonomie der Symbole die Aufladung räumlicher (An)Ordnungen mit
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kulturellen Werten. Diese Ökonomie der Symbole strebt nach einer ökonomischen Wertsteigerung von
Gütern und Dienstleistungen, wie auch von Orten und Städten. Dabei werden Symbole verstanden
als immaterielle Güter wie beispielsweise Bedeutungen, Werte, Bilder, Ideen, Erfahrungen oder Emo-
tionen. Eine Analyse, die sich unter anderem diesem Thema widmet, ist die ‚Einführung in die Stadt-
und Raumsoziologie‘ von Löw u. Stoetzer (2008, 128). Zukin (1998) (zitiert in Löw u. Stoetzer (2008,
128)) beschreibt darin die Ökonomie der Symbole als „permanente Auseinandersetzung mit Reprä-
sentationen politischer und ökonomischer Macht“.
Von Seiten der Medienwissenschaft und der Psychologie werden die Möglichkeiten der symbolischen
Aufladung materieller Güter – also die von den Werbemedien ausgehende Strukturierungskraft auf
den Menschen – analysiert. Wie oben erwähnt, spielen diese Analysen in der vorliegenden Arbeit eine
untergeordnete Rolle.
Eine vermutlich einzigartige Auseinandersetzung mit Aufmerksamkeit, sind Francks Darlegungen zum
‚mentalen Kapitalismus‘ (2005) sowie über die ‚Ökonomie der Aufmerksamkeit‘ (2007). Franck (2007)
beschreibt Aufmerksamkeit als neue Währung unserer Gesellschaft und bezeichnet sie als das Wert-
vollste was wir erhalten beziehungsweise bieten können.
Hinzu kommen Werke aus der Philosophie und der Soziologie, die sich mit dem Verständnis von Öf-
fentlichkeit beziehungsweise von Raum befassen. Sie sind zahlreich (Lehmann 2008, 26-40), doch gehe
ich an dieser Stelle nicht weiter auf diese Werke ein, sondern werde in den nachfolgenden theoretischen
Betrachtungen ausgewählte philosophische und soziologische Zugänge zum Begriff ‚Öffentlichkeit‘ ge-
nauer beleuchten.
Diese Arbeit erhebt den Anspruch, an die vorhandenen Ansätze der Stadtgeographie, der Raumsozio-
logie und den relevanten philosophischen Betrachtungen anzuknüpfen, ohne dabei den geographischen
Blickwinkel zu verlieren. Meines Erachtens wird insofern wissenschaftliches Neuland betreten, als eine
räumlich-soziologische Analyse des Beachtungsraumes von Aussenwerbung als materialisierter Raum
im Sinne von Löw (2001) bislang noch nicht vorgenommen wurde. Zudem war – meines Wissens –
Aussenwerbung als Aspekt der Raumaneignung bisher kein Thema geographischer Analysen.
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6. Zur Konstitution von Raum

Raumkonstitutionsprozesse sind auf allen skalierbaren Ebenen zu beobachten: Die Entwicklung terri-
torial gebundener Nationalstaaten, die alltäglichen Aushandlungen um Raumansprüche in Stadtpär-
ken oder die Verdoppelung der Realitätserfahrungen durch digitale Netze sind drei Beispiele von
allgegenwärtigen Raumphänomenen. Heute wird heute Raum nicht mehr als materieller Hinter- oder
Untergrund sozialer Prozesse verstanden, sondern als sozial produziert betrachtet. Die Gesellschaft
ist dabei strukturierender Akteur der Raumproduktion und wird selbst wiederum von den produzier-
ten Raumphänomenen strukturiert. Raum und Gesellschaft werden als sich gegenseitig verändernde
Phänomene aufgefasst und das einst übliche Verständnis des Behälterraumes wird heute nicht mehr
als Normalfall vorausgesetzt, sondern als möglicher Spezialfall einer räumlichen Anordnung begriffen
(Löw u. Stoetzer 2008, 51).
Bedeutende soziologische Raumkonzepte entstammen der marxistischen und der handlungstheoreti-
schen Tradition (Löw u. Stoetzer 2008, 51). Henri Lefèbvre als Pionier der modernen Raumsoziologie
und wichtiger Vertreter der marxistischen Tradition, legte 1974 in seinem Werk Production de l’espace
die Grundlage für einen relationalen Raumbegriff (Löw u. Stoetzer 2008, 52). David Harvey gelang es
später, die Überlegungen Lefèbvres auf die Ära der 1990er Jahre zu übertragen und sie mit der Dis-
kussion über den Bedeutungsverlust räumlicher Barrieren unter den Bedingungen der Globalisierung
zu erweitern (Löw u. Stoetzer 2008, 58).
Im Gegensatz zu Vertretern der marxistischen Tradition, welche die strukturelle Prägung des Han-
delns betonen, suchen AutorInnen des handlungstheoretischen Ansatzes nach einer vermittelnden
Kategorie zwischen den materiellen Aspekten von Räumen und den sozialen Auswirkungen räum-
licher Strukturen (Löw u. Stoetzer 2008, 58, 59). Der englische Soziologe Anthony Giddens ist der
wohl wichtigste Vertreter handlungstheoretischer Raumkonzeptionen. Kern seiner 1984 begründeten
Theorie der Strukturierung bildet die Dualität von Handeln und Struktur1, mit welcher Giddens de-
ren gegenseitige Bedingtheit zum Ausdruck bringt (Giddens 2007, 77). Giddens versteht Raum als
das in Orte eingelassene Setting. Sein Raumverständnis erlaubt ihm deshalb nicht, die Begriffe Raum
und Ort als soziologische Begriffe mit unterschiedlicher Bedeutung einzusetzen. Die moderne Raum-
soziologie bemängelt diese unklare Trennung von Ort und Raum und schlägt eine Erweiterung der
Giddens’schen Erkenntnis von der Dualität der Struktur vor: Die Dualität von Raum (Löw u. Stoetzer
2008, 63).
Die vorliegende Arbeit vertritt dieses relativistische Raumverständnis und orientiert sich an dem von
Löw (2001) vorgeschlagenen raumsoziologischen Konzept. Löw’s Theorie bietet geeignete Grundlagen
für das Verständnis von Raumherstellung und für die Betrachtung von öffentlichem Raum (Bühler
u. a. 2009)2. Nachfolgend werden die Grundlagen von Löws Raumsoziologie (2001) erläutert.

6.1. Die Konstitution von Raum im Sinne von Löw

In Löws Raumkonzeption (2001) stehen sich Raum und Materie nicht in einem dualistischen Ver-
hältnis gegenüber. Vielmehr sind es die Beziehungen zwischen den Objekten und Lebewesen, welche
Räume bilden (Bühler u. Kaspar 2006, 37). Entsprechend definiert Löw (2001, 224) Raum als „rela-

1Die Dualität von Handeln und Struktur wird von Giddens auch einfach Dualität der Struktur genannt (Giddens 2007,
77)

2Erscheint voraussichtlich im Jahr 2010
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tionale (An)Ordnung sozialer Güter und Menschen an Orten“. Die Konstitution von Raum ist also
einerseits durch die sozialen Güter und Menschen bestimmt und andererseits durch deren Relationen
untereinander. Daraus ergeben sich folgende Betrachtungsweisen von Räumen:

• Auseinandersetzung mit den sozialen Gütern und Menschen

• Auseinandersetzung mit deren Relationen

Löw bietet einen ansprechenden theoretischen Rahmen für die Auseinandersetzung mit den sozialen
Gütern und Menschen sowie deren Relationen untereinander. Nachfolgend werden die von ihr vorge-
schlagenen Bausteine der gesellschaftlichen Raumproduktion erläutert, wobei die einzelnen Elemente
nicht nacheinander begriffen werden sollen.

6.1.1. Soziale Güter, Menschen und Wahrnehmung

„Raum wird als eine relationale Ordnung von Körpern verstanden, welche ständig in Bewegung sind und
wodurch sich die Anordnung selbst wiederum ständig verändert (Löw 2001, 152).“

Diesen Körpern, welche einerseits anordnen und andererseits angeordnet werden, ist gemeinsam, dass
sie „Produkte“ gegenwärtigen und vor allem „Produkte“ vergangenen materiellen und symbolischen
Handelns, kurz, soziale Güter sind (Löw 2001, 152-153). Soziale Güter können wiederum differenziert
werden in primär materielle und primär symbolische Güter. Materielle Güter werden beispielsweise
verstanden als menschliche Artefakte, Naturgegebenheiten oder der physische Organismus des Han-
delnden. Beispiele für symbolische Güter sind bestimmte Vorschriften und Werte oder auch bestimmte
Rollenerwartungen.
Da die jeweiligen Güter nie ganz materiell oder nur symbolisch sind, sondern immer beide Kompo-
nenten aufweisen, wird von primär symbolisch, oder primär materiell gesprochen. Die Tätigkeit des
Anordnens bringt es mit sich, dass hier primär materielle Güter gemeint sind. Angeordnet werden
also Güter in ihrer materiellen Eigenschaft, verstanden werden können diese Anordnungen jedoch nur,
wenn die symbolischen Eigenschaften der sozialen Güter entziffert werden. Soziale Güter sind also ein
wesentlicher Baustein von Räumen.
Im Unterschied zum früheren Raumverständnis, als Menschen der relationalen Anordnung von Din-
gen gegenübergestellt wurden, beschreibt Löws Raumsoziologie die Menschen nicht nur als Raum
schaffend, sondern genauso als Elemente dessen, was zu Räumen zusammengefasst wird (Löw 2001,
155). Menschen werden also gleichermassen in die Konstitution von Räumen integriert wie die so-
zialen Güter. Menschen können von anderen Menschen positioniert werden, wenn zum Beispiel eine
Person einer anderen zu nahe tritt. Im Gegensatz zu den sozialen Gütern können sich Menschen aber
auch aktiv positionieren. Folglich versteht Löws relativistisches Raumkonzept den physischen Raum
nicht als unabhängig von gesellschaftlichen Prozessen, sondern betrachtet ihn als „Manifestation des
gesellschaftlichen Raumes“(Bühler u. Kaspar 2006, 38).
Bei der Analyse der Raumkonstitution geht es aber nicht nur um die Frage, wie der Mensch sozia-
le Güter positioniert und verknüpft (siehe Kapitel 6.1.2), sondern genauso um die, den Menschen
beeinflussende Aussenwirkung dieser Güter. Die Aussenwirkung der sozialen Güter ist nicht einfach
als symbolische Wirkung zu verstehen, sondern es ist eine Beeinflussung der Menschen, die von den
Gütern ausgeht, ohne unbedingt an die Sichtbarkeit der Objekte gebunden zu sein (Löw 2001, 194).
Es sind beispielsweise die Düfte, die Geräusche oder die Suggestivkraft von Farben welche von den
sozialen Gütern ausgehen und uns prägen. Die Notwendigkeit, Wahrnehmung als einen Aspekt des
Handelns beziehungsweise der Raumkonstitution zu begreifen, zeigt sich somit deutlich (Löw 2001,
194). Da die Ausstrahlung jedoch nicht nur von sozialen Gütern, sondern auch von den Menschen
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ausgeht, definiert Löw (2001, 196) Wahrnehmung als ein „Prozess der gleichzeitigen Ausstrahlung von
sozialen Gütern beziehungsweise Menschen und der Wahrnehmungsaktivität des körperlichen Spü-
rens“.
Wahrnehmung ist von der Wahrnehmungsaktivität des Handelnden abhängig und hat somit nicht den
Charakter von etwas Unmittelbarem (Löw 2001, 197). Aus der unendlichen Menge des Wahrnehm-
baren wird nach einem bestimmten Habitus, einem so genannten Wahrnehmungsschema ausgewählt,
was wahrgenommen wird. Die Kriterien dieses Schemas werden im Prozess der Sozialisation und der
Bildung geformt, womit die Wahrnehmung gemäss Löw (2001, 197) einen vorstrukturierten Charakter
annimmt. Giddens (2007, 98-100) erklärt den der Wahrnehmung zu Grunde liegenden Selektionspro-
zess mit drei Kategorien des Erinnerungsvermögens:

1. Das Bewusstsein als sensorische Aufmerksamkeit

2. Das Gedächtnis als zeitliche Konstitution des Bewusstseins

3. Die Erinnerung als das Mittel der Rekapitulation

Die vorliegende Arbeit beruht auf Giddens’ Verständnis von Wahrnehmung als positiven Aufnahme-
prozess, welche erst durch die verschiedenen Stufen des Erinnerungsvermögen einer Selektion unter-
liegt.

6.1.2. Syntheseleistung, Spacing und die Dualität von Raum

Vorhergehend wurde erwähnt, dass Raum als „relationale Anordnung von sozialen Gütern und Men-
schen“ verstanden wird. Nachdem diese sozialen Güter und Menschen eben besprochen wurden, soll
nun das Augenmerk auf die der Raumkonstitution zu Grunde liegenden Prozesse gelenkt werden.
Die Erschliessung der Raumkonstitution bedarf einer systematischen Unterscheidung des Anordnen-
den und des Angeordneten. Entsprechend beschreibt Löw (2001, 158) zwei gleichzeitig ablaufende
Prozesse:

• Syntheseleistung ist das Zusammenfassen von Gütern und Menschen zu Räumen über
Wahrnehmungs-, Vorstellungs- und Erinnerungsprozesse.

• Spacing bezeichnet das Platzieren von Gütern und Menschen, um Ensembles von Gütern und
Menschen als solche erkenntlich zu machen (Löw 2001, 158). Es handelt sich einerseits um den
Moment der Platzierung sowie die Bewegung zur nächsten Platzierung.

Im praktischen Handlungsvollzug sind Spacing und Syntheseleistung zwei gegenseitig miteinander
verbundene Prozesse (Löw 2001, 225). Da Löw (2001, 225) Raum nicht als gegeben betrachtet,
sondern seine Konstitution in den Handlungsverlauf miteinbezieht, müssen Räume erst aktiv durch
Syntheseleistung produziert werden. Ermöglicht wird die Syntheseleistung durch Wahrnehmungs-,
Vorstellungs- und Erinnerungsprozesse. Die Verknüpfungsleistung von sozialen Gütern und Menschen
zu Räumen ist durch Raumvorstellungen und den klassen-, geschlechts- und kulturspezifischen Ha-
bitus vorstrukturiert (Löw 2001, 225). Spacing-Prozesse werden von Löw (2001, 225) als Aushand-
lungsprozesse verstanden. Bezogen auf den öffentlichen Werberaum bedeutet Spacing beispielsweise
das Platzieren einer Reklametafel auf einem öffentlichen Platz. Gleichzeitig beschreibt Spacing aber
auch die Entscheidung eines Passanten / einer Passantin sich auf jenem öffentlichem Platz aufzuhal-
ten, sich dort zu platzieren. Entsprechend definiert Löw Raum folgendermassen:

„Raum ist eine relationale (An)Ordnung von Lebewesen und sozialen Gütern. Raum wird konstituiert
durch zwei analytisch zu unterscheidende Prozesse, das Spacing und die Syntheseleistung. Letztere er-
möglicht es, Ensembles von Gütern und Menschen zu einem Element zusammenzufassen.“(Löw 2001,
158-159)
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Dabei ist die Konstitution von Raum – das Spacing wie auch die Syntheseleistung – immer an die
Wahrnehmung der sozialen Güter und Menschen gebunden. Denn die Synthesen sind nicht nur vom
praktischen Bewusstsein des Menschen,3 sondern ebenso von der Aussenwirkung der sozialen Güter
und Menschen beeinflusst. Das Spacing orientiert sich wiederum an diesen durch Wahrnehmung ge-
bildeten Synthesen. Die Wahrnehmung ist also der Aspekt des Handelns, der sowohl Syntheseleistung
als auch das Spacing durchzieht (Löw 2001, 198).
Diese beiden Raumkonstitutionsprozesse – Spacing und Syntheseleistung – stehen in einem Abhängig-
keitsverhältnis zu den in einer Handlungssituation vorgefundenen Gütern und Lebewesen. Einerseits
kann nur platziert und synthetisiert werden, was tatsächlich vorhanden ist. Andererseits müssen die
vorhandenen Güter und Lebewesen durch Spacing und Syntheseleistung erst zu Räumen zusammen-
gefasst werden. In Anlehnung an die Theorie einer Strukturierung von Giddens (2007), bezeichnet
Löw (2001) diese Wechselwirkung zwischen Handeln und Strukturen als Dualität von Raum.
Handeln steht also in einem rekursiv beeinflussenden Verhältnis zu den die Handlungssituation ge-
staltenden Faktoren. Die sozialen Güter haben – wie oben bereits festgehalten – eine mehr oder
weniger stark ausgeprägte materielle beziehungsweise symbolische Komponente. Dabei ist die mate-
rielle Komponente in der Regel die Voraussetzung für die symbolische Komponente (Löw 2001, 192).
Wenn Handlungssituationen prinzipiell eine materielle und eine symbolische Komponente aufweisen,
hat auch das Handeln diese zwei Aspekte. Veränderungen räumlicher Ordnungen können also mit
sozialen Prozessen wie auch mit Veränderungen der Naturgegebenheiten erklärt werden.
Die Ausdehnung des Werberaumes ist also über die Aussenwirkung der Werbegüter sowie die Wahr-
nehmung des Publikums zu verstehen. Denn überall wo Werbegüter wahrgenommen werden könnte,
besteht die Möglichkeit, dass Werberaum durch die routinierten Blicke der Menschen konstituiert
wird. Dabei werden Aussenwirkung und Wahrnehmung zwar einzeln betrachtet, stehen aber stets in
gegenseitiger Abhängigkeit zueinander.

6.1.3. Regeln, Ressourcen und Institutionen

Wie ich vorhergehend erläuterte, sind die Möglichkeiten Räume zu konstituieren, von den in einer
Handlungssituation vorgefundenen symbolischen und materiellen Faktoren abhängig (Löw 2001, 191).
Gleichzeitig ist die Raumkonstitution bestimmt durch das Handeln von Menschen. Ebenfalls mit Be-
zug auf Giddens (2007) beschreibt Löw (2001, 157) die Leitlinien dieses Handelns als Strukturen und
definiert Löw (2001, 226) Strukturen als „Regeln und Ressourcen, die rekursiv in Institutionen einge-
lagert sind und die unabhängig von Ort und Zeitpunkt Geltung haben.“ Löw (2001) bezeichnet diese
Gleichsetzung von Strukturen mit Regeln und Ressourcen als Dualität von Strukturen. Gemäss Gid-
dens (2007) sind Regeln des gesellschaftlichen Lebens, Techniken oder verallgemeinerbare Verfahren,
die in der Ausführung, beziehungsweise Reproduktion sozialer Praktiken angewendet werden. Sie be-
ziehen sich auf die Konstitution von Sinn und stehen in enger Verbindung mit der Sanktionierung des
Handelns. Dabei gilt, dass Regeln nicht ohne Bezug auf Ressourcen (siehe weiter unten) betrachtet
werden können (Giddens 2007, 67, 72, 73).
Die Merkmale von Regeln werden von Giddens (2007) durch Adjektive beschrieben wie intensiv/oberflächlich,
stillschweigend/diskursiv, informell/formalisiert oder schwach sanktioniert/stark sanktioniert. Inten-
sive Regeln sind solche, die dauernd in den Prozess der Raumkonstitution einbezogen und somit
für einen bedeutenden Teil des Alltagslebens verantwortlich sind. Andere Regeln hingegen, haben
keinen so prägenden Einfluss auf grosse Teile des Alltagsleben. Gewöhnlicherweise schreiben Sozi-
alwissenschaftlerInnen abstrakten Regeln wie z.B. kodifizierten Gesetzen den grössten Einfluss auf

3Vgl. Giddens (2007)
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das Alltagsleben zu. Giddens hingegen macht geltend, dass viele scheinbar triviale Alltagsregeln eine
nachhaltige Wirkung auf den grössten Teil des sozialen Verhaltens haben (Giddens 2007, 74).
Die meisten Regeln werden von den Akteuren bereits stillschweigend verstanden. Das bedeutet, sie
wissen, wie sie sich zurechtfinden können, ohne Bedarf, die entsprechenden Regeln zu formulieren.
Die diskursive Formulierung einer Regel würde auch bereits als eine Interpretation derselben gelten.
Formulierte Regeln – solche, denen ein sprachlicher Ausdruck verliehen wird – sind daher eher ko-
difizierte Interpretationsregeln als Regeln, wie sie im hier angewandten Terminus verstanden werden
(Giddens 2007, 74).
Gesetze als Teilgruppe von Regeln sind diskursiv formuliert und formal kodifiziert. Ausserdem ge-
hören sie zu den am stärksten sanktionierten Typen sozialer Regeln und beinhalten gar eine formell
vorgeschriebene Abstufung der Bestrafung. In Anbetracht der formellen Sanktionierung bei Gesetzen
wird die Wucht informell in Anschlag gebrachter Sanktionen für unzählige Praktiken im Alltag leicht
unterschätzt. Giddens bezeichnet diese Unterschätzung als schweren Fehler und gibt die Macht infor-
meller Sanktionen zu bedenken (Giddens 2007, 75).
Die Ressourcen sind, zusammen mit den Regeln, die wichtigsten Aspekte der gesellschaftlichen Struk-
tur. Sie sind rekursiv in Institutionen eingelagert und sind veränderlichen Charakters. Zugleich stehen
Ressourcen in engem Zusammenhang mit der Realisierung von Sanktionen beziehungsweise der Aus-
übung von Macht (Giddens 2007, 86). Giddens’ Definition von Ressourcen lautet:

„Ressourcen sind Medien, durch die Macht als ein Routineelement der Realisierung von Verhalten in
der gesellschaftlichen Reproduktion ausgeübt wird. Macht selbst kann nicht als Ressource betrachtet
werden.“(Giddens 2007, 67)

Giddens (2007, 83) gliedert die Ressourcen in allokative und autoritative Ressourcen:
Die allokativen Ressourcen sind an der Generierung von Macht beteiligte materielle Ressourcen. Sie
leiten sich aus der Herrschaft des Menschen über die Natur her und beziehen sich gleichermassen auf
die natürliche Umwelt wie auf physische Artefakte (Giddens 2007, Glossar). Allokative Ressourcen
bezeichnen die Fähigkeiten, respektive das Vermögen zur Umgestaltung, welches wiederum Herr-
schaft über Objekte beziehungsweise Güter oder materielle Phänomene ermöglicht. Einige allokative
Ressourcen wie zum Beispiel Land oder Rohstoffe scheinen eine „reale Existenz“ zu haben. Diese
Phänomene werden erst dann zu Ressourcen in der Art und Weise, wie der Terminus hier verwendet
wird, wenn sie in den Strukturierungsprozess mit einbezogen werden (Giddens 2007, 83).
Im Gegensatz zu den allokativen Ressourcen haben autoritative Ressourcen keine materielle Kompo-
nente. Sie sind an der Generierung von Macht beteiligte nichtmaterielle Ressourcen, die sich aus dem
Vermögen herleiten, die Aktivitäten menschlicher Wesen verfügbar zu machen. Autoritative Ressour-
cen ergeben sich somit aus der Herrschaft von Akteuren über andere Akteure (Giddens 2007, Glossar).
Sie beziehen sich auf Arten des Vermögens zur Umgestaltung, welche Herrschaft über Personen oder
Akteure generieren (Giddens 2007, 83).
Wie bereits festgehalten, werden Strukturen in Anlehnung an Giddens (2007) als „Regeln und Ressour-
cen, die rekursiv in Institutionen eingelagert sind“ verstanden. Strukturen – verstanden als Regeln und
Ressourcen – ermöglichen und verhindern Handeln. Dabei bleiben sie stets an den Handlungsverlauf
gebunden und können nicht losgelöst vom Handeln betrachtet werden (Löw 2001, 166). Institutionen
werden nach Giddens (2007, 76) als die dauerhaften Merkmale gesellschaftlichen Lebens definiert,
denn sie sichern die kontinuierliche Existenz sozialer Praktiken über Raum und Zeit hinweg.

„Institutionen sind dauerhaft in Routinen reproduzierte Gebilde, in denen sich die Wechselwirkung von
Handeln und gesellschaftlichen Strukturen manifestiert. Institutionen bleiben auch dann bestehen, wenn
Teilgruppen sie nicht reproduzieren.“ (Löw 2001, 166)
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Dementsprechend sind institutionalisierte Räume solche, bei denen die Anordnung über das eigene
Handeln hinaus wirksam bleibt und genormte Syntheseleistungen und Spacings nach sich zieht (Löw
2001, 164).
Unter Einbezug von Giddens Darlegungen betreffend die Routinen und das praktische Bewusstsein
kann der Werberaum als institutionalisierter Raum verstanden werden. Gemäss Giddens (2007, 36)
handeln Menschen in der Regel repetitiv und halten sich an bestimmte Routinen, welche durch das
diskursive und das praktische Bewusstsein gebildet werden. Im alltäglichen Handeln werden diese
beiden Bewusstseinsformen zusätzlich durch das Unbewusste ergänzt. Die Konstitution von Raum
entsteht gemäss Löw (2001) im Allgemeinen aus einem praktischen Bewusstsein heraus. Dies zeigt
sich daran, dass Menschen sich selten darüber verständigen, wie sie Räume schaffen. Auf Nachfrage
hin, kann jedoch ein Teil des Wissens um Räume, welches im Alltag durch das praktische Bewusst-
sein gesteuert wird, in ein diskursives Bewusstsein überführt werden (Löw 2001, 161,162). Angesichts
dessen, schaffen Menschen Werberäume aus einem praktischen Bewusstein, indem sie repetitiv ihre
Blicke auf Werbeflächen richten und somit zur Institutionalisiserung des Beachtungsraumes beitra-
gen. Im Publikum wird selten darüber geredet, wie und weshalb Aussenwerbung betrachtet wird, was
darauf hinweist, dass es sich bei diesen Blicken tatsächlich um eine Routinehandlung des praktischen
Bewusstseins handelt. Ohne diese repetitiven, den Raum institutionalisierenden Blicke, würden Wer-
beräume nicht existieren (Löw 2001, 164).
Wie oben erläutert, werden gemäss Löw (2001) Räume mittels Spacing und Syntheseleistung konstitu-
iert. Diese Prozesse werden geleitet von bestimmten Regeln und Ressourcen, also von den Strukturen.
Löw (2001) unterscheidet Teilstrukturen wie beispielsweise ökonomische, soziale oder rechtliche Struk-
turen. Zu nennen sind die Differenzierung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht als juristische
Struktur, die ökonomische Struktur, welche kapitalistische Privatwirtschaft vom öffentlichen Wirt-
schaftssektor unterscheidet oder die soziale Struktur mit ihrer Unterscheidung von öffentlichen und
privaten Sphären (Bühler 2009, 2).
Von räumlichen Strukturen spricht Löw (2001, 171) dann, wenn die „Konstitution von Räumen in
Regeln eingeschrieben und durch Ressourcen abgesichert ist. Dabei sind die Regeln und Ressourcen
unabhängig von Ort und Zeitpunkt rekursiv in Institutionen eingelagert “(Löw 2001, 171). Die Kon-
stitution von Räumen ist nicht starr, sondern prozesshaft (Löw 2001, 230), wobei Löw (2001) die
konstituierten Räume ebenfalls als Struktur versteht. Alle Regeln und Ressourcen sind schliesslich
die gesellschaftliche Struktur in und mit welcher Räume konstituiert werden. Es ergibt sich ein Struk-
turgeflecht, in welchem auch Widersprüche zwischen den einzelnen Teilstrukturen denkbar sind.

6.1.4. Gegenkulturelle Räume

Wie ich im vorherigen Kapitel aufzeigte, beschreibt Löw (2001, 164) institutionalisierte Räume als
solche, bei denen die Anordnung über das eigene Handeln hinaus wirksam bleibt und die Synthese
sowie das Spacing nach bekannten Alltagsroutinen verläuft. Nun ist der Rückgriff auf Alltagsroutinen
nicht immer möglich und oft auch nicht gewünscht (Bühler u. a. 2009)4. Wie oben erläutert, wird
das Spacing als ein Aushandlungsprozess verstanden. Da an der Raumkonstitution in den meisten
Fällen unterschiedliche Personen mit unterschiedlichen Interessen beteiligt sind, können bereits die-
se Aushandlungsprozesse alltägliche Routinen durchkreuzen (Bühler u. a. 2009)5. Löw (2001, 164)
bezieht sich auf Foucault (1983), welcher Raumvorstellungen und (An)Ordnungen immer in einen
Zusammenhang mit den Praktiken der Macht setzt. „Wer den oder die andere(n) zu Abweichungen
zwingen kann, ist abhängig von den Machtverhältnissen der Handlungssituation. So muss bei der

4Erscheint voraussichtlich im Jahr 2010
5Erscheint voraussichtlich im Jahr 2010
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Analyse von Raum die Möglichkeit eines Handelns, welches nicht auf dem praktischen Bewusstsein
beruht, erwägt werden. Löw (2001, 185) unterscheidet zudem zwischen Veränderungen von Gewohn-
heiten und kreativ-gestalterischem Handeln beziehungsweise Neugestaltungen. Letztere stellen eine
Variation des Handlungsspektrums dar, während mit Veränderungen von Gewohnheiten das Ablegen
alter Gewohnheiten zugunsten neuer Routinen einhergeht. Regelmässige Abweichungen werden somit
selbst zur Routine. So können institutionalisiserte Räume geschaffen werden, die nicht (oder noch
nicht) im Einklang mit gesellschaftlichen Strukturen stehen. Dieses Handeln gegen institutionalisierte
(An)Ordnungen nennt Löw (2001, 185) gegenkulturell. Die in diesem Prozess konstituierten Räume
werden entsprechend gegenkulturelle Räume genannt. Solche Raumkonstitutionen können einen flüch-
tigen Charakter haben oder auch eigene Institutionen schaffen. Dies ist abhängig von der Anzahl
Menschen, die an derselben Raumkonstitution beteiligt sind und vom Zugriff auf die relevanten Re-
geln und Ressourcen, auf welchen die Konstitution des gegenkulturellen Raumes basiert (Löw 2001,
185).

Abbildung 6.1.: Modell Raumsoziologie. Quelle: Stoetzer (2005).

Das von Stoetzer (2005) gefertigte Modell der Raumsoziologie (vgl. Abb.6.1) verleiht einen Überblick
über Löws Raumkonzept und zeigt deutlich, dass es sich bei der relationalen Raumkonstitution nicht
um ein Nacheinander der Begrifflichkeiten, sondern um ein enges Geflecht der verschiedenen Faktoren

28



6. Zur Konstitution von Raum

handelt. So gibt es gemäss Löw kein Handeln ohne Strukturen, kein Spacing ohne die materiellen und
symbolischen Güter, und keine Regeln ohne Ressourcen. Die bisherigen Darlegungen beziehen sich
auf die Konstitution von Räumen im Allgemeinen. Die Übertragung dieses allgemeinen Konzeptes
auf den spezifischen Ort des öffentlichen Werberaumes der Stadt Zürich erfolgt im Teil IV. Zunächst
werde ich im nächsten Kapitel einen theoretischen Zugang zum Thema Aussenwerbung vorstellen.
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7. Das Prinzip der Gastfreundschaft als Mittler zwischen sozialen
Gütern und Menschen

Werbegüter und Menschen sind die spezifischen Elemente des öffentlichen Werberaumes. Sie sind dafür
verantwortlich, dass ein Raum erst zu einem Werberaum wird. Auf der einen Seite steht die Ausstrah-
lung der Werbegüter, auf der anderen Seite deren Wahrnehmung durch den Menschen. Werbegüter
würden ohne den Menschen nicht existieren und ein Werberaum ohne Werbegüter hätte seinen Namen
nicht verdient. Das von Hänggi auf Werbung angewandte Prinzip der Gastfreundschaft beschreibt die
Relation zwischen diesen beiden grundlegenden Elementen des Werberaumes: die Werbegüter und die
Menschen.

Hänggi (2009) vereint in seinem Buch „Gastfreundschaft im Zeitalter der medialen Repräsentation
– eine Ökonomie des Geistes“ philosophische Fragestellungen mit biologischen Erkenntnissen und
Ansätzen der Marktlogik zu einem das Wesen der Werbung erklärenden Gesamten. In einer Gesell-
schaft, welche das Nachdenken über Werbung gemäss Hänggi (2009) auf morgen verschoben hat und
in welcher der brancheninterne Diskurs den öffentlichen Diskurs dominiert, setzen Hänggis (2009)
Darlegungen einen Gegenpunkt.
Die Einstellungen und Handlungen der VermarkterInnen von Werbegütern und des Publikums sind
geprägt vom gängigen brancheninternen Diskurs beziehungsweise dem kaum vorhandenen öffentlichen
Diskurs über Werbung (Hänggi 2009, 12). Hänggi beschreibt in seiner Dissertation vier Denkmuster,
welche den brancheninternen Diskurs dominieren und seiner Meinung nach zu einer instrumentellen
Sichtweise des Begriffes Kommunikation geführt haben:

1. Die Konfusion natürlicher und juristischer Personen, welche dafür verantwortlich ist, dass nie
auf die fundamentalen Unterschiede zwischen natürlichen und juristischen Personen eingegangen
wird. Dies führt nach Hänggi (2009, 28) schliesslich zu einem Problem der Verantwortung (vgl.
Kapitel 7.1).

2. Der Einweg-Informationstransfer muss gemäss Hänggi (2009, 32) von der Werbebranche als
Kommunikation bezeichnet werden, da sie nicht die Ressourcen hätte, eine symmetrische Kom-
munikation mit dem Publikum zu führen (vgl. Kapitel 7.2).

3. Der Verlust der kritischen Distanz, die uns – so Hänggi (2009, 13) – den unvoreingenommenen
Blick auf das Phänomen entzieht.

4. Der Preis der Kommunikation beziehungsweise die Monetarisierung der Informationsbereitstel-
lung, welche dazu führt, dass gewisse Menschen von der Kommunikation ausgeschlossen werden
(Hänggi 2009).

Da ich die ersten zwei Denkmuster bei der Analyse der Werberaumes mit einbeziehen werde, folgen
nun einige Erläuterungen dazu.

7.1. Natürliche und juristische Personen: Die Frage der Verantwortung

Gemäss Hänggi (2009, 23-31) prallen bei der Wahrnehmung einer Werbebotschaft natürliche Perso-
nen, die Individuen, mittelbar und unmittelbar auf die hinter der Werbung stehenden juristischen
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Personen, die Unternehmen.
Unter Hänggis (2009) (22) Annahme, dass sich ein Körper aus anderen Körpern zweiter Ordnung
zusammensetzt und dass dieser Körper ein Bewusstsein hat, gleichen sich natürliche und juristische
Personen. Gemäss Hänggi (2009, 27) werden die Körper zweiter Ordnung von Menschen durch die
Organe des menschlichen Organismus dargestellt. Die Körper zweiter Ordnung von Unternehmen sind
seine MitarbeiterInnen. Obwohl juristische und natürliche Personen den gleichen Namen ‚Person‘ tra-
gen und vor Gesetz oftmals gleichgestellt sind, weist Hänggi (2009, 22-31) auf den grundsätzlichen
Unterschied der beiden Einheiten hin: die Verantwortung und die Ansprechbarkeit. Gemäss Häng-
gi (2009, 28) verunmöglicht dieser Unterschied der beiden Einheiten, dass juristische Personen auf
natürliche Personen (Hänggi verwendet auch den Begriff Sigularitäten) eingehen können. Es folgen
einige Erläuterungen dazu.

Hänggi (2009, 22) versteht eine juristische Person als unabhängig von Ort und Zeit. Sie kenne we-
der die der natürlichen Person inne liegende zeitliche Vergänglichkeit, noch deren Ortsgebundenheit.
Dadurch dass ihre Körper zweiter Ordnung (natürliche Personen) austauschbar sind, ist eine juris-
tische Person gemäss Hänggi (2009, 22), welcher sich auf Chief Justice Marshall stützt, nicht an
deren körperliche Begrenztheit gebunden. So erlangt die juristische Person den Status der Unsterb-
lichkeit, solange es die Marktbedingungen erlauben. In Anlehnung an (Hänggi 2009, 23), erhält auch
der biologische Körper die Unabhängigkeit von Ort und Zeit einer juristischen Person, sobald er auf
einem Plakat abgebildet ist und somit unendlich reproduzierbar wird. Gleichzeitig beschreibt Hänggi
(2009) die Austauschbarkeit dieser abgebildeten Körper. Die Austauschbarkeit der Körper zweiter
Ordnung von juristischen Personen und die Austauschbarkeit von abgebildeten Personen (= medialer
Inhalt), verhindern den singulären Kontakt zwischen einer juristischen Person mit einem einzelnen
Menschen (Hänggi 2009, 23-29). Als Beispiel verweist Hänggi auf Virilio (1998), welcher die Situation
beschreibt, mit einem Unternehmen zu „sprechen“ und dabei das Gefühl zu haben, es sei niemand
da, gerade weil immer jemand da ist. Die natürlichen Personen, welche Teil einer juristischen Person
sind, müssen gemäss Virilio (zitiert in (Hänggi 2009, 28) jederzeit austauschbar sein und während
der Arbeitszeit als Repräsentanten dieser juristischen Person auftreten. Sie sprechen also nie für sich
selbst, sondern immer für das artifizielle Konstrukt des Unternehmens. Trotzdem beschreibt Hänggi
(2009, 28) die sprechende natürliche Person als nie identisch mit der juristischen Person, für die sie
spricht. Hänggi (2009, 28) sieht in dieser Gegebenheit die vielleicht grösste Herausforderung bezogen
auf die Verantwortung.

„Wenn zu viele durch einen einzelnen Kanal oder eine einzelne Botschaft sprechen und sowohl der einzig-
artige Gesichtspunkt wie der einzigartige Mensch verschwinden, dann ist niemand mehr da, um Verant-
wortung zu übernehmen. Verantwortung kann auch geteilt werden, aber geteilte Verantwortung ist nicht
multipliziert, sondern aufgeteilt und deshalb verstümmelt und kann somit keine adäquate Antwort auf die
Begegnung mit Singularitäten [natürlichen Personen] sein.“(Hänggi 2009, 28)

Obwohl viele Unternehmen versuchen, der „Verstümmelung von Verantwortung“ mit Leitbildern und
Corporate Social Responsability Statements entgegen zu wirken, ist diese Verantwortung gemäss Häng-
gi (2009, 149) kaum vergleichbar mit jener von natürlichen Personen.

7.2. Kommunikation als Einweg-Informationsübermittlung

Hänggi (2009, 31-34) beschreibt die für den Werberaum selbstverständliche Konfrontation von ju-
ristischen und natürlichen Personen auf ein und derselben Ebene: der Kommunikationsebene. Dies
verunmöglicht gemäss Hänggi (2009) dem Publikum, eine andere Antwort auf eine Werbebotschaft
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zu geben als die binäre Antwort: Kauf/Nichtkauf. Das Ziel eines Unternehmens, für welches alle seine
Teilkörper (natürliche Personen) sprechen, liegt normalerweise in seinem ökonomischen Wachstum
mittels Verkäufen von Produkten (Hänggi 2009, 25). Als Antwort auf eine Werbekampagne erwartet
ein Unternehmen deshalb gemäss Hänggi (2009, 25) einzig die vom Individuum erbrachte Entschei-
dung ‚Kauf/Nichtkauf‘. Nun kann in Anlehnung an Hänggi (2009) das gesamte Publikum als ein
Körper verstanden werden, welcher dem einer juristischen Person gleicht. Die natürlichen Personen
des Publikums gleichen gemäss Hänggi (2009) den austauschbaren Körpern zweiter Ordnung von ju-
ristischen Personen1. Potentielle Käufer, welche sich gegen den Kauf entscheiden, können also durch
andere potentielle Käufer, welche sich für den Kauf entscheiden, ersetzt werden. In diesem Sinne löst
sich die Antwortmöglichkeit des Publikums, so Hänggi (2009), in Nichts auf.
Nach Hänggi (2009) hat damit die Werbebranche für sich ein Verständnis von Kommunikation als
einseitige Informationsübermittlung ohne Antwortmöglichkeiten gewählt. Folgender Ausschnitt aus
Astrid Lindgrens Pippi Langstrumpf bringt die ganze Geschichte auf den Punkt.

„Die Kinder kamen an einem Parfümgeschäft vorbei. Im Schaufenster stand eine große Dose Sommer-
sprossensalbe. Neben der Dose war ein Pappschild, auf dem stand: „Leiden Sie an Sommersprossen?“ . . .
„Ja, tatsächlich“, sagte Pippi nachdenklich. „Na ja, eine höfliche Frage verlangt eine höfliche Antwort.
Kommt, wir wollen reingehen.“
Sie machte die Tür auf und ging hinein. Dicht hinter ihr kamen Thomas und Annika. Hinter dem Laden-
tisch stand eine ältere Dame. Pippi ging direkt auf sie zu.
„Nein“, sagte sie bestimmt.
„Was möchtest du haben?“ fragte die Dame.
„Nein“, sagte Pippi noch einmal.
„Ich verstehe nicht, was du meinst“, sagte die Dame.
„Nein, ich leide nicht an Sommersprossen“, sagte Pippi. Jetzt verstand die Dame. Sie warf einen Blick auf
Pippi und stieß hervor:
„Ja, aber liebes Kind, du hast ja das ganze Gesicht voll Sommersprossen!“
„Ja, gewiss“, sagte Pippi, „aber ich leide nicht an ihnen. Ich habe sie gern. Guten Morgen!“
(Lindgren (1999) zitiert in Hänggi (2009, 31,32))

Man stelle sich nun vor, jede Person würde handeln wie Pippi und antworten auf Werbebotschaften,
welche ihr begegnen. Die Dame müsste vor dem Laden stehen, der Menschen Antworten entgegen-
nehmen und könnte nicht gleichzeitig im Laden die Kunden bedienen. Die Anzahl ausgesendeter
Botschaften und die noch viel höhere Anzahl antwortender Menschen könnten im Sinne einer symme-
trischen Kommunikation niemals von der Werbebranche bewältigt werden (Hänggi 2009, 32). Gemäss
Hänggi (2009) scheint die Ohnmacht der Werbebranche gegenüber einer symmetrischen Kommunika-
tion und die Austauschbarkeit von Konsumenten „von der Werbeindustrie zu fordern, dass einseitige
Informationsübermittlung als Kommunikation gelte.“(Hänggi 2009, 32)

7.3. Die Forderung nach absoluter Gastfreundschaft

Nachdem die vorhergehenden Darlegungen den Kommunikationsparadigmen der Werbeindustrie ge-
widmet waren, gelten die nachfolgenden Erläuterungen dem die Werbebotschaften empfangenden
Personen. Hänggi (2009, 147-152) begreift das Publikum als GastgeberIn, die Werbebotschaft als
Gast. Letztere wird von Hänggi als Gabe der Werbeindustrie dargestellt und auf der Basis von Derri-
das ethischer Gabe kritisiert. Nach Derrida (zitiert in Hänggi (2009, 147-152)) verlangt eine ethische

1Ergänzend weise ich auf den niedrigen Organisationsgrad des Publikums hin, der im Gegensatz zum hohen Organi-
sationsgrad einer juristischen Person steht (vgl. Kapitel 14)
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Gabe absolute Nichtintentionalität und Nichterkennbarkeit des Gebenden und der Gabe. Derridas
Ansprüche an die Gabe stehen gemäss Hänggi im Gegensatz zur Werbeindustrie, welche Sichtbar-
keit als Bedingung der Gabe definiert. Während Menschen die Unmöglichkeit der ethischen Gabe
zumindest erahnen können (Hänggi 2009, 148), schreibt Hänggi juristischen Personen keine solchen
Fähigkeiten zu. Gemäss Hänggis (2009, 147 – 152) Darlegungen gibt die Werbeindustrie ihre Gaben
(Werbebotschaften), ohne die Bedingungen der Gabe oder die Gabe selbst in Frage zu stellen. Gleich-
sam fordere sie – so Hänggi (2009, 148,149) – die gastgebende Person auf, ihre Gabe anzunehmen.
An diesem Punkt weist Hänggi (2009, 148) auf die Relevanz hin, zwischen zwei Ausprägungen von
Werbung zu differenzieren:

1. Werbung, die Menschen ohne ihre implizite Zustimmung anspricht. Es sind beispielsweise Pla-
katwerbung oder Spam (Hänggi 2009, 148).

2. Werbung, welche aufgrund einer Kette selbstständiger Entscheide konsumiert wird. Es handelt
sich um Werbung, die kombiniert mit Inhalten auftritt, an denen der/die GastgeberIn tatsächlich
interessiert ist (Hänggi 2009, 148). Als Beispiel dafür nenne ich die Informationsmedien in denen
explizit gefragte Information mit Werbung zusammen auftritt.

Werbung, die Menschen ungefragt anspricht, stellt aus Hänggis Perspektive der Gastfreundschaft
ein Problem dar. Die ungefragte Werbung – solche, die nicht umgangen werden kann – fordert von
jenen, die ihr ausgesetzt sind, die absolute Gastfreundschaft (Hänggi 2009, 148). Hänggi bezieht sich
auf französische Philosophen und bezeichnet absolute Gastfreundschaft insofern als unmögliche Art
von Gastfreundschaft, „da sie allem gegenüber offen ist und niemandem den Zutritt verweigert, der
Obdach braucht oder wünscht.“ (Hänggi 2009, 92)

„[Absolute oder bedingungslose Gastfreundschaft] ist der Verzicht des Souveräns auf die Souveränität, die
Auflösung des souveränen Raums.“(Hänggi 2009, 92)

Die Werbeindustrie muss gemäss Hänggi (2009, 148) diesen Verzicht des Individuums auf seine Sou-
veränität voraussetzen, da sie aufgrund der Austauschbarkeit ihrer Körper zweiter Ordnung weder
im Stande ist, Singularitäten zu begegnen, noch Verantwortung für die Bedingung ihrer Gabe zu
übernehmen (vgl. Kapitel 7.1 ‚Natürliche und juristische Personen: Die Frage der Verantwortung‘).
So schreibt schliesslich die Werbeindustrie die Verantwortung der gastgebenden Person zu2. Diese
gastgebende Person muss gemäss Hänggi (2009, 148) absolute Gastfreundschaft bieten, ihr Gehirn ist
nach Malabou (zitiert in Hänggi (2009, 138-141)) jedoch so beschaffen, dass es auf den Gast plastisch
reagieren kann und sich nicht der Flexibilität des geformt Werdens hingeben muss. Malabou (2006)
weist darauf hin, dass das Gehirn ein plastisches Organ ist, mit der doppelten Fähigkeit, geformt zu
werden und selber zu formen. Es ist damit in der Lage, sich selbst und seine Umwelt zu formen, wobei
Letztere erneut das Gehirn formt Malabou (2006). Malabous Übersetzung biologischer Erkenntnisse
auf die soziale Gestaltung der Umwelt, erinnert mich an Giddens’ Theorie der Strukturierung, welche
gleichsam auf den formenden Einfluss des Menschen und dessen geformt Werdens beruht. Unter der
Annahme eines Bewusstseins des Gehirns, ist dieses gemäss Hänggi (2009, 138), innerhalb gewisser
Grenzen der biologischen Entwicklung in der Lage, die Verantwortung des Selbsts und für das Selbst
zu bekräftigen. Der Plastizität stellt Hänggi (2009, 138ff) in Anlehnung an Malabou (2006) den Begriff
der Flexibilität gegenüber: Flexibiliät beschreibt einzig die Eigenschaft des geformt Werdens:

„Flexibilität ist die Plastizität minus deren Genie.“ (Malabou 2006, 24)

2Persönliche Folgerung auf der Basis von Hänggis Darlegungen
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Hänggi (2009, 152) fordert schliesslich vom Publikum, dass es die Verantwortung für den Gast selber
übernimmt und sich nicht flexibel den Botschaften ausliefert, wo doch die Plastizität des Gehirns die
Möglichkeit birgt, dem flexiblen geformt Werden Widerstand zu leisten.

„Die Antwort der Verantwortung ist nicht nur Ausdruck des geformt Werdens, sondern auch für das
Formen, für das Formen der Form, für die Mitgestaltung der Welt – und für das Tragen der Verantwortung
für unsere von uns geformte Zukunft.“(Hänggi 2009, 152)

Das Prinzip der Gastfreundschaft einer verantwortungsvollen gastgebenden Person ist eine mögliche
Betrachtungsweise der Relation zwischen dem sozialen Gut Werbung und den Menschen. Im Kapitel
14 ‚Soziale Teilstrukturen als Regeln und Ressourcen des Werberaumes der Stadt Zürich‘ werde ich
diese theoretische Betrachtungsweise von Werbung wieder aufnehmen.
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Die Gegenüberstellung des normativen oder ideellen Verständnisses von öffentlichen und privaten
Räumen und der analytisch begriffenen Grenze zwischen öffentlich und privat ist Thema dieses Ka-
pitels. Die gewählten theoretischen Zugänge zur Begrifflichkeit des öffentlichen und privaten Raums
stammen aus der Philosophie und der Soziologie. Dabei erfolgt die Diskussion über die Begriffe ‚öf-
fentlicher und privater Raum‘ im Rahmen einer Gegenüberstellung der theoretischen Zugänge von
Habermas, Ruhne und Belina. Mit einbezogen werden auch Aspekte von Rawls’ (2002) Vorschlag
einer öffentlichen Vernunft, Mitchells (1995) Verständnis von Öffentlichkeit und Löws Raumsoziologie
(2001).
Spätestens seit Habermas’ „Strukturwandel der Öffentlichkeit“ (1962) ist der Begriff ‚Öffentlichkeit‘
bedeutsamer Gegenstand theoretischer Analysen. Habermas’ Theorie basiert auf einer normativen
Kategorie wobei Öffentlichkeit als etwas Gegebenes angenommen wird, das es zu beschreiben gilt
(Habermas 1962). Ruhne (2003), als Vertreterin der feministischen Forschung und Belina (2005) aus
der wissenschaftlichen Bewegung der Radical Geography liefern mit ihren Werken einen theoretischen
Zugang zur gesellschaftlichen Konstruktion von Öffentlichkeit beziehungsweise öffentlichen Sphären.
Ruhne und Belina stellen soziale Kämpfe um und mittels Raumproduktionen in den Mittelpunkt ihrer
Ansätze und leisten damit einen wichtigen Beitrag zur kritischen Raumforschung. Dabei betrachten
Ruhne und Belina öffentlichen Raum nicht als analytische Kategorie, da nicht klar definiert ist, welche
Regeln und Ressourcen ihn zu einer bestimmten Zeit bilden (Löw 2001).
Die Gemeinsamkeit der diskutierten theoretischen Zugänge zu öffentlichem Raum liegt auf einer all-
gemein gehaltenen, abstrakten Ebene: Es handelt sich um das normativ aufgeladene Verständnis,
dass der öffentliche Raum allen Menschen offen stehen muss und weder Gruppierungen noch Ein-
zelpersonen von dessen Nutzung ausgeschlossen werden dürfen (Bühler 2009, 5). Bühler (2009, 5)
beschreibt das den anschliessend diskutierten Zugängen zu Grunde liegende, normative Verständnis
von öffentlichem Raum folgendermassen:

„In unserer Gesellschaft besteht der weit verbreitete Konsens, dass ein Raum dann „öffentlich“ ist, wenn
er für „alle“ zugänglich ist beziehungsweise wenn grundsätzlich „niemand“ a priori vom Aufenthalt darin
ausgeschlossen wird.“ (Bühler 2009, 5)

8.1. Öffentlichkeit im Verständnis von Habermas

Schon in Habermas’ Habilitationsschrift taucht der Begriff ‚Öffentlichkeit‘ auf. Dabei bezieht er sich
auf eine politische bürgerliche Öffentlichkeit, die normativ verfasst ist (Papadopoulous 2005). Haber-
mas’ Beschreibung von Öffentlichkeit widerspiegelt ungefähr das, was Belina unter der normativen
Aufladung des Begriffes versteht. Es handelt sich um die ideologische Darstellung von Öffentlichkeit,
an welcher sich unsere demokratischen Gesellschaften orientieren.

8.1.1. Öffentlichkeit und Diskurs

Habermas sieht im öffentlichen Diskurs die Grundlage für die Öffentlichkeit. Wingert u. Günther
(2001) beschreiben in Anlehnung an Habermas, Diskurs als argumentgeleitete Kommunikation oder
Wechselrede, deren Ziel es ist, herauszufinden, ob eine bestimmte Aussage wahr beziehungsweise ob
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ein bestimmtes Tun richtig ist. Die informativen theoretischen und praktischen Wahrheiten offen-
baren sich den Menschen gemäss Habermas (zitiert in Wingert u. Günther (2001)) nicht intuitiv
sondern diskursiv. Wahrheit, im Sinne von Aussagen oder Richtigkeit des Tuns, befindet sich ge-
mäss Habermas nicht in jemandes Privatbesitz (Wingert u. Günther 2001). Vielmehr handle es sich
um einen diskursiven und somit öffentlichen Weg zu Einsichten, welcher nur durch öffentlichen Ver-
nunftsgebrauch zu Ergebnissen führt, die für alle gleichermassen gut sind (Wingert u. Günther 2001).
Um diesen öffentlichen Weg zu gehen, muss kommunikativ gehandelt werden. Habermas beschreibt
vier Geltungsansprüche an das kommunikative Handeln: Verständlichkeit, Wahrheit, Richtigkeit und
Wahrhaftigkeit (Papadopoulous 2005).
Im Verständnis von Habermas entstehen im öffentlichen Diskurs die nötigen Kriterien für das objek-
tive Urteilen. Mit den Regeln des öffentlichen Diskurses wird eine Brücke geschlagen zwischen dem,
was wahr und richtig ist und dem, was wir für wahr und richtig halten (Wingert u. Günther 2001).
Denn das öffentliche Leben – namens Zivilgesellschaft – pulsiert in vielfältigen Zusammenschlüssen
und Organisationen, kommunikativen Netzwerken und Infrastrukturen, politischen Initiativen und
sozialen Bewegungen, welche die politisch bedeutsamen Diskurse tragen. Habermas’ Diskurstheorie
steht also in engem Zusammenhang mit der Idee einer Zivilgesellschaft, welche eine dezentrierte öf-
fentliche Kommunikation ermöglicht (Wingert u. Günther 2001).
Die Betrachtung des öffentlichen Diskurses öffnet die Frage über dessen Einbezugs- und Ausschluss-
prinzipien. Als Voraussetzung für eine öffentliche Debatte wird ein gewisser politischer Organisations-
grad genannt (Wingert u. Günther 2001). Gemäss Habermas sind es Kreise der Öffentlichkeit mit einer
Basis in Verbänden der Zivilgesellschaft, welche das, was anfänglich als private Unzufriedenheit wahr-
genommen wird, in öffentliche Probleme übersetzen (Wingert u. Günther 2001). Öffentlichkeit wird
somit als ein Medium der kollektiven Selbstverständigung konzipiert. Dabei fungiert die argumen-
tierende Öffentlichkeit zugleich als normatives Leitbild und Massstab zur Kritik realer Verhältnisse
(Wingert u. Günther 2001).

8.1.2. „Deliberative Öffentlichkeit“ und politische Gerechtigkeit

In der so genannten „deliberativen Öffentlichkeit“ von Habermas spielt der Wille der BürgerInnen
eine zentrale Rolle. Mit der Äusserung ihrer Kenntnisse und Vorstellungen finden die BürgerInnen
ihre Rolle als politische Wesen. Gemäss Habermas (erläutert in Papadopoulous (2005, 18)) sind die
BürgerInnen mit dem „besten Argument“ in der Lage, politischen Willen auszudrücken und durchzu-
setzen. In diesem Zusammenhang ist es interessant, vergleichend den Ansatz von Rawls öffentlichem
Vernunftgebrauch herbeizuziehen: Rawls (zitiert in Papadopoulous (2005, 18)) versteht Gerechtigkeit
gleichsam als öffentliches Gut wie als Grundlage für die Integration des Willens der BürgerInnen in
demokratische Prozesse. Diese Gerechtigkeit findet Rawls (zitiert in Papadopoulous (2005, 34)) im
so genannten „Urzustand der Gesellschaft“, in welchem sich alle Beteiligten unter dem „Schleier des
Nichtwissens“ befinden. Unter diesem “Schleier des Nichtwissens„ sind gemäss Rawls die Betroffenen
zwar mit den allgemeinen Tatsachen der Gesellschaft vertraut, doch können sie nichts über ihre ei-
gene Situation und Stellung aussagen. Durch diese Voraussetzung für den Gerechtigkeit schaffenden
Vernunftsgebrauch verhindert Rawls, dass jemand Prinzipien zum eigenen Nutzen aufstellen kann
(Papadopoulous 2005, 34). Sowohl Habermas als auch Rawls schreiben in ihren Theorien, der Partizi-
pation der BürgerInnen, mittels Ausdrucks ihrer Meinungen, eine entscheidende Rolle für die Bildung
von Öffentlichkeit zu (Papadopoulous 2005, 39,84).

8.1.3. Öffentlichkeit als Prinzip des allgemeinen Zugangs

„Die Öffentlichkeit steht und fällt mit dem Prinzip des allgemeinen Zugangs.“ (Habermas 1976, 107).

36



8. Öffentlicher Raum als Teilstruktur von Öffentlichkeit

Ausgehend von Habermas’ Partizipation der BürgerInnen im Diskurs beschreibt Benkler (2006) in
seinem Werk The Wealth of Networks fünf Prinzipien einer „deliberativen Öffentlichkeit“: Allgemeiner
Zugang, Filter für politische Relevanz, Filter für die Zulassung von Akteuren, Synthesemechanismen
für eine “öffentliche Meinung” und Unabhängigkeit von der Regierung.
Auch Mitchell (1995, 116) beschäftigt sich mit dem allgemeinen Zugang als Bedingung öffentlicher
Räume und Grundlage demokratischer Gesellschaften. Er führt den Begriff des öffentlichen Raumes
auf Orte der griechischen Agora zurück, wo öffentlich Handel betrieben, politische Entscheide getrof-
fen und juristische Verhandlungen abgehalten wurden. Öffentlichkeit wird entsprechend als Raum
der Polis (öffentlicher Diskurs), der Ökonomie und der Durchsetzung von Gerechtigkeit (vgl. Rawls’
politische Gerechtigkeit, Kapitel 8.1.2) definiert, zu dem alle Zugang haben sollten. Das Prinzip des
allgemeinen Zugangs als bedeutsame normative Leitlinie für öffentliche Sphären lässt sich somit mit
den vier zeitgenössischen Autoren Habermas, Rawls, Benkler und Mitchell theoretisch beschreiben.
Es ist nun von Interesse, zu suchen, wie dieser allgemeine Zugang tatsächlich verstanden wird und
wo seine Grenzen beschrieben werden. Die Diskussion beginnt mit folgender Aussage Habermas’, die
klare Zulassungskriterien zur – „politisch fungierenden“ – Öffentlichkeit beschreibt (Habermas 1976,
42,108).

„Rechtsform und Öffentlichkeit entspringen dem ökonomischen Tauschverhältnis (Habermas 1976, 42). Die
politisch fungierende Öffentlichkeit erhält den normativen Status eines Organs der Selbstvermittlung der
bürgerlichen Gesellschaft mit einer ihren Bedürfnissen entsprechenden Staatsgewalt. Dieser Gegensatz
zwischen öffentlich und privat wird als richtig ideologisiert und nimmt so mit der Zeit einen exiferen
und natürlichen Charakter an. Nicht alle gehören dieser bürgerlichen Öffentlichkeit an. Die Beteiligung
am öffentlichen Raisonnement der Privatleute, dem Medium der politischen Auseinandersetzung in der
Öffentlichkeit ist vielmehr an Voraussetzungen gebunden. Bildung ist das eine Zulassungskriterium, der
Besitz das andere (Habermas 1976, 108).“

Habermas begreift Bildung und Besitz als Zulassungskriterien zur bürgerlichen Öffentlichkeit. Der
theoretische Soll-Zustand (Prinzip des allgemeinen Zugangs) unterscheidet sich demnach vom rea-
len Ist-Zustand (Zulassungskriterien zur Öffentlichkeit). Es ist nicht klar, wie eng Habermas diese
Zulassungskriterien betrachtet, inwiefern sich zum Beispiel fehlender Besitz mit zusätzlicher Bildung
kompensieren liesse, oder inwiefern der Umfang des Besitzes für den Zugang zur öffentlichen Sphäre
eine Rolle spielt. In einer weiteren Aussage, bezieht er sich im Gegensatz zur ersten Aussage ganz
deutlich auf das Eigentum und nicht auf den Besitz, welches das Private konstituiert:

„Der positive Sinn von privat bildet sich überhaupt am Begriff der freien Verfügung über kapitalistisch
fungierendes Eigentum.“ (Habermas 1976, 96)

In der Annahme, dass erst durch das Private Öffentlichkeit überhaupt definiert werden kann, spielt die
Entwicklung des Eigentums eine zentrale Rolle für die Entstehung der Dichotomie öffentlich/privat.
Kapitalistisch fungierendes Eigentum existiert gemäss Meillasoux (1975) erst seit dem 18. Jahrhun-
dert, als Personen mit Grossgrundbesitz – erstmals in England – begonnen haben, Eigentumstitel für
ihre riesigen Ländereien auszustellen.
Diese Gleichsetzung der Entwicklung der Dichotomie öffentlich/privat mit der Entwicklung des Eigen-
tums und der Bildung wird heute von zahlreichen zeitgenössischen AutorInnen, insbesondere aus der
feministischen Forschung und der Radical Geography, kritisiert. Obwohl Habermas auf Zulassungs-
kriterien zur Öffentlichkeit hinweist, vernachlässigt er gemäss seinen KritikerInnen die vielfältigen
gesellschaftlichen Machtstrukturen, welche die Dichotomie öffentlich/privat bedingen. Im nächsten
Abschnitt möchte ich hinsichtlich der gesellschaftlichen Produktion öffentlichen Raumes mehr Klar-
heit schaffen.
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8.2. Gesellschaftliche Produktion öffentlichen Raumes – Feministische und
marxistische Kritik an Habermas

Während Habermas (1976) die einzelnen Sphären beschreibt und ihnen Eigenschaften zuordnet, su-
chen seine Kritiker den Raum zwischen den Sphären – deren Grenze. Habermas (1976) geht von der
Selbstverständlichkeit einer Dichotomie öffentlich/privat aus, wohingegen seine Kritiker genau diese
anzweifeln:

„[Die Dichotomiekritik] ist die Voraussetzung, um die praktischen Folgen der ideologischen Grenzziehungen
aufzuheben.“(Belina 2005, 326)

Als wichtige Vertreterin der feministischen Raumforschung, betont Ruhne (2003) die Notwendigkeit
eines relationalen Raumverständnisses, welches Raum als gesellschaftlich-prozessuale Kategorie be-
schreibt (vgl. Kapitel 6.1 ‚Die Konstitution von Raum im Sinne von Löw‘). Gemäss Ruhne (2003, 73)
bedürfen Raumanalysen in erster Linie der Betrachtungen gesellschaftlicher Prozesse. Ruhne vertritt
die These, dass die heute nach wie vor fehlende gleichberechtigte Zugänglichkeit öffentlicher Räume
im 19. Jahrhundert gesucht werden muss. Damals waren Arbeitsstätte (Produktion) und Wohnstätte
(Reproduktion) auf den grossen Höfen räumlich eng ineinander verflochten (Ruhne 2003, 88). Erst
im Zuge der Industrialisierung und der damit einhergehenden gesellschaftlichen Wandlungsprozessen
(Lohnarbeit, Konzentration der Produktionsstandorte) ist eine räumliche Trennung der Stätten der
Lohnarbeit von jenen des Wohnens zu beobachten (Ruhne 2003, 88). Es etablierte sich der Begriff
‚Öffentlichkeit‘ für den Erwerbs- und Produktionsbereich, wozu auch die Strassen und der urbane
Raum gehörten. Der Begriff ‚Privatheit‘ dagegen bezeichnete die Abschottung des Hauses und der
sich herausbildenden bürgerlichen Kleinfamilie1(Ruhne 2003, 88).
Mit der Konstruktion des öffentlichen Raumes auf der Basis von Lohnarbeit erklärt Ruhne (2003, 94)
die noch immer währende Dominanz der Männer in der Öffentlichkeit beziehungsweise Vorderbüh-
ne, wie die Zuordnung der Frauen zur Privatheit beziehungsweise Hinterbühne. Damit kritisiert sie
implizit das Verständnis von Öffentlichkeit als ein für alle zugängliches Konstrukt. Mit ihren Erläu-
terungen über die Dichotomie öffentlich/privat und deren Zusammenhang mit den Geschlechterrollen
führt Ruhne uns in den Kern von Belinas Ansatz einer strategischen Grenzziehung zwischen öffentli-
chen und privaten Räumen.

Belina bezeichnet sich als Mitbegründer der Radical Geography, einer wissenschaftlichen Bewegung
von Vertretern der marxistischen Analyse in der Geographie (Belina u. Michel 2007). Die Radical
Geography schreibt Raumbetrachtungen nur in Beziehung zu sozialen Prozessen Relevanz zu, weshalb
das „Räumliche“ zum Beispiel nach dessen Bedeutsamkeit für die kapitalistische Akkumulation oder
die Staatlichkeit untersucht wird (Belina u. Michel 2007). In seinem Werk zur strategischen Grenzzie-
hung zwischen öffentlichen und privaten Sphären bezieht sich Belina u. Michel (2007) auf Ereignisse,
in denen Öffentlichkeit oder Privatheit zu Gunsten bestimmter Gruppierungen oder Klassen konsti-
tuiert wird. Die Grenze öffentlich/privat ist im Verständnis der Radical Geography von den jeweiligen
Machtverhältnissen zwischen den Akteuren abhängig und wird als gesellschaftliche Konstruktion und
nicht als Wiedergabe der sozialräumlichen Wirklichkeit beschrieben. Gleiches gilt für die Verräum-
lichung der Grenze öffentlich/privat auf Karten, welche gemäss Belina (2005, 322, 333) einzig diese
Machtkonstruktion wiedergeben.
Gemäss Belina (2005) wecken die an der Grenzstrukturierung Beteiligten den Eindruck als verträ-
ten sie die Interessen der Allgemeinheit. Damit begründet Belina (2005), weshalb manchmal einzelne

1In der Soziologie werden hierfür auch die Begriffe Vorderbühne (öffentliche Sphäre) und Hinterbühne (private Sphäre)
verwendet (Siebel u. Wehrheim 2003, 4).
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gesellschaftliche Klassen die „öffentliche Meinung“ bilden. Diese Beobachtung Belinas (2005) steht
im Gegensatz zu Rawls theoretischer Bedingung für eine öffentliche Meinung. Während Rawls die
Partizipation aller als Voraussetzung für die Herausbildung einer öffentlichen Meinung betont (Papa-
dopoulous 2005, 84), kann diese in Anlehnung an Belina (2005) schon von einzelnen Akteursgruppen
gebildet werden.
Die Aussage Belinas (2005) erinnert mich an Habermas’ Zulassungskriterien zur Öffentlichkeit, welche
auf die unterschiedlichen Ressourcen der BürgerInnen zur Teilnahme am öffentlichen Leben hinweisen
(Habermas 1976, 108). Bildung und Eigentum können in Belinas (2005) Verständnis als Elemente von
Macht betrachtet werden und gelten damit als Ressourcen zur Grenzkonstitution öffentlich/privat.
Ein Beispiel aus Belinas (2005) Ausführungen ist die im 18. Jahrhundert formulierte Forderung des
Bürgertums an die absolutistische Staatsmacht nach mehr Öffentlichkeit, im Sinne von Zugang zum
Eigentum für alle und nicht – wie damals üblich – nur für die Staatsmacht. Als weiteres Beispiel erläu-
tert Belina (2005) die nach aussen gerichtete Videoüberwachung von Shoppingcentern. Die Forderung
der sich belästigt fühlenden PassantInnen nach mehr Öffentlichkeit auf den Gehsteigen beschreibt
Belina (2005) als Handlung der Grenzverschiebung öffentlich/privat. Je nach dem, welchen Akteuren
– in diesem Fall Vertreter von Shoppingcentern oder PassantInnen – mehr Regeln und Ressourcen zur
Durchsetzung ihrer Ideen zur Verfügung stehen, wird der Gehsteig beziehungsweise die Videoüber-
wachung des Gehsteiges vor dem Shoppingcenter als zum öffentlichen oder privaten Raum gehörend
verstanden.
Belinas Frage ist folglich nicht, wo sich die Grenze zwischen öffentlich und privat befindet und welche
Eigenschaften die einzelnen Sphären aufweisen, sondern wer versucht diese Grenze wie und zu wel-
chem Zweck zu definieren. Er geht gar so weit, dass er die Diskussion über den Standort der Grenze
öffentlich/privat zugunsten der Diskussion über die Inhalte der gesellschaftlichen Kämpfe auflösen
will.

„Die eingerichtete Grenze zwischen öffentlich und privat muss aufgehoben werden, weil sie als Mittel
gesellschaftlicher Kämpfe machtvoll und ideologisch eingesetzt wird, womit notwendig von den eigentlichen
Inhalten dieser Kämpfe abstrahiert wird. Die richtige Zuordnung zu gesellschaftlichen oder diskursiven
Sphären ist es nie an sich. Es ist stets nur ein strategisch eingesetztes Mittel zum Zweck.“(Belina 2005,
322)

Im Sinne von Löws Raumsoziologie (2001) kann öffentlicher und privater Raum als Teilstruktur der
gesellschaftlichen Struktur verstanden werden. Öffentlicher Raum ist somit rekursiv in Institutionen
eingelagert und durch Regeln und Ressourcen abgesichert, also gesellschaftlich konstituiert.
Löw (2001) liefert hierzu eine passende Aussage:

“Die Konstitution von Raum bringt systematisch Orte hervor, so wie Orte die Entstehung von Raum erst
möglich machen. Der Ort ist somit Ziel und Resultat der Platzierung. An einem Ort können verschie-
dene Räume entstehen, die nebeneinander sowie in Konkurrenz zueinander existieren beziehungsweise in
klassen- und geschlechtsspezifischen Kämpfen ausgehandelt werden.“(Löw 2001, 273)

Alle drei AutorInnen Ruhne, Belina und Löw gehen von einem relationalen Raumverständnis aus und
entlarven die Vorstellung eines gleichberechtigten Zugangs zu öffentlichen Räumen beziehungsweise
deren Konstruktion als Mythos (Belina (2005) in (Bühler 2009, 6). In ihrem Verständnis wird die
Grenze öffentlich/privat nicht von der gemeinen Gesellschaft sondern von einzelnen Akteursgruppen
mit besonderen Kapitalien beziehungsweise Regeln und Ressourcen festgelegt.
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9. Forschungsablauf und Methoden

In diesem Kapitel zeige ich das konkrete Vorgehen der Forschung und begründe die angewandten
Forschungsmethoden. Ebenso soll klar werden, worauf ich bei der Umsetzung geachtet habe und
wo Schwierigkeiten aufgekommen sind. Schliesslich werde ich die Zweckdienlichkeit der angewandten
Methoden und Vorgehensweisen diskutieren.

9.1. Explorative Phase

In der ersten Phase der Orientierung über den öffentlichen Werberaum widmete ich mich der Fachli-
teratur aus den Themenbereichen Werbung, Öffentlichkeit, Stadtgeographie und Raumkonstitution.
Zudem durchsuchte ich das Internet nach Plakatgesellschaften, öffentlichen Ämtern, Vereinen und
digitalen Plattformen, die sich im weitesten Sinne mit Aussenwerbung befassten und schrieb diese an.
Dabei erkundigte ich mich unter anderem nach weiteren Gruppierungen, die möglicherweise nicht im
Internet auftreten. In dieser explorativen Phase vermochte ich mir ein erstes Bild über die Akteure und
Themen des öffentlichen Werberaumes zu verschaffen. Dabei wurde mir erstmals die weitreichende
Absenz des Themas im wissenschaftlichen und öffentlichen Diskurs bewusst: Weder in der Literatur,
noch bei den im Internet auftretenden Akteuren – abgesehen von den direkt betroffenen Institutionen
– schien Aussenwerbung ein Thema zu sein.
Bald führte ich auch ein erstes Gespräch mit einem Vorstandsmitglied der Interessensgesellschaft
Plakat | Raum | Gesellschaft (IG PRG). Dieses sehr offen gehaltene Gespräch half mir bei der Präzi-
sierung meiner Vorgehensweisen und Fragestellung.
Anschliessend widmete ich mich der Aufarbeitung theoretischer Grundlagen, auf welchen ich meine
Forschungsfragen aufbauen konnte. Löws Raumsoziologie (2001) und Hänggis auf Werbung ange-
wandtes Prinzip der Gastfreundschaft (2009) erwiesen sich bald als adäquate Kerntheorien für die
Ausgestaltung meiner Zielsetzungen und Vorgehensweisen.

9.2. Auswahl der Interviewpartner

Im Kapitel 11.1.2 ‚Akteure des Werberaumes‘ zeige ich, dass die Akteure des Werberaumes auf allen
politischen Ebenen der schweizerischen Demokratie vertreten sind. Zudem entschied ich mich die
von (Ulrich (2005)) vorgeschlagene analytische Aufteilung der Gesellschaft in Markt-, Staats-, und
Zivilgesellschaft für die Analyse des Werberaumes zu übernehmen (vgl. Kapitel 11.1.2). Entsprechend
suchte ich nach VertreterInnen der drei gesellschaftlichen Kategorien, welche den Werberaum der
Stadt Zürich mitprägen. Bei der Auswahl der Interviewpartner orientierte ich mich an dem von
Glaser und Strauss (zitiert in (Flick 2007, 158)) vorgeschlagenen theoretischen Sampling. Dabei wird
über die Auswahl und Zusammensetzung der empirischen Daten erst im Verlauf der Datenerhebung
und -auswertung entschieden. Beim theoretischen Sampling geht es weniger darum eine statistische
Repräsentativität der Stichprobe zu sichern, als um das Aufspüren von Personen, die Hoffnung wecken,
neuen Gehalt in die Forschung einzubringen. Ausgewählt werden demnach Auskunftspersonen jener
Institutionen, welche angesichts des verwendeten Materials und der bereits gewonnen Erkenntnisse
die grössten Aufschlüsse zu versprechen scheinen (Flick 2007, 159).
Zu Beginn meiner Datenerhebung wollte ich mir in erster Linie neutrale Grundlagenkenntnisse zu den
aktuellen Regelungen und Bedingungen des Werberaumes aneignen, die ich in öffentlich zugänglichen,
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schriftlichen Quellen nicht finden konnte. Diese Informationen erhoffte ich mir aus dem Interview
mit einer die Stadt vertretenden Person. Zudem erachtete ich es als sinnvoll, eine Plakatgesellschaft
ohne und eine mit Plakatstellen auf öffentlichem Grund zu interviewen. Die APG und die IG PRG
betrachtete ich schon anfangs als wichtige Akteure (vgl. Anhang A.1.1). Um aber den maximalen
Gehalt der Interviews mit VertreterInnen der APG und der IG PRG zu sichern, entschied ich mich,
diese Interviews erst in der zweiten Hälfte der Datenerhebung durchzuführen. Vorerst interviewte ich
deshalb folgende Personen:

• Bernard Liechti (BL-AfR): Leiter des Amtes für Reklameanlagen (AfR)

• Renato Schena (RS-SP): Geschäftsleiter von der Starplakat AG (SP)

• Vertreter der Clear Channel Plakanda AG. Diese Person wird anonym zitiert und trägt den
Kürzel (AV-CCOP)

Aufgrund der Auswertung dieser ersten drei Interviews legte ich die Interviewpartner der zweiten
Phase fest:

• Hans Imesch (HI-AfR): Ehemaliger Leiter des Amts für Reklameanlagen und Begründer des
Plakatierungskonzeptes

• Steff Gruber (SG-ALIVE): Begründer und Leiter der Kleinplakatfirma Alive AG (ALIVE)

• Beat Holenstein (BH-APG): Leiter des Marketings und der Akquisition sowie Verwaltungsrat-
mitglied der Allgemeinen Plakatgesellschaft (APG)

• Phillip A. Saladin (PS-VBZ): Leiter für strategisches Marketing der VBZ Traffic AG (VBZ)

• Marc Schwenninger (MS-LKK): Sekretär der Lauterkeitskommission (LKK)

• Christian Hänggi (CH-IGPRG): Begründer und Vorstandsmitglied der Interessensgesellschaft
Plakat | Raum | Gesellschaft (IG PRG)

Die Auswertung der Interviews dieser zweiten Phase ergab eine Untervertretung der unabhängigen
Plakatfirmen und der zivilgesellschaftlichen Akteure, was mich zur Durchführung von zwei letzten
Interviews in einer dritten Phase veranlasste:

• Jürg Knecht (JK-CL): Leiter und Begründer der Firma Citylights AG (CL)

• Anonyme Person der Aktion Züri malt (AP-AZM)

Eine Interviewmöglichkeit mit einem/einer VertreterIn der Aktion Züri malt zu finden, stellte auf-
grund des Anonymitätszwangs der Aktivisten der Aktion Züri malt eine Herausforderung dar. Schliess-
lich konnte jedoch mit einer Person, welche bei der Aktion Züri malt (vgl. Anhang A.1.1) mitwirkte,
kommuniziert werden. Diese Person trägt im Folgenden den Namen AP-AZM für anonyme Person
der Aktion Züri malt.
Drei Gründe veranlassten mich zum Entscheid, die theoretische Sättigung erreicht zu haben (Flick
2007, 161): Das letzte Interview deckte zwar noch neue und wichtige Inhalte auf, doch war mir ein
Grossteil der Informationen auch aus den anderen Interviews schon bekannt. Zudem hatte ich alle
Grossplakatfirmen inklusive die für Aussenwerbung zuständige Stelle der VBZ, eine von zwei Kleinpla-
katfirmen, zwei Vertreter der Stadt Zürich, die für Inhalte zuständige Lauterkeitskommission und die
IG PRG und die Aktion Züri malt als zivilgesellschaftliche Organisationen der Stadt Zürich in meiner

42



9. Forschungsablauf und Methoden

Datenerhebung berücksichtigt. Damit waren alle Kategorien von Ulrichs zivilisierten Marktwirtschaft
vertreten. Ebenso konnte auf Interviews mit auf kantonaler oder nationaler Ebene tätigen Personen
verzichten, schienen doch jene nur indirekt auf den Werberaum der Stadt Zürich einzuwirken.
Da es sich bei allen Interviewpartnern um Vertreter von Institutionen handelte, achtete ich darauf,
dass ich Personen in leitender Stellung oder solche mit spezifischen Verantwortungs- oder Erfahrungs-
bereichen bezüglich Aussenwerbung interviewen konnte. Erfreulicherweise haben sich alle kontaktier-
ten Personen sofort an meiner Arbeit interessiert gezeigt und sich für ein Interview zur Verfügung
gestellt

9.3. Leitfadeninterviews

Im Zentrum meines Interessens steht die Innenansicht der im Werberaum aktiven Institutionen und
das konkrete Expertenwissen der interviewten Personen. Entsprechend entschied ich mich für die
Durchführung einer Kombination von halbstandardisierten Leitfadeninterviews und Experteninter-
views, da deren Gestaltung die subjektiven Sichtweisen der Experten sowie das Expertenwissen am
besten zur Geltung bringen können (Flick 2007, 203, 214). Unter Berücksichtigung der Forschungsziele
und Fragestellung habe ich die für relevant angenommenen Aspekte in einem Leitfaden zusammen-
gestellt. Die Grundlage dafür bildeten die, an Löws Raumsoziologie (2001) und Giddens’ Theorie
einer Strukturierung (2007) anlehnenden analytischen Kategorien (vgl. Kapitel 9.5 ‚Qualitative In-
haltsanalyse nach Berg‘). Ich achtete darauf, die anzusprechenden Themenkomplexe in eine adäquate
Reihenfolge zu setzen, ohne die Unterfragen genau auszuformulieren. Der Leitfaden sollte mir als
Hilfsmittel dienen, um während dem Interview die Übersicht zu behalten und zu kontrollieren, dass
keine der wesentlichen Aspekte vernachlässigt wurden (Flick 2007, 197). Der Leitfaden wurde zudem
für jede interviewte Person mit Fragen betreffend ihr spezifisches Expertenwissen ergänzt. Nur so
konnte ich den unterschiedlichen Hintergründen der interviewten Personen gerecht werden und den
grösstmöglichen Informationsgehalt erhalten (Flick 2007, 216). Ein Beispiel eines Leitfadens befindet
sich im Anhang A.2.
Die Interviews wurden in zwei Phasen durchgeführt, wobei die ersten drei im Herbst 2008 stattfanden,
weitere sieben im Frühjahr 2009. Ursache dieser Aufteilung ist das explorative Vorgehen auch bei der
Interviewdurchführung, welches zyklisch in den Forschungsprozess eingelagert war. Der Wechsel zwi-
schen Interviews und Datenauswertung trug zu einem vertieften Hintergrundwissen für die Interviews
der zweiten Phase bei und hob deren Qualität entsprechend an.
Die Örtlichkeit wurde jeweils von den Interviewpartnern vorgeschlagen, wobei sieben in den jeweili-
gen Büros stattfanden, zwei in einem Kaffee/Restaurant und eines im Hause des Interviewpartners.
Die Atmosphäre empfand ich als angenehm und konzentriert. Ich hatte den Eindruck, dass meine
Interviewpartner bereitwillig auf meine Fragen Auskunft gaben. Allerdings nur soweit es ihnen der
Firmendatenschutz erlaubte. Insgesamt ergaben sich interessante und aufschlussreiche Gespräche, die
zwischen 60 und 140 Minuten gedauert haben. Alle Interviews wurden in Dialekt geführt und mit
Einwilligung der interviewten Personen auf einen digitalen oder analogen Datenträger aufgenommen.
Zudem vereinbarte ich mit meinen Interviewpartnern, dass alle Aussagen, solange die Interviewpart-
ner nicht explizit einen anderen Wunsch äusserten, im Rahmen meiner Masterarbeit veröffentlicht
werden durften.

9.4. Datenaufbereitung

Mit der Transkription der Interviews machte ich meine Interviewdaten für die interpretative Auswer-
tung schriftlich verfügbar. Vorausgehend galt es, die Art und Weise der Transkription zu definieren,
wozu ich mich an den zwei von (Reuber u. Pfaffenbach 2005, 154) vorgeschlagenen Fragen orientierte:
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1. Soll das gesprochene Wort und die Interjektionen genau wiedergegeben werden oder möglichst
der Schriftsprache entsprechen?

2. Soll alles Gesagte transkribiert werden, oder nur das, was für die Beantwortung der Fragestellung
wichtig erscheint?

Frick schlägt vor, nur so genau zu transkribieren, wie es die Forschungsfrage zu verlangen scheint und
warnt vor einer auf die Spitze getriebenen Genauigkeit bei der Transkription. Solches stehe weder
im Verhältnis zur Fragestellung noch zum Ergebnis der Forschung (Flick 2007, 379). Zudem lag das
Ziel meiner Forschung in der Interpretation von Sachinhalten und nicht in der Erfassung sprachlicher
Besonderheiten, weshalb ich mich für die Transkription in normales Schriftdeutsch, weitgehend ohne
Interjektionen entschied. Dabei achtete ich darauf, die Inhalte korrekt wiederzugeben, ohne aber die
teilweise umständlichen Formulierungen der gesprochenen Sprache beizubehalten. Ebenso verzichtete
ich auf die Wiedergabe von Exkursen, welche kaum einen Zusammenhang mit dem Thema aufwie-
sen. Der Zeitaufwand der Datenaufbereitung konnte auf diese Weise in einem vernünftigen Rahmen
gehalten werden, ohne die Gefahr einzugehen, relevante Aussagen zu vernachlässigen.

9.5. Qualitative Inhaltsanalyse nach Berg

Für die Auswertung der aufbereiteten Interviewdaten orientierte ich mich an die von Berg (2004, 285)
vorgeschlagene qualitative Inhaltsanalyse. Deren Basis bildet das Codieren der Texte mittels analyti-
schen und grounded Categories. Analytische Kategorien sind solche, die vor der Auswertung aufgrund
der theoretischen Grundlagen und der Forschungsfragen festgelegt werden. Sie stellen den Bezug zur
Theorie dar und sichern eine nach den Forschungsfragen ausgerichtete Auswertung der Inhalte (Berg
2004).
Die analytischen Kategorien definierte ich schon bei der Ausarbeitung des Leitfadens. Als Grundlage
bezog ich mich auf Löws Raumsoziologie(2001) und auf die theoretischen Grundlagen von Giddens’
Theorie eine Strukturierung (2007). Die analytischen Kategorien umfassen die sozialen Güter und
Menschen (Akteure) sowie deren Relationen im Sinne von Kontaktnetzen untereinander (vgl. Kapitel
6.1). Zudem wurde die von Löw (2001, 194) als relevant beschriebene Aussenwirkung der sozialen
Güter und die mit ihr verbundene Wahrnehmung der Menschen in einer Kategorie zusammengefasst
(vgl. Kapitel 6.1). Die fünfte analytische Kategorie bezieht sich auf die Art und Weise der Relationen
zwischen den Akteuren. Sie basiert auf Giddens’ Theorie der Strukturierung (2007), in welcher Regeln
und Ressourcen als die bestimmenden Faktoren für soziale Relationen definiert werden. Regeln und
Ressourcen beziehungsweise Teilstrukturen des Raumes als Themenkomplex war jedoch noch zu um-
fassend um als analytische Kategorie angewendet zu werden. Der Komplex musste erst in definierte
Teilkategorien welche als Regeln oder Ressourcen gelten könnten aufgebrochen werden. Diese sind
beispielsweise Gesetze, vertragliche Regelungen, Sanktionen oder Vertrauen zwischen den Akteuren.
In einem nächsten Schritt definierte ich – mittels offenem und axialem Kodieren nach Berg (2004,
285) – die grounded categories der ersten drei Interviews. Beide Kodierweisen sind Instrumente der
Grounded Theory: Mit offenem Kodieren werden vorläufige, möglichst objektivierte Kodes festge-
legt, während mit axialem Kodieren die beim offenen Kodieren entstandenen Kodes miteinander zu
übergeordneten Kategorien verknüpft werden (Berg 2004).
Das Resultat meines Kodierens war ein Kategoriensystem von ungefähr 30 grounded categories. Der
Vergleich der grounded categories mit den analytischen Kategorien zeigte, dass Letztere alle als Ober-
kategorien Geltung hatten, während die grounded categories als Unterkategorien bestehen blieben.
Für die einheitliche Durchführung des Kategorisierens beschrieb ich für alle Oberkategorien Zuord-
nungskriterien, welche mich konstant an die Leitidee der Kategorien erinnerten. So verhinderte ich
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9. Forschungsablauf und Methoden

dass die Zuordnung zu den Kategorien über den Kategorisierungprozess hinweg grossen Schwankun-
gen unterlag. Mit diesen vorläufigen Kategorien (analytisch und grounded) kodierte ich die weiteren
sieben Interviews. Aufgrund der stark differierenden Hintergründe der interviewten Personen bildete
ich im Laufe des Codierungsprozesses immer wieder neue grounded categories. Dies war notwendig,
um für die relevanten Inhalte eine sinnvolle Ordnung herzustellen. Der zirkuläre Prozess, des Co-
dierens und der Kategorienbildung entspricht Bergs Vorschlag der qualitativen Inhaltsanalyse (Berg
2004, 286). Schliesslich erhielt ich ein definitives Kategoriensystem, das dank der vorausgegangenen
Aufstellung analytischer Kategorien die Themenkomplexe meiner Forschungsfragen abdeckte.

Abbildung 9.1.: Kategoriensystem mit analytischen und grounded Kategorien. Quelle: Eigene Dar-
stellung (2009).
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10. Diskussion der Methoden

Die explorative Phase zu Beginn meiner Arbeit liess mich mit grösstmöglicher Offenheit an das The-
ma herangehen und diesem dann mit den gewonnenen Erkenntnissen aus der Exploration sinnvolle
Grenzen setzen. Auf diese Weise verlieh ich dem Arbeitsprozess bald eine Orientierung und konnte
zielgerichtet zu forschen beginnen ohne zu befürchten, wichtige Themenbereiche übersehen zu haben.
Durch die Verwendung theoretischen Samplings blieb der explorative Charakter meiner Arbeit über
den ganzen Forschungsprozess erhalten. Die zeitliche Verflechtung von Auswertung und Datengene-
rierung verlieh den Interviews im Laufe des Forschungsprozesses immer mehr Tiefgründigkeit.
Zurückblickend erachte ich die gemachte Auswahl der Interviewpartner als sinnvoll. Selber achtete
ich darauf von jeder Akteurs-Ebene (Markt-, Staats- und Zivilgesellschaft) mindestens 2 wichtige
Vertreter zu interviewen, liess mich aber schliesslich von den Interviewpartnern über die Relevanz der
möglichen Akteure aufklären.
Mit der Durchführung von Leitfadeninterviews, welche mit Expertenfragen ergänzt waren, entschied
ich mich, den Einstellungen der Interviewpartner beachtliches Gewicht zu verleihen. Dies barg die
Herausforderung während den Interviews, klar zu stellen, ob es sich bei den gemachten Aussagen um
persönliche Meinungen handelte oder um Aussagen, welche im Namen der Firmen gemacht wurden
(vgl. Kapitel natürlichejuristische). Mit Rückfragen versuchte ich die Unklarheiten so gut als möglich
aufzuschlüsseln. Vor der Veröffentlichung meiner Arbeit legte ich die ausgewählten Zitate den entspre-
chenden Interviewpartnern zur Durchsicht vor. Etwa ein Drittel aller Zitate musste darauf abgeändert
werden, weil sie scheinbar zu stark die persönlichen Meinungen der Interviewpartner widerspiegelten.
Interessant ist, dass es sich dabei ausschliesslich um Zitate von Vertretern der Plakatgesellschaften
handelte.
Die qualitative Inhaltsanalyse mit ihren Kategorien und Zuordnungskriterien verlieh der Auswertung
die grösstmögliche Unabhängigkeit von mir. Mit der Ausarbeitung von analytischen Kategorien gab
ich den grounded categories ein Raster und konnte die Auswertung der Interviews zielgerichtet ange-
hen. Die Wahl und konsequente Durchführung dieser zeitaufwändigen Analysemethode hat beachtlich
zur Objektivität der Arbeit beigetragen. Schliesslich zeigten sich Fakten, mit denen ich während der
Durchführung der Interviews nicht gerechnet hätte.
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Teil IV.

Resultate: Regeln und Ressourcen des öffentlichen
Werberaumes von Zürich
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11. Räumliche Teilstrukturen als Regeln und Ressourcen des
Werberaumes der Stadt Zürich

Wie ich im Kapitel 6.1 ‚Die Konstitution von Raum im Sinne von Löw‘ zeigte, verstehe ich Raum,
in Anlehnung an Löw (2001), als ein Geflecht von Strukturen. Dabei überlagern sich beispielswei-
se räumliche, ökonomische oder soziale Strukturen, welche in ihrer Gesamtheit die gesellschaftliche
Struktur bilden. Die Strukturen stellen die gegebenen Ausgangsbedingungen für das Handeln dar.
Gleichzeitig werden aber Strukturen, auch durch das von Regeln und Ressourcen geleitete Handeln
hergestellt (vgl. Kapitel 6.1). Die nachfolgende Analyse betrachtet den öffentlichen Werberaum aus
dieser raumsoziologischen Perspektive und legt die Aufmerksamkeit auf die einzelnen Teilstrukturen
beziehungsweise auf die handlungsleitenden Regeln und Ressourcen.
Von räumlichen Strukturen kann man sprechen, wenn „die Konstitution von Räumen, das heisst
entweder die Anordnung von Gütern bzw. Menschen oder die Synthese von Gütern beziehungsweise
Menschen in Regeln eingeschrieben und durch Ressourcen abgesichert ist.“(Löw 2001, 171) Dabei sind
die Regeln und Ressourcen, unabhängig von Ort und Zeitpunkt, rekursiv in Institutionen eingelagert
(vgl. Kapitel 6.1).
In diesem Kapitel werde ich die sozialen Güter und Menschen des Werberaumes vorstellen und an-
schliessend drei Entwicklungsprozesse analysieren, die zur aktuellen Konstitution des Werberaumes
der Stadt Zürich geführt haben.

11.1. Soziale Güter und Akteure des öffentlichen Werberaumes

Die sozialen Güter bilden zusammen mit den natürlichen und juristischen Personen die Handlungsbe-
dingungen des Werberaumes und werden in diesem Kapitel vorgestellt. Der Übersichtlichkeit halber,
werden nur die, für die nachfolgenden Kapitel relevanten Angaben wiedergegeben. Detaillierte und
ergänzende Beschreibungen zu den Elementen des Werberaumes sowie zu den entsprechenden gesetz-
lichen Rahmenbedingungen stehen im Annex A.1 zur Verfügung.

11.1.1. Aussenwerbemedien – die sozialen Güter des Werberaumes

Im Rahmen dieser Analyse bezeichne ich die Aussenwerbememedien als die spezifischen sozialen Güter
des Werberaumes. Sie weisen eine materielle und eine symbolische Komponente auf. Erstere mani-
festiert sich in den Werbeträgern und dem bedruckten Papier der Plakate, während Letztere als
symbolische Aufladung von Werbeinhalten verstanden werden kann (vgl. Kapitel 6.1.1).
Die Stadt Zürich ordnet die Aussenwerbemedien den Kategorien Plakate, Reklameanlagen und Me-
gaposter zu. Das elektronische Aussenwerbemedium ‚Advertising Screen‘, kurz auch ‚Ad-Screen‘ ge-
nannt, ist keiner dieser Kategorien zugeteilt. Es gehört aber, wegen seines Auftretens an meist hoch-
frequentierten Orten im Stadtzentrum, zu den Aussenwerbemedien (IP Multimedia 2009).
Plakate werden weiter unterteilt in starre oder bewegte Plakate (Drehautomaten und Prismenwände)
und in beleuchtete beziehungsweise unbeleuchte Plakate. Seltener kommen auch Poster vor, welche
aus Blachenstoff gefertigt sind (AöG 2007, 10). Zudem wird zwischen Eigen- und Fremdwerbung dif-
ferenziert (vgl. ‚Glossar‘).
Die Kategorisierung von Plakaten basiert folglich auf dem Inhalt (Kulturwerbung, politische Wer-
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11. Räumliche Teilstrukturen als Regeln und Ressourcen des Werberaumes der Stadt Zürich

bung und kommerzielle Werbung beziehungsweise Eigen- und Fremdwerbung) und dem Format. Seit
1992 wird für alle Plakate, unabhängig von deren Format, Bewegungsfähigkeit oder Beleuchtung, das
Trägermaterial Soleil verwendet (Imesch u. Schäfer 1993).

Abbildung 11.1.: Trägertyp Soleil v.l.n.r: F4 (Weltformat), F200 (Cityformat), F12 (Breitformat),
G4 (Grossformat, welches vom quadratischen F24 abgelöst wurde) Quelle: Plakatie-
rungskonzept 2006 Liechti (2006b, 12).

Neben diesen in der Abbildung 11.1 dargestellten Plakatformaten existieren auch Kleinplakate im
Format Din-A2 und Megaposter mit einer minimalen Grösse von 12m2. Reklameanlagen sind feste
Schriften, Tafeln, Schilder, Baureklamen oder in Fassaden integrierte Vitrinen, welche der Eigenwer-
bung des lokalen Gewerbes dienen. Zudem steht der Begriff ‚Wildplakat‘ für alle nicht an explizit für
Aussenwerbung bestimmten Stellen aufgehängten Plakate. Es handelt sich dabei meist um Plakate
im Format Din-A2, mit denen für kulturelle oder politische Anlässe geworben wird (Der Stadtrat von
Zürich (b) 2002).
Die Entwicklung der Werbemedien zeigt eine konstante Vergrösserung der Werbefläche pro Werbeträ-
ger. Jedes neu definierte Plakatformat wurde grösser als jene, die schon existierten. Das einst übliche
A2-Format wird heute passenderweise Kleinplakat genannt. Von der Jahrhundertwende bis in die
1960er Jahre war das Weltformat das grösste aller Plakate. Heute dient es vorwiegend der kulturellen
oder politischen Werbung, weil es für kommerzielle Zwecke anscheinend zu klein geworden ist. Das
Weltformat wurde abgelöst durch das ca. 1.5 mal grössere F12 Format und die noch grösseren Formate
aus jüngerer Zeit. Letztere wiederum werden alle vom Megaposter übertrumpft (APG Affichage (a)
2009, Technische Informationen). Die einzelnen Werbeflächen wurde also stetig vergrössert.
Auf materieller Ebene greifen Werbeflächen nur gering in die Bildung von Handlungssituationen ein,
denn der von Werbeflächen in Anspruch genommene Raum – im Sinne von Platz – ist grundsätzlich
bescheiden. Vielmehr ist es ihr immaterieller Aspekt beziehungsweise ihre Aussenwirkung, welche
Handlungen beeinflussen will und somit Raum konstituierend wirkt (vgl. Kapitel 6.1).
Die symbolische Komponente der Aussenwerbemedien verstehe ich über die symbolische Aufladung
der Werbebotschaften. Diese Arbeit nimmt zwar ein Zusammenspiel dieser symbolischen Aufladung
der Werbegüter und dem Publikum an, überlässt dessen Beschreibung aber neuropsychologischen
Studien zur Werbewirkung.
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11.1.2. Akteure des Werberaumes

Akteure sind gemäss Jarren (2001, 109-110) natürliche oder juristische Personen, welche einen so
hohen Organisationsgrad aufweisen, dass sie strategisch handlungsfähig sind. Für die Analyse der
Teilstrukturen des Werberaumes, stütze ich mich auf einen Ansatz von Ulrich (2005) (93), welcher
drei gesellschaftliche Kategorien unterscheidet: Staatsgesellschaft, Zivilgesellschaft und Marktgesell-
schaft1. Die Rolle des Publikums als möglicher Akteur wird im Kapitel 14 ‚Soziale Teilstrukturen als
Regeln und Ressourcen des Werberaumes der Stadt Zürich‘ diskutiert und an dieser Stelle noch nicht
beleuchtet.

Abbildung 11.2.: Übertragung von Ulrichs (2005) Modell einer zivilisierten Marktwirtschaft auf den
Werberaum der Stadt Zürich. Quelle: Eigene Darstellung (2009).

1Das Konzept der zivilisierten Marktwirtschaft beschreibt einen „dritten Weg“ jenseits von Wirtschaftsliberalismus und
Sozialetatismus und setzt die Einbindung einer entwickelten Bürgergesellschaft in politische Entscheidungsprozesse
voraus. Dabei geht es nicht in erster Linie um eine kompromisshafte Mischung von Markt- und Staatssteuerung,
sondern vor allen Dingen um die Einbindung des gesamten (möglicherweise „gemischten“) Wirtschaftsystems in die
Bürgergesellschaft (Ulrich 2005, 93).
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Akteure der Marktgesellschaft

Zu den Vertretern der Marktgesellschaft des Werberaumes zähle ich die Plakatgesellschaften, die
Werbeagenturen sowie die werbetreibenden Unternehmen beziehungsweise natürlichen Personen. Zu-
mal in dieser Arbeit auf die Untersuchung von Werbebotschaften verzichtet wird, spielen die Werbe-
agenturen und werbetreibenden Personen eine untergeordnete Rolle. Meine Beschreibung der Markt-
gesellschaft fokussiert deshalb auf die in Zürich tätigen Plakatgesellschaften.
Die Tätigkeit der Plakatgesellschaften beinhaltet die Installation, Unterhaltung und Pflege von Pla-
katstellen sowie die Vermarktung des Plakatstellennetzes. Die Beschaffung neuer Plakatstellen und
die Verbesserung ungeeigneter Plakatstandorte gehört gleichsam in den Tätigkeitsbereich von Pla-
katgesellschaften. Der Unterhalt und die Beschaffung von Werbestellen, wird zusammen Akquisition
genannt. Je nach Zielsetzung und Möglichkeiten der jeweiligen Plakatgesellschaften wird auf Grund-
stücken privater EigentümerInnen, auf Liegenschaften der öffentlichen Hand oder auf öffentlichem
Grund akquiriert (APG Affichage (a) 2009, Organisation).
Abgesehen von den Kleinplakaten, werden in Zürich alle Plakatstellen auf öffentlichem Grund von
der APG (75%) und der Clear Channel Plakanda (25%) bewirtschaftet (Holenstein 2009; Roeschlin
2006). Die Starplakat AG, welche hauptsächlich Tankstellenplakate vermarktet und die für Adscreens
bekannte Citylights AG sind vergleichsmässig sehr kleine Plakatgesellschaften ohne Werbestellen auf
öffentlichem Grund. Die Konzessionen für die Kleinplakatstellen sind zu je 50% an die Firmen Ali-
ve AG und Propaganda AG vergeben2. Die Werbeflächen an und in den öffentlichen Verkehrsmittel
werden von der VBZ Traffic Media vermaktet. Ausser jene Werbeflächen in den Tramhäuschen, deren
Vermarktung durch die APG erfolgt3. Die SBB vermarktet selber keine Werbeflächen und überlässt
die Vermarktung den Affichage-Firmen Ecofer und Impacta (Medienstelle der SBB 2007).
Die Lauterkeitskommission versteht sich als Selbstregulierungsorgan der Werbebranche und stellt
eine Schnittstelle zwischen der Branche, den Gerichten und dem Publikum dar. Sie befasst sich aus-
schliesslich mit Werbeinhalten, also der symbolischen Komponente der Aussenwerbung und besteht
mit wenigen Ausnahmen aus Vertretern der Werbebranche4.

Akteure der Staatsgesellschaft

Die Gesamtheit der öffentlich-staatlichen Institutionen bilden gemäss Ulrich (2005) die öffentliche
Hand beziehungsweise die Staatsgesellschaft. Aufgrund der Vielschichtigkeit der öffentlich-staatlichen
Institutionen tritt die Staatsgesellschaft aber nicht als einziger Akteur auf. Einzelne öffentliche Insti-
tutionen der kommunalen, kantonalen oder nationalen politischen Handlungsebenen nehmen unter-
schiedliche und teils gar sich widersprechende Akteursrollen im Werberaum ein. Wichtige öffentliche
Institutionen auf städtischer Ebene sind das dem Hochbaudepartement der Stadt Zürich angeschlos-
sene Amt für Reklameanlagen und die Bausektion. Auf kantonaler Ebene sind das Verwaltungsgericht
und die Baurekurskommission zu nennen – zwei juristische Institutionen. Das Bundesgericht ist die
einzige Institution mit Entscheidungsmacht auf nationaler Ebene. Es wird jedoch nur in seltenen Fäl-
len für Entscheide betreffend neuen Baubewilligungen herbeigezogen.
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen sowie die Verordnungen werden auf allen Ebenen des föderalen
Systems festgelegt. Dabei liefern die Verordnung über das Anbringen von Reklameanlagen auf öffent-
lichem Grund (VARöG) sowie das Plakatierungskonzept der Stadt Zürich die Basis für die juristischen
Entscheidungen im Werberaum (Der Stadtrat von Zürich (e) 2008; Liechti 2006b). Zudem wird die

2vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
3vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
4vgl. Interview mit MS-LKK vom 9. April 2009
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Bestandesgarantie von Plakatflächen auf privatem Grund durch die formale und materielle Rechts-
gültigkeit des Kantons festgelegt5. Der Kanton hat damit einen nicht zu unterschätzenden Einfluss
auf den Werberaum der Stadt Zürich (vgl. Kapitel 12).

Zivilgesellschaftliche Akteure

Abbildung 11.3.: Vom Zürcher Plakatschreiber beschriftetes Plakat. Quelle: Sträuli u. Michel (2008,
2).

In Anlehnung an Habermas (vgl. Kapitel 8.1) bezeichne ich Gruppierungen oder Einzelpersonen,
die den Werberaum gestalten als zivilgesellschaftliche Akteure. Sie sind weder Teil der öffentlichen
Hand noch gehören sie zur Marktgesellschaft. Ähnlich der öffentlichen Hand, ist auch die Zivilgesell-
schaft nicht als ein einziger Akteur zu verstehen. Aufgrund ihrer Organisationsstruktur können die
zivilgesellschaftlichen Akteure den drei Kategorien Interessengesellschaften beziehungsweise Vereine,
politische Parteien und natürliche Personen zugeteilt werden. Die prägendsten zivilgesellschaftlichen
Akteure des Zürcher Werberaumes sind die Interessensgesellschaft Plakat Raum und Gesellschaft (IG
PRG (a) 2009), die Aktion Züri malt (Aktion Züri malt), der Plakatschreiber von Zürich (Sträuli
u. Michel 2008) sowie die Aktion für ein kluges Zürich (vgl. Anhang A.1). Die HauseigentümerInnen
beziehungsweise LiegenschaftsbesitzerInnen stellen eine weitere Kategorie dar. Obwohl die politischen
Parteien im aktuellen Werberaum so zu sagen keine Stellung zur Aussenwerbung einnehmen6, sind
sie als potentielle Akteure zu betrachten (vgl. Kapitel 11.2.1).

11.2. Analyse prägender Entwicklungsschritte des öffentlichen Werberaumes

Handlungen werden geleitet von bestimmten Regeln und Ressourcen beziehungsweise Strukturen.
Dabei werden die Strukturen wiederum von Handlungen gebildet (vgl. Kapitel 6.1). Diese hand-

5vgl. Auskünfte von R. Polentarutti, Stv. Leiter Recht, Generalsekretariat der Baudirektion ZH, 2009
6Keine der Parteien, äussert sich auf deren Homepage zum Thema und auch in den Parteijournalen der letzten Jahre

sind – meines Wissens – keine Stellungsnahmen zu Aussenwerbung zu finden.
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Abbildung 11.4.: Ad-Screen Auftritt der Aktion für ein kluges Zürich im Hauptbahnhof Zürich. Quelle:
Rinaldo (2009).

lungsleitenden Regeln und Ressourcen werden dann offensichtlich, wenn ein oder mehrere Akteure
versuchen, eigene Ziele oder Interessen zu verwirklichen. Nachfolgend lege ich mein Augenmerk auf
akteursbestimmte Veränderungen im Werberaum und werde den Werberaum prägende Handlungssi-
tuationen beleuchten.
Während der vergangenen 20 Jahre lassen sich im Zürcher Werberaum vier prägende Entwicklungs-
schritte beobachten. Es handelt sich erstens um die Erarbeitung eines Gesamtplakatierungskonzeptes
1992, welches ein Argumentarium für die Beurteilung neuer Werbestellen lieferte. Damit einhergehend
verschoben sich die Plakatstandorte von unwirtlichen Orten am Rande der Stadt, zu exklusiven, so
genannt hochfrequentierten Plakatstellen in der Innenstadt7. Damit einhergehend ist ein Wandel in
der Kleinplakatierung zu beobachten, bei welchem die illegale Wildplakatierung scheinbar über Nacht
in offizielle, städtisch genehmigte Kleinplakate an entsprechenden Stellen transformiert wurde.
Als dritter Entwicklungsschritt ist die Reduktion der Anzahl Werbestellenvermarkter durch Aufkäufe
und Fusionen der Unternehmen zu nennen: Das ursprüngliche Oligopol der Werbestellenvermarkter
ist heute abgelöst vom de facto Duopol der APG und der CCOP.
Während dieser Entwicklungen hat die parteilich und nicht-parteilich organisierte Zivilgesellschaft
stets unterschiedliche Rollen eingenommen. Die politischen Parteien haben sich zu Beginn der 1990er
Jahre massiv gegen zu viele Plakate im öffentlichen Raum gewehrt. Dem entgegen verhalten sie sich
heute sehr zurückhaltend8. Die nicht-parteilich organisierte Zivilgesellschaft tauchte jedoch erstmals
2006 mit der IG PRG als Akteur auf und versucht seither aktiv den öffentlichen Werberaum mitzu-
gestalten.
Mit der Analyse von den diese Entwicklungsschritte gestaltenden Akteuren, deren Einflussmöglichkei-
ten auf das Geschehen sowie den jeweils wirksamen Gesetzgebungen, werden nun die den Werberaum
konstituierenden Regeln und Ressourcen herausgearbeitet.

11.2.1. Paradigmenwechsel der städtischen Behörden

Zu Beginn der 1990er Jahre fand innerhalb der städtischen Behörden ein auf Aussenwerbung bezoge-
ner Paradigmenwechsel statt. Während man früher, möglichst keine Plakate in der Stadt haben wollte
und sie an unwirtlichen Orten platzierte, zielte man später auf eine möglichst „wertbringede“ Plakatie-

7vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
8vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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rung an hochfrequentierten Orten ab9 (vgl. Abbildung 11.7). Die Plakatgesellschaften und die Stadt
beschreiben die Situation vor 1992 als ein Verdrängen von Plakaten aus dem belebten Stadtraum und
erinnern ungern an die Zupflasterung der unwirtlichen Orte.

„Man hatte einfach die Devise: Möglichst keine Plakate im öffentlichen Grund. Ja man wollte möglichst
keine. Und man sagte, hier bei diesem Güterschuppen, da stören sie niemanden. Und diese armen [Pla-
katgesellschaften] hatten 1, 2, 3, 4 ...12 Plakate dort hinten hingeknallt.“10

„Früher ging man bei der Beschaffung von Plakatflächen (...) weniger strukturiert vor. Heute werden
Flächen, mit Hilfe von diversen Forschungstool, ganz gezielt akquiriert.“11

Abbildung 11.5.: Ein Beispiel von Plakatstellen an unwirtlichen Orten vor der Implementierung des
Plakatierungskonzeptes. Quelle: Imesch u. Schäfer (1993, 13).

Für diese Verschiebung der Plakatstandorte waren in erster Linie der, den vielen Plakaten überdrüssi-
ge Gemeinderat und das Gewerbe zuständig. Beide drängten die Amtsstelle für Reklame etwas gegen
die „wuchernde“12 Plakatierung zu unternehmen. Das Thema war nicht mehr aus den Gemeinderat-
ssitzungen wegzudenken und der Stadtrat war nahe daran, die Plakatierung auf öffentlichem Grund
ganz zu verbieten.

„(...) in dieser Zeit wurde im Gemeinderat und im Gewerbe Stunk gemacht, damit die Behörden end-
lich mal was unternehmen gegen diesen Wildwuchs der Plakatierung. Frau Koch13 hat gesagt, sie wisse
nicht mehr was tun, denn jedes mal wenn sie im Gemeinderat sei, kämen diese Diskussionen wegen den
„chaiben“ Plakaten.(...) darum sagte auch Frau Koch, lass uns [alle Plakatflächen] auf öffentlichem Grund
abräumen.“14

Alleine mit den immer wiederkehrenden Diskussionen übten der Gemeinderat und die Vertreter des
Gewerbes einen erheblichen Druck auf das entscheidungskräftige Amt für Reklame aus. Doch waren
sie nicht die einzigen, welche vom Amt für Reklame Veränderungen forderten. Die Plakatgesellschaften
waren genauso unzufrieden mit der Situation und drängten mit bis zu 1000 Baugesuchen pro Jahr
für Bewilligungen von Plakatstellen. Dabei wurde immer wieder über den Rekursweg versucht, zu
neuen Plakatstellen zu kommen, was für die Stadt einen erheblichen Mehraufwand bedeutete15. Der
Vorsitzende des Amts für Reklame (heute Amt für Reklameanlagen) wollte diesem doppelten Druck

9vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
10vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
11vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
12vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
13Frau Koch war die damalige SP-Stadträtin und Präsidentin der Bausektion
14vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
15vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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politischer und wirtschaftlicher Art nicht mit einem Verdrängen aller Plakatstellen vom öffentlichem
Grund begegnen und schlug eine „Integration“16 der Plakatstellen ins Stadtbild vor.

„Ich sagte immer, dass das Plakat ein zeitgenössisches Werbemedium und ein integrativer Bestandteil vom
Stadtbild sei. Es kommt jetzt einfach darauf an, wie man damit umgeht, wie man es [-mit dem Stadtbild-]
in Beziehung setzt.“17

Dieses Zitat bringt den städtischen Paradigmenwechsel auf den Punkt. Es beinhaltet den Gedanken,
dass Reklamen überall dort bewilligt werden können beziehungsweise müssen, wo sie ins Stadtbild
passen. Gemäss dem Plakatierungskonzept kann das in einem Park sein, auf einem hochfrequentierten
Platz, in einem Tunnel, an einer Baufassade oder entlang einer viel befahrenen Strasse: Hauptsache,
die Reklame weist einen Zusammenhang mit der bestehenden Umgebung auf.
Die „Intergration“ von Plakatstellen steht jedoch in einem tiefgründigen Widerspruch zu der Aufmerk-
samkeit heischenden Werbung, die nichts anderes als auffallen will. Ein Zusammenhang der Reklamen
mit dem Stadtbild kann zudem aufgrund der wechselnden Inhalte nicht garantiert werden. Um die-
sen Widerspruch zu umgehen, abstrahiert die Stadt die Werbeträger von deren Aussenwirkung und
bezieht sich ausschliesslich auf die „Integration“ der Werbeträgerformen.

„Das ist ein gewisser Widerspruch. Die Werbung will sich natürlich möglichst nicht einfügen. Sie will sich
abheben und keine Rücksicht nehmen auf das was in der Umgebung ist. Sie will auffallen. Aber das (...)
Planungs- und Baugesetz sagt, dass es mit den Bauten und der Umgebung eine gute Gesamtwirkung
geben soll. Da gehen wir davon aus, dass gewisse Bezüge zu der Bautenstruktur, zu den Häusern, der
Strassen und den Stadträumen existieren.“18

Der städtische Paradigmenwechsel machte sich schliesslich weniger in der dem Zweck der Werbung
widersprechenden „Integration“ der Plakatstellen, als im Diskurs über Aussenwerbung bemerkbar.
Wurde früher die als unschön empfundene Aussenwerbung aus dem hochfrequentierten Stadtraum
verdrängt, spricht man heute bei der Stadt von gut integrierten Werbestellen. Dabei haben sich die
transportierten Botschaften und die Aussenwirkung der Werbegüter kaum verändert. Die noch vor
15 Jahren vehement gegen Aussenwerbung argumentierende Stadt, spricht heute mit einer solchen
Selbstverständlichkeit über Aussenwerbung, als hätte sie noch nie Zweifel an ihr gekannt.

„Schliesslich gehört das Plakat einfach zum Stadtbild. (...) Es ist ein Bestandteil von den öffentlichen
Räumen.“19

„Plakate gehören in die Stadt. Ohne Plakate wäre die Stadt um ein Stück ärmer.“ (Martelli in Liechti
2006b, 4)

Die Entwicklung dieses neuen Diskurses gegenüber Aussenwerbung ereignete sich jedoch nicht von
heute auf morgen und nicht ohne Reibungen zwischen den Beteiligten. Ihr ein etwa vier Jahre dau-
ernder Prozess zu Grunde, bei welchem die Entscheidungsträger nach und nach ihre Einstellung zur
Plakatierung änderten. Wie der nächste Abschnitt zeigen wird, erfolgte der Einstellungswandel bei
den einen Akteuren auf freiwilliger Basis, während andere zu einer Anpassung an die neue Gesinnung
mehr oder weniger gezwungen waren. Die Entwicklungsgeschichte des Plakatierungskonzeptes und der
damit einhergehende Paradigmenwechsel der Stadt zeigt prägende Handlungsspielräume der Akteure
auf und wird im Folgenden beleuchtet.
16vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
17vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
18vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
19vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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Abbildung 11.6.: Die neuen Plakatstellen im Herzen der Stadt. Ein Bild nach der Implementierung
des Plakatierungskonzeptes. Quelle: Imesch u. Schäfer (1993, 10).

Entstehungsgeschichte des Plakatierungskonzeptes

Ende der 1980er Jahre wurde die Plakatierung von Seiten des Gemeinderates und der Stadtregierung
als grosses Problem wahrgenommen. Es gab keine Grundsätze nach welchen die Plakatierung geregelt
wurde und der Gemeinderat wehrte sich heftig gegen den damaligen „Wildwuchs der Plakatierung“20.
Als erster Schritt gegen die zunehmende Unzufriedenheit wurde 1986 Hans Imesch als Leiter des Amts
für Reklameanlagen angestellt. Sein Auftrag war die Ausgestaltung eines Plakatierungskonzeptes für
Zürich.

„Für die Handhabung von Reklamen gab es keine Vorstellung, kein Leitbild. Die Stadt wusste nicht was
tun. Es herrschte Willkür. Ich wollte also ein Leitbild machen. Für das brauchte ich fünf Jahre und dann
ging ich wieder. “21

Diesem Leitbild lag die Idee einer städtebaulichen „Integration“ von Reklamen mit zugleich guter Wer-
bewirkung zu Grunde. Unter „Integration“ verstand man die Verschiebung von Werbestellen von un-
wirtlichen Orten in ausgewählte, hochfrequentierte Stadträume. Früher wurden vom Amt für Reklame
keine Bewilligungen für solche „wertbringenden“ Reklamen erteilt, da sie sich – dem damaligen Diskurs
entsprechend – nicht ins Städtebild „integrieren“ liessen. Unter Imesch’s Leitung hingegen wurden die
Plakatgesellschaften angewiesen, ihre Reklamegesuche entsprechend den neuen, noch nicht schriftlich
festgehaltenen Kriterien zu formulieren und Bewilligungen für „wertbringende“ Aussenwerbestellen zu
fordern.

„Auf jeden Fall hat dann die Werbung schon gemerkt, dass ich nicht einfach Nein sage, sondern, dass ich
[städtebauliche] Ansprüche stelle. (...) Ich sagte: Schauen sie, sie möchten diese Schrift hier so gestalten,
aber haben sie denn die Fassade schon einmal angeschaut? Sehen sie denn das Verhältnis der Grössen, oder
ob die Farbe dazu passt oder ich weiss nicht was noch alles. Wir haben das immer mit dem Gesuchssteller
und mit dem Auftraggeber – der dahinter steht – diskutiert. Der Meinungsbildungsprozess war mir wichtig.
Dass diese Leute nachvollziehen konnten, warum ich so argumentiere.“22

Da Leuchtschriften und Reklameanlagen in ihrer Erscheinungsform angepasst werden konnten, stellte
die städtebauliche „Integration“ dieser Werbemedien kein erhebliches Problem dar. Plakate hingegen
20vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
21vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
22vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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konnten nicht so einfach den neuen städtebaulichen Kriterien angeglichen werden, denn sie sind rela-
tiv starr in ihrer Erscheinungsform und haben im Gegensatz zu Leuchtschriften ständig wechselnde
Inhalte. Eine weitere Schwierigkeit mit den Plakaten lag im gegensätzlichen Verständnis der Pla-
katgesellschaften und der Stadt betreffend ‚schöne‘ Werbestellen. Während die Plakatgesellschaften
unter ‚schönen‘ Plakaten, gut frequentierte, wertbringende Standorte verstanden, beurteilte die Stadt
‚Schönheit‘ im ästhetischen Sinn.

„Das Problem lag bei der Plakatierung. Denen geht es überhaupt nicht um irgendwelche Ästethik. Die
Gespräche verliefen auch nicht konstruktiv. Weil, wenn sie an Schönheit gedacht haben, dann dachten
sie an ihre Einnahmen. Sie sagten: ‚Schauen sie, dass ist doch eine wunderschöne Stelle.‘ Und im Kopf
dachten sie, das bringt uns so und so viel Geld.“23

Die neuen ästhetischen Kriterien durchzusetzen, stellte sich als Schwierigkeit heraus, denn die städte-
baulichen Ansprüche stimmten nicht mit den „Schönheits-Kriterien“ der Plakatgesellschaften überein.
Zudem vertraten die beteiligten, städtischen Insitutionen unterschiedliche Einstellungen bezüglich
der Plakatstandorte. Die für die abschliessende Beurteilung der Baubewilligungen zuständige Bau-
sektion nahm zu diesem Zeitpunkt noch immer eine ablehnende Haltung gegenüber Aussenwerbung
in zentralen Stadträumen ein. Daher bewilligte sie keine vom Amt für Städtebau als gut befundene
Werbestelle24. Gegen diese ablehnenden Bauentscheide der Bausektion wehrten sich die Plakatgesell-
schaften mit zahlreichen Rekursen.

„Und die einen haben dann ziemlich wild rekuriert gegen diese Entscheide, weil sie einfach von der Strategie
ausgingen, dass man mich im Zaun halten muss und sie sich nicht vorschreiben lassen, wie und was.“25

75%26 der von den Plakatgesellschaften eingereichten Baurekurse waren erfolgreich, denn auch die
kantonale Baurekurskommission verfolgte nicht die gleichen Ziele wie das Amt für Reklame. Für die
Baurekurskommission existierte damals gemäss Imesch27 weder ein Argumentarium noch die Moti-
vation für die negative Beurteilung dieser Baurekurse. Durch die damit einhergehende Rekursmacht
der Plakatgesellschaften und die fehlende Zusammenarbeit der öffentlichen Institutionen wurde die
Plakatierung fast ausschliesslich von der Marktgesellschaft geregelt. Dem Amt für Reklame stand
noch keine Möglichkeit offen, seine Vorstellung der konzeptuellen Plakatierung durchzusetzen.
Den widersprüchlichen städtischen Diskursen und seinen eingeschränkten Handlungsspielräumen be-
gegnete das Amt für Reklame mit einer intensiven Zusammenarbeit mit der Marktgesellschaft. Als
Partner wählte das Amt die schon damals mächtige APG, welche einen Grossteil aller Plakatstellen
verwaltete.

„Das ist eine interessante Geschichte. Wenn man mit [der APG] einen Dialog hat, also wenn man mit
ihnen ins Gespräch kommen kann, dann hat man schon 70% abgedeckt. Und mit den anderen, da habe
ich nicht mit allen gestritten.“28

Das Amt für Reklame startete also einen Dialog mit der APG und bat diese um Kooperation. Es
gelang dem Amt die APG vom Nutzen eines Plakatierungskonzept zu überzeugen, denn diese würde
mit innerstädtischen Plakatstellen weitaus mehr verdienen als mit jenen an unfrequentierten Orten.

23vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
24vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
25vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
26vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
27vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
28vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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Die Kooperation der APG zeigte sich darin, dass sie für ein halbes Jahr keine Rekurse für schlecht
integrierte Werbestellen mehr machte und so ihr Vertrauen in die Ideen des Amts für Reklame bekun-
dete. Schriftlich wurde der APG aber nie etwas versprochen und die Zusammenarbeit basierte einzig
auf gegenseitigem Vertrauen. Da die APG schon damals in der heutigen Marktleaderposition war,
konnte sie sich eine solche Kooperation eher leisten als die Plakanda AG (heute CCOP) mit ihrem
damaligen Ziel, möglichst schnell viele Plakatstellen zu akquirieren und die Firma an das international
tätige Medienunternehmen Clear Channel Outdoor zu verkaufen. Keine Rekurse mehr einzureichen,
hätte das schnelle Wachstum der Plakanda AG gehemmt und sich negativ auf den Verkaufspreis aus-
gewirkt. Angesichts dessen kam eine Kooperation nicht in Frage.29
Das Amt für Reklame stand nun unter dem informellen Druck der kooperierenden APG, welche keine
Rekurse eingab und trotzdem nie eine von der Bausektion abgesegnete Bewilligung für ihre Bauge-
suche bekam. Zudem hatte das Amt durch die meist erfolgreichen Rekurse der anderen Plakatfirmen
keine Möglichkeiten, die Bewilligung von städtebaulich nicht sinnvollen Plakate zu verhindern.
Trotzdem, oder gerade wegen der Schwierigkeiten wurden die Argumente, mit denen sich das Amt
für Reklame vor der Baurekurskommission und der Bausektion für oder gegen eine Stelle einsetz-
te, immer einheitlicher. Langsam bildeten sich Beurteilungskriterien heraus, ohne dass diese irgendwo
schriftlich festgehalten wurden. Die konsequent vorgebrachten Argumente wirkten sich schliesslich po-
sitiv auf die innerstädtische Zusammenarbeit aus30. Die Bausektion, sowie die Baurekurskommission
durchschauten nach und nach die Beuteilungskriterien, was die Akzeptanz des noch ungeschriebenen
Konzeptes erhöhte.

„(...) am Anfang brauchte es in diesen Instanzen einfach einen Meinungsbildungsprozess. Irgendwann hat
der [Verwaltungsrichter] dann gesagt: ‚Diese Stadt, die hat ein Konzept entwickelt, das zu einer Richtlinie
wird, das merke ich im Argumentarium. ‘ “31

Eine Folge der kohärent geführten Beruteilung war also ein Umdenken der öffentlichen Institutionen.
Von da an gewann das Amt für Reklame 75% der jährlich 60 Gerichtsfälle32 für sich. Damit konnte
das Amt für Reklame der Plakatierung an unwirtlichen Orten schliesslich Widerstand leisten.
Aufgrund interner Schwierigkeiten zwischen der Amtsstelle für Reklame und dem ihr übergeordne-
ten Amt für ästhetische Begutachtungen von Baugesuchen, wurde im Jahr 1987 die Amtsstelle für
Reklame ausgegliedert und eine eigenständige Abteilung geschaffen. Dadurch wurde das Amt für Re-
klameanlagen, wie es neu genannt wurde, zum direkten Verhandlungspartner der Bausektion, was
eine starke Aufwertung und vor allem einen „ungemeinen Machtzuwachs“33 des Amtes bedeutete.
Durch die direkte Kommunikation mit der Bausektion, erhoffte sich das Amt für Reklameanlagen die
Möglichkeit, der Bausektion ihre Bauentscheide so zu erklären, dass sie schliesslich auch abgesegnet
würden34.
Von da an wurde die APG vom Amt für Reklameanlagen bei ihren Akquisitionstouren begleitet, und
die potentiellen Werbestellen wurden gemeinsam aus einer städtebaulichen Perspektive begutachet.
Der direkte Kontakt zwischen dem Amt für Reklameanlagen und der Bausektion förderte das Ver-
trauen der APG in die Vorschläge des Amtes für Reklameanlagen. Entsprechend erwartete die APG,
dass die nach städtebaulichen Kriterien formulierten Reklamegesuche von der Bausektion bewilligt
würden. Die Gesuche wurden jedoch, nachdem sie vom Amt für Reklameanlage als gut befunden wur-
den, weiterhin von der Bausektion zurückgewiesen. Die APG zeigte dafür trotz ihrer versprochenen
29Die Aussagen dieses Abschnittes basieren auf dem Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
30Die Aussagen dieses Abschnittes basieren auf dem Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
31vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
32vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
33vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
34Die Aussagen dieses Abschnittes basieren auf dem Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009.
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Kooperation kein Verständnis und drohte mit Konsequenzen für das Amt für Reklameanlagen, wenn
ihnen nicht endlich Bewilligungen für ihre Reklamegesuche zugesprochen würden.

„Da ist die APG in corpore in meinem Büro einmarschiert. Nur der damalige Direktor kam nicht. Die
haben mir also das Messer an den Hals gesetzt. Sie haben gesagt: ‚Sie Herr Imesch. Wissen sie was? Wir
haben unsere ganze Karriereplanung, unsere Familienplanung, unsere ganze Zukunft auf dieses Konzept
gesetzt. Sie haben uns das versprochen! Und jetzt geht es nicht weiter.‘ Und das ist das erste Mal, wo die
APG, gesagt hat, das könne dann Konsequenzen haben für mich! Das haben sie mir im Büro gesagt.“35

Auf diese Drohungen der APG musste das Amt für Reklame reagieren. Nach Absprache mit der dama-
ligen Stadtpräsidentin Koch wurde in der Bausektion über die „philosophische Grundlage“36 des noch
immer ungeschriebenen Plakatierungskonzeptes abgestimmt. Die Bausektion musste also entscheiden,
ob sie dem Amt für Reklameanlagen Vertrauen entgegen bringen will und es in seinen Bauentscheiden
unterstützen wird. Da die Mehrheit des Gemeinderates die vom Amt für Reklameanlagen vorgeschla-
genen Ideen einer konzeptuellen Plakatierung unterstützte, konnte sich die Bausektion kaum gegen
eine Kooperation mit dem Amt für Reklameanlagen entscheiden. Nach dem positiven Entscheid der
Bausektion wurden alle vom Amt für Reklameanlagen vorgeschlagenen Bauentscheide angenommen
und die Errichtung der Plakatstellen an zentralen Orten Zürichs nahm ihren Lauf. Im Zuge der “Inte-
gration„ der Plakatstellen konnte deren Werbewirkung beziehungsweise der Beachtungsgrad in dem
Masse gesteigert werden, dass auf städtischem Grund etwa 1000%37 mehr Einnahmen als vor 1992
generiert werden konnten. Schliesslich wurde das Plakatierungskonzept schriftlich verfasst und den
Departementen vorgelegt, wobei es insbesondere dank den positiven finanziellen Veränderungen von
allen gut geheissen wurde38.

„Der Stadt geht es genau ums gleiche, nämlich nur um die Einnahmen. [Man sah], dass es irgendwel-
che tausend Prozent mehr Einnahmen sind oder noch mehr als vorher. Und inklusive Abbau von 30%
Plakatstellen. “39

Das Leitbild wurde kurz darauf im Jahre 1992 unter dem Namen GK92 (Gestaltungskonzept 92)
implementiert. Gleichzeitig wurde der schon seit Jahrzehnten bestehende Konsortialvertrag der APG
und der Plakanda AG erneuert. Erstmals wurden auch zwei Kleinplakatfirmen im Vertrag berücksich-
tigt. Dieser Einbezug von Kleinplakatfirmen in die städtischen Verträge ist eine Folge des städtischen
Paradigmenwechsels und wird im Kapitel 11.2.3 beleuchtet.
Der Abbau der Plakatstellen von 30% erfolgte auf mehr oder weniger freiwilliger Basis durch die Kon-
sortialpartner der Stadt, welche gemäss dem Amt für Reklame froh waren, ihre unwirtschaftlichen
Plakatstellen abzubauen und durch bessere zu ersetzen. Gleichzeitig war der Abbau aber auch Teil
der Bedingungen, um überhaupt Konsortialpartner der Stadt zu bleiben.
In der Abbildung 11.7 ist klar ersichtlich, an welchen Orten ein Abbau von Plakatstellen stattgefun-
den hat. Die dichten Ansammlungen von Plakatstellen am Rande der Stadt, in der Umgebung des
Hauptbahnhofes und im Engequartier haben sich vollständig aufgelöst. Die einzelnen Plakatstellen
hingegen blieben weitgehend bestehen. Im städtischen Abbauplan sind auch die neuen Plakatstand-
orte im innerstädtischen Bereich erkenntlich. Sie befinden sich beispielsweise im Gebiet der städtischen
Verwaltungsgebäude oder in der Altstadt. Während vor 1992 einzelne Anhäufungen von Plakatstellen
beziehungsweise „Zupflasterungen“40 das Stadtbild prägten, zeigt der Plan von 1993 eine regelmässige
Verteilung der Plakatstandorte über das gesamte Stadtbild.
35vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
36vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
37vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
38Die Aussagen dieses Abschnitten basieren auf dem Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009.
39vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
40vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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Abbildung 11.7.: Abbauplan der Stadt Zürich gemäss dem Plakatierungskonzept 1992: Ein Punkt
enspricht circa drei Plakaten. Quelle: Imesch u. Schäfer (1993, 12).
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11.2.2. Bedeutung des städtischen Paradigmenwechsels für die Konstitution des Werberaumes

Auf der Basis der gemachten Darlegungen zum Paradigmenwechsel, werden nun die Handlungsspiel-
räume der städtischen Insitutionen und der Plakatgesellschaften erläutert.
Der mit der Anordnung der Werbegüter unzufriedene Gemeinderat verlangte 1986 die Reduktion von
Plakatstellen im städtischen Raum. Das Amt für Reklame begegnete dieser Unzufriedenheit mit dem
Vorschlag die Plakatstellen besser in das Stadtbild zu „integrieren“ und soweit wie möglich unbefrie-
digende Plakatstellen zu reduzieren. Obwohl die städtischen und kantonalen Institutionen anfangs
gegenläufige Interessen verfolgten, konnte die vom Amt für Reklame vorgeschlagene Veränderung in
einer Zeitspanne von ungefähr 6 Jahren durchgesetzt werden. Die Darlegungen zeigen, dass die Stadt
durch ihre handlungsleitenden Regeln und Ressourcen als starker und handlungsfähiger Akteur auf-
treten konnte. In den Anfängen des Paradigmenwechsels war das Durchsetzungsvermögen der Stadt
jedoch noch nicht so klar ersichtlich. Die Institutionen der Marktgesellschaft vertraten mit ihren meist
hierarchisch festgelegen Zielen (vlg. Kap7.1) einheitliche Interessen. Dementegegen unterschieden sich
teilweise die Interessen der städtischen und kantonalen Abteilungen stark voneinander. In diesen In-
teressensdifferenzen der öffentlichen Ämter lagen die Ressourcen der Plakatgesellschaften in Zeiten
des Paradigmenwechsels. Mit ihren Rekursen war es den Plakatgesellschaften möglich, trotz den Ent-
scheiden des Amts für Reklame neue, städtebaulich unbefriedigende Plakatstellen zu errichten. Sie
nutzten die werbefreundlicheren Denkweisen des kantonalen Verwaltungsgerichtes für die Durchset-
zung ihrer Interessen.
Auch die abwehrende Haltung der Bausektion gegenüber den Ideen des Amtes für Reklameanlagen
erschwerte dem Amt für Reklame und der Stadtregierung das Erreichen ihrer Ziele. Dies lässt mich auf
einen eingeschränkten städtischen Handlungsspielraum durch innerstädtische Interessensdifferenzen
schliessen: Dem Amt für Reklameanlagen waren so lange die Hände gebunden, bis sich die Bausektion
entschlossen hat, die Ideen des Amtes zu unterstützen.
An dieser Stelle erachte ich es als interessant, einen Blick auf die Motivation beziehungsweise auf den
Motor des Paradigmenwechsels zu werfen. Die Aufforderungen des Gemeinderates nach einer Reduk-
tion der Werbegüter erfolgten in heftigen politischen Diskussionen über das Plakatierungswesen41.
Mit diesen Diskussionen erhielt das Amt für Reklame die Möglichkeit Veränderungen vorzuschlagen
und in diesem Fall auch durchzusetzen42. Daraus schliesse ich, dass die Existenz einer Diskussion über
Aussenwerbung eine wichtige Voraussetzung der Veränderung darstellt.
Die zweite Voraussetzung für die genannten Veränderungen sehe ich in der personellen Zusammen-
setzung des Amtes für Reklame. Der Vorschlag eines Gesamtplakatierungskonzeptes wurde als stark
personengebunden beschrieben und wäre in einer anderen personellen Komposition des Amtes wahr-
scheinlich nicht gemacht worden. Dies bestätigt ein Vergleich mit anderen Städten: Viele Schweizer
Städte haben das Plakatierungskonzept von Zürich mehr oder weniger kopiert. Keine entwickelte
jedoch selber die Idee einer konzeptuellen Plakatierung, obwohl alle Städte ähnliche Plakatierungssi-
tuationen kannten43. Der von seinem Psychologie- und Architekturstudium geprägte, damalige Leiter
des Amtes für Reklame brachte seine persönliche Sichtweise über Aussenwerbung in den städtischen
Diskurs ein. Dabei gelang es ihm, den Diskurs mit seiner spezifischen Meinung in beachtlicher Weise
mitzugestalten.
Mit der Implementierung des Gesamtkonzeptes haben sich alle beteiligten Abteilungen der Stadt auf
eine Entscheidungsgrundlage geeinigt und verhinderten von da an die selbstverursachte Begrenzung
ihres Handlungsspielraums. Auch wenn die Rechtsgültigkeit des Plakatierungskonzeptes nicht jenen
von Gesetzen entspricht, kann ihm eine beachtliche Durchsetzungskraft zugesprochen werden, solange

41vlg. Interview mit HI-AfR vom 6. April 2009
42vlg. Interview mit HI-AfR vom 6. April 2009
43vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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sich alle städtischen Entscheidungen nach ihm richten. Mit einem Bundesgerichtsurteil vom Jahr 2008
betreffend Adscreens im Niederdorf veranschauliche ich meine Vorstellung des Plakatierungskonzeptes
als Ressource für die Durchsetzung der Interessen des Amtes für Reklameanlagen: Die Differenzie-
rung von Fremd- und Eigenwerbung ist ausschliesslich im Plakatierungskonzept und in keinen anderen
Gesetzesgrundlagen festgelegt. Trotzdem erreichte die Stadt vor Bundesgericht die Abschaffung der
Adscreen-Anlagen im Niederdorf, mit dem Argument, dass in städtischen Kernzonen keine Fremdwer-
bung gemacht werden darf. Das Bundesgericht liess die städtische Argumentation deshalb gelten, weil
die Stadt ihre einheitliche Beurteilung aller Werbeanlagen mittels Plakatierungskonzept nachweisen
konnte (NZZ 2009). Die einheitliche Beurteilung der Stadt wurde somit über die gesetzlichen Ansprü-
che an Aussenwerbung gestellt. Somit geht aus dem Plakatierungskonzept eine Machtbündelung der
städtischen Verwaltung hervor. Entsprechend kann die Stadt gegenüber den Plakatgesellschaften und
den Gerichten als strategisch handlungsfähiger Akteur auftreten kann.
Eine weitere Folge des Paradigmenwechsels ist der Stillstand oder das Verschwinden des öffentlichen
Diskurses über Aussenwerbung. Die mit der „Integration“ der Werbegüter einhergehende stadträum-
liche Ordnung und insbesondere die Steigerung der städtischen Einnahmen führten angeblich zu einer
grösseren Akzeptanz der Aussenwerbung im Gemeinderat und den Parteien. Der öffentlich-politische
Diskurs über Aussenwerbung findet heute nicht mehr statt und wenn, dann widerspiegelt er die im
Plakatierungskonzept beschriebene „gute Integration von Werbestellen ins Stadtbild“ (Liechti 2006b,
3).
Über die Plakatstellen auf Privatgrund hat die Stadt nach wie vor keinen Einfluss, denn es gilt die
gesetzlich verankerte Bestandesgarantie (vgl. Abschnitt12.1).
Mit der Verschiebung der Werbestandorte hat die Stadt neuen Werberaum geschaffen, an dessen
Vermarktung internationale Firmen Interesse zeigen. Sie hat damit ein Fundament gelegt für die in-
ternationale Ausschreibung ihrer Plakatstellen und die damit einhergehende Konkurrenzsituation im
städtischen Aussenwerbemarkt. So steht die Stadt heute als Monopolistin des öffentlichen Grundes
einer oligopsonistischen Werbevermarkterstruktur gegenüber (vgl. Abschnitt 11.2.5) und könnte dar-
aus grosse Vorteile schöpfen. Inwiefern die Stadt von dieser Situation profitiert, kann aufgrund der
Geheimhaltung der Verträge nicht beurteilt werden (vgl. Abschnitt 13.1).
Zusammenfassend sehe ich die relevanten Strukturen der dargelegten Entwicklungsschritte in der Re-
kursmacht der privatwirtschaftlichen Plakatgesellschaften und in deren hierarchisch festgelegten Ziel-
setzung. Ebenso betrachte ich die Vereinheitlichung der städtischen Ziele in einem Gesamtkonzept,
den damaligen öffentlich-politischen Diskurs über Aussenwerbung sowie die personelle Zusammen-
setzung des Amtes für Reklameanlagen als wichtige Ressourcen für die städtische Veränderung des
Werberaumes. Die vormaligen Interessensunterschiede der städtischen Behörden hingegen bezeichne
ich als Ressource für die Durchsetzung der Interessen von Plakatgesellschaften. Mit der Positionnie-
rung (vgl. Löws Spacing in Kap. 6.1.2) von Werbestellen an hochfrequentierten Orten des öffentlichen
Grundes erhöhte man den wirtschaftlichen Wert des öffentlichen Werbereaumes um ein Vielfaches44.
Der nun hohe wirtschaftliche Wert der Plakatstellen auf öffentlichem Grund erlaubt der Stadt be-
stimmte Forderungen an die Plakatgesellschaften zu stellen und als starker Akteur den Werberaum
zu gestalten (vgl. Kapitel 12.1.1 ‚Eigentumsrechte der Aussenwerbestellen‘). Insgesamt ist es den Zür-
cher Behörden mit diesen Veränderungen gelungen, ihre Einflussmöglichkeiten auf den öffentlichen
Werberaum zu verstärken. In den Kapiteln 12 und 13 werde ich genauer auf die handlungsleitenden
Regeln und Ressourcen der Plakatgesellschaften eingehen.

44vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
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11.2.3. Kulturelle Werbevermarkter: Von illegalen Wildplakaten zu Kulturkleinplakaten

Die Geschichte der Wildplakatierung beziehungsweise Kulturplakatierung ist eine Gratwanderung an
der Grenze der Gesetze und am Rande der Legalität. Die erste Kleinplakatfirma der Schweiz wurde
1976 in Zürich45 gegründet. Steff Gruber – damals Filmstudent – begann für Kulturveranstalter und
Galeristen Wildplakate aufzuhängen. Von Anfang an war der Konzertveranstalter der Good News
AG ein wichtiger Vertragspartner46 der Alive AG und blieb es bis heute. Bald vermochte Gruber die
Wildplakate nicht mehr alleine zu kleben, denn die Nachfrage nach dieser Dienstleistung stellte sich als
enorm gross heraus. Innerhalb der ersten zwei Monate der Zusammenarbeit mit der Good News AG
gründete Gruber die Firma Alive AG mit anfänglich acht Angestellten. Von da an nahm die Anzahl
Kleinplakate in der Stadt Zürich stetig zu. Entsprechend hatte die Firma Alive AG in den 1980er
Jahren – der so genannten Hochzeit der Wildplakatierung – bis zu 100 Angestellte, welche jährlich in
der Schweiz eine knappe Million Wildplakate klebten. Der Schwerpunkt lag in den grösseren Städten
und insbesondere in Zürich, welche „einfach zugepflastert“ wurden47.
Schon damals untersagte der Art. 22 der allgemeinen Polizeiverordnung das Anbringen von Anzeigen,
Inschriften und Plakaten auf öffentlichem Grund und an öffentlichem Eigentum (Der Stadtrat von
Zürich (a) 2001, Art. 22). Deshalb plakatierte die Alive AG ausschliesslich auf privatem Grund. Für
das Plakatieren auf privatem Grund konnten die Kleinplakatfirmen nur angeklagt werden, wenn die
Hauseigentümer Anzeige erstatteten, was relativ selten geschah. Zudem gewann die Alive AG immer
vor Gericht, weil sie mit Wildplakaten keine Sachbeschädigungen verursachte48.

„In der Vergangenheit – vor dem Bestehen der Kulturplakat-Säulen – haben wir an gewissen Orten gegen
die Verordnungen verstossen, aber nicht gegen die Gesetze. Man machte ja auch keine Sachbeschädigungen.
Das war alles mit Klebeband geklebt.“49

Die Stadtverwaltung befand sich in einem Dilemma: Sie hätte die Firma Alive AG sanktionieren
müssen, weil die LiegenschaftsbesitzerInnen und im Speziellen der Hauseigentümerverband von der
Stadt Massnahmen gegen die Wildplakatierung forderten. Gleichzeitig wusste der zuständige Rechts-
dienst der Stadt aber genau, dass gerade die von der Stadt subventionierten Kulturinstitutionen für
Kleinkultur vom wilden Plakataushang profitierten. Beide – die Kulturinstitutionen wie auch deren
Veranstalter wie beispielsweise die Good News AG – lieferten damals Billetsteuern ab, was für die
Stadt Einnahmen in Millionenhöhe bedeutete. Mit einer rigorosen Plakatpolitik hätte die Stadt diese
Einnahmen gefährdet50.

„Die [von der Stadtverwaltung] waren immer ambivalent. Sie gingen in die Kulturinstitute und sagten, sie
gäben ihnen keine Subventionen mehr, wenn sie weiterhin Wildplakate kleben würden. [Die Kulturinsti-
tutionen] antworteten: Ja dann müsst ihr uns noch viel mehr Subventionen geben, wir bringen die Leute
ja gar nicht hin, ohne diese Kleinplakate. Und so war es ein ständiges Gerammel.“51

Die grösseren Kulturveranstalter liessen sich jedoch von solchen Drohungen nicht beeindrucken, denn
die Abgaben welche sie an die Stadt entrichteten, verliehen ihnen ihr gegenüber eine genügend grosse
Macht, damit sie sich keine Vorschriften über ihre illegalen Werbegewohnheiten machen lassen muss-
ten. Ohne der lokalen Kleinkultur einen anderen Werbekanal anzubieten, hatte die Stadt wenig Erfolg,
45vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
46Die Good News ist das führende Unternehmen der Schweizer Konzertveranstalter (Béchir 2009)
47vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
48vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
49vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
50vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
51vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
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die Wildplakatierung einzudämmen; zu gross war die Nachfrage nach Kleinplakaten und zu eng die
gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen der Kleinkultur und der Stadt, welche sich unter anderem
Kulturhauptstadt der Schweiz zu nennen pflegte52.
Im Zusammenhang mit dem städtischen Paradigmenwechsel und der Implementierung des Plakatie-
rungskonzeptes ist eine veränderte Einstellung der Stadt zu Kulturplakaten ersichtlich53. Anstelle des
Unterdrückens aller Wildplakte wurde im Jahr 1992 erstmals ein offizielles Kleinplakatstellennetz auf
öffentlichem Grund in Betracht gezogen54. Es handelte sich um eine Idee, welche der Stadt schon 1976
in einem Brief vorgelegt wurde, jedoch auf keine offenen Ohren gestossen ist.

„Als ich [1992] mit diesem Projekt zu Frau Stadträtin Koch kam, brachte ich einen Brief und sie hat es
fast nicht geglaubt. (...) Frau Koch fand [meinen Vorschlag für offizielle Kulturplakatstellen] super. (...)
Der Brief war aus dem Jahr 1976 datiert, als ich genau dieses Konzept mit den Säulen vorgeschlagen habe.
Über all die Jahre wurde mir jedoch erklärt, dass die Plakatierung auf öffentlichem Grund das Monopol
der APG wäre und mein Projekt keine Chance hätte.“55

Die mit dem Paradigmenwechsel einhergehende Tendenz zu einem geordneten, wohl organisiertem
Stadtbild verlangte, dass man Wildplakate möglichst verhinderte56. Während die Stadt über 15 Jah-
re vergebens versuchte, mit Verboten gegen die Wildplakatierung der Kleinplakatfirmen anzukämp-
fen, entschloss sie sich bei der Implementierung des Gesamtkonzeptes 92, die Wildplakatierung mit
der Legalisierung von Kleinplakaten einzudämmen57. Die Etablierung eines Kleinplakatstellennetzes
stand folglich in enger Abhängigkeit mit dem städtischen Paradigmenwechsel und der Integrierung
von Plakaten in das Stadtbild. Ihre Vorstellung einer legalen Plakatierung konnte die Alive AG erst
durchsetzen, als die Stadt ihr Verständnis gegenüber der Aussenwerbung beziehungsweise dem Stadt-
bild geändert hatte und ein neuer Werbekanal für die Kleinkulturwerbung eröffnet wurde. Ziel der
Stadt war es in erster Linie, die – aus ihrer Sicht – dem Stadtbild schädliche Wildplakatierung ein-
zudämmen. Gemäss ihrer 15-jährigen Erfahrung mit den Kleinplakatfirmen war die Eindämmung
der Wildplakate aber nicht möglich, ohne dass der Kleinkultur einen anderen Werbekanal angeboten
wurde. Die Errichtung eines Kleinplakatstellennetzes führe ich zurück auf den konstanten Druck der
Kleinkulturunternehmen beziehungsweise der Kleinplakatfirmen auf die Stadt und auf das neue städ-
tische Paradigma, dass Plakate im Stadtbild „integriert“ sein sollten. Die offizielle Eingliederung der
Kleinplakatierung in den städtischen Raum nahm mit der Implementierung des Plakatierungskonzep-
tes im Jahr 1992 ihren Lauf. Erst schlossen die Alive AG und die bei weitem kleinere Propaganda AG
einen Konsortialvertrag mit der Stadt und der APG ab. Der für annähernd 90%58 aller Wildplakate
verantwortlichen Alive AG lag ein quasi Monopol der Kleinplakate inne. Die Stadt wollte aber die
Konzession nicht einer einzigen Firma vergeben – und schon gar nicht jener Firma, welche bislang die
ganze Stadt „zugepflastert“ hat. Als zweite Konzessionspartnerin kam die Propaganda AG in Frage,
welche mit einigen Ausnahmen die restlichen Wildplakate aufhängte59. Trotz der unterschiedlichen
Grössen der Firmen einigten sich die Stadt und die beiden Kleinplakatfirmen auf eine Aufteilung
der Plakatstellen auf öffentlichem Grund zu je 50%. Mit dem Konsortialvertrag, welcher erstmals
Kleinplakatfirmen die Benutzung des öffentlichen Grundes genehmigte, verplichteten sich die Alive
AG und die Propaganda AG zu einem sofortigen Stop der Wildplakatierung. Weil die beiden Firmen
52vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
53vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
54vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
55vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
56vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
57vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
58vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
59vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
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zusammen für etwa 99% aller Wildplakate verantwortlich waren, bedeutete der Vertragsabschluss de
facto ein Ende der Wildplakatierung.
Der Ausbau des Kleinplakatstellennetzes ging jedoch gemächlich vor sich, denn die Geschäfts- oder
ImmobilienbesitzerInnen wehrten sich regelmässig gegen die von der Stadt vorgeschlagenen Kleinpla-
katstandorte in ihrer Umgebung. Aus den Interviews ging hervor, dass die Langsamkeit des Plakat-
stellenausbaus mit Schwierigkeiten für die Kleinplakatfirmen verbunden war, denn ihnen standen von
einem Tag auf den anderen bei konstanter Nachfrage bedeutend weniger Aushängestellen zur Verfü-
gung. Um dem Angebotsloch entgegenzuwirken, suchten die Kleinplakatfirmen in eigener Regie nach
geeigneten Werbestandorten. Die Alive AG erkundigte sich in den Geschäften oder bei den Anwoh-
nern, ob sie mit einer Plakatwand einverstanden wären und unterbreitete die Vorschläge der Stadt.
Anfänglich erteilte die Stadt noch grosszügig Baubewilligungen für solche Privatgrundstellen, weshalb
sich bis heute auf diese Weise ein flächendeckendes Kleinplakatnetz auf Privatgrund entwickelte. Auf
öffentlichem Grund hat die Stadt seit 1992 176 städtische Kulturplakatsäulen aufgestellt60. Es wur-
den aber auch neue Absatzkanäle für die Kleinplakatierung geschaffen, wie zum Beispiel die Nutzung
von Abfallcontainern, welche bis 2004 im Eigentum der HausbesitzerInnen (Der Stadtrat von Zürich
(c) 2003) waren und somit mit privaten Verträgen geregelt werden konnten61 oder der Aushang in
VBZ-Vitrinen und Gebäuden von öffentlichen Institutionen62.

Abbildung 11.8.: Der Abfallcontainer als Kleinplakatwerbestelle. Quelle: Eigenes Foto (2009).

Nachdem die beiden Kleinplakatfirmen bis 2003 in einem Konsortialvertragsverhältnis mit der APG
und der Stadt standen, haben sie heute einen direkten Kultursäulen-Pachtvertrag mit der Stadt (Alive
AG 2009, History). Die Kleinplakatfirmen sind somit direkte Vertragspartner der Stadt geworden und
stehen heute mit ihr auf gleicher vertraglicher Ebene wie die Duopolisten APG und CCOP.

„Ich bin jetzt nicht mehr der wilde Böse, sondern der, der seit Jahren keine Wildplakate mehr aufhängt
und die Kulturplakate schön aufklebt. Und die Kunden sind glücklich und die Stadt ist glücklich.“63

Trotz der Schaffung eines legalen Kulturplakatkanals und anderer städtischer Programme gegen die
Wildplakatierung, hat sich diese nie ganz unterdrücken lassen. Zudem wurde erwähnt, dass die Klein-
plakatfirmen aufgrund der aktuellen Marktsituation zunehmend Schwierigkeiten hätten, ihre Kunden
60vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
61Heute werden die Abfallcontainer vom Tiefbauamt der Stadt verwaltet und gehören nicht mehr den HausbesitzerIn-

nen. Die Stadt hat sich aber bis heute noch nicht bereit erklärt, Verträge für die Containervermarkung abzuschlies-
sen(Der Stadtrat von Zürich (c) 2003).

62vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
63vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
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zu behalten und ihrem Image als Kulturinformanten gerecht zu werden. Die Grossplakatfirmen bieten
gemäss den Aussagen meiner Interviewpartner der Kleinkultur zunehmend günstige Werbemöglich-
keiten, während die üblichen Kunden der Grossplakatfirmen beginnen, Kleinplakate als zusätzliches
Medium für kommerzielle Werbung nutzen. Der folgende Abschnitt wird diesen inhaltlichen Aspekt
der Kleinplakatierung genauer beleuchten.

Kommerz auf Kleinplakaten und Kleinkultur auf Grossplakaten

Abbildung 11.9.: Imagekampagne für das Wildplakat von Nike: Grossplakate werben mit Wildplaka-
ten. Quelle: Propaganda AG (2009).

Für den Werberaum der Kleinplakate verwende ich im Folgenden den Begriff ‚Kleinplakatwerberaum‘.
Seine Ausdehnung entspricht dem Beachtungsraum von Kleinplakaten im Sinne von Kulturkleinpla-
katen.
Das regelmässige Auftreten von kommerziellen Werbebotschaften auf Kleinplakaten oder Kleinkul-
turwerbung auf Grossplakaten lässt mich auf eine gewisse Unsicherheit der Inhalte von Klein- bezie-
hungsweise Grossplakaten schliessen64. Diese Vermischung beziehungsweise Angleichung der Inhalte
von Gross- und Kleinplakaten zeigte sich wie folgt in den Aussagen meiner Interviewpartner.

„Man sieht ja immer wieder, dass kommerzielle Plakate an Kultursäulen hangen, was ich persönlich absolut
daneben finde. “65

„Die [APG] hatten Nivea und Marlboro und waren nicht an der Kultur interessiert. Und jetzt, da es ihnen
auch schlechter geht, sind sie an der Kultur interessiert und bekämpfen uns. Es gab aber auch umgekehrt
einen Wechsel, so dass kommerzielle Werbung auf Kleinplakaten Platz fand.“66

„Heute ist das offizielle Kultursäulennetz bis zu 50 Prozent durch kommerzielle Werbung belegt, welche
keinen direkten Bezug zur Stadt Zürich oder deren Kulturszene aufweist.“(Der Stadtrat von Zürich (b)
2002)

Obwohl auf Privatgrund keine formellen Regeln über die Nutzungsweisen von Kleinplakaten existieren
wird deren kommerzielle Nutzung ohne Lokalbezug von der Stadt, der IG PRG und der Alive AG sehr
kritisch beobachtet. Während der Stadtrat befürchtet, dass die Werbung für lokale Kulturveranstalter
dadurch tendenziell zu kurz kommt (Der Stadtrat von Zürich (b) 2002), gibt die Alive AG eine
abnehmende Werbewirkung der Kulturplakatstellen zu bedenken.

64Diese Aussage beruht auf verschiedenen Aussagen meiner Interviewpartner.
65vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
66vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
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„(...)ich weiss, dass wenn wir unsere Plakatstellen mit kommerzieller Werbung bekleben, dann verlieren
sie an Informationswert. Dann schaut sie unser Zielpublikum nicht mehr an. Weil diese schauen sie genau
darum an, weil sie wissen wollen, welche Veranstaltungen in Zürich stattfinden.“67

Die IG PRG hingegen macht sich keine Sorgen um die Werbewirkung, erwartet aber in Kleinplakaten
jene gesellschaftliche Komponente, welche in Grossplakaten nicht gegeben ist: Die Förderung und
Bereicherung des gesellschaftlichen Lebens. Zudem sollten ihrer Meinung nach, Kleinplakate einen
Lokalzusammenhang aufweisen68.

„Der Unterschied [von Gross- und Kleinplakaten] ist grundsätzlich, dass Kleinplakate, egal ob es kulturelle
oder politische Plakate sind, in einem Diskurs stattfinden, der sich um das Zusammenleben dreht – Also
Plakate von Organisationen die das Zusammenleben bereichern wollen.“69

Die Zitate lassen ganz bestimmte Ansprüche an die Nutzungsweisen der unterschiedlichen Plakat-
formate vernehmen. Es handelt sich dabei um normativ gefärbte Erwartungen, welche nicht formell
festgehalten sind, deren Einhaltung aber für die Kleinplakatierung als überlebenswichtig beschrieben
wurde.

„[Die APG] werben uns jetzt wichtige Kulturkunden ab, indem sie ihnen Dumping-Angebote machen. Das
ist für sie billiger als die Plakatstellen leer zu lassen. Früher wäre das unvorstellbar gewesen. Es sind eben
jene Kunden, die sich [den teuren Druck der Grossplakate] leisten können, welche wir zum Überleben
brauchen.“70

Mit der Vermischung der für die Plakatformate erwarteten Zwecke verändert sich die Marktsituati-
on zum Nachteil der Kleinplakatierung. Einerseits wird das Image des Kleinplakates geschädigt, und
die Aufmerksamkeit des Publikums, welche insbesondere Kulturkleinplakaten zugewendet wird, geht
verloren71. Anderseits wird die Unterstützung der Stadt für Kleinplakate gefährdet, denn jene sieht
in den Kulturplakatsäulen einen Beitrag für die Kleinkultur Zürichs und nicht für kommerzielle Un-
ternehmen (Der Stadtrat von Zürich (b) 2002). Um zu überleben muss sich die Kleinplakatindustrie
folglich an den normativen Erwartungen des Publikums und der Stadt orientieren. Diese normati-
ven Erwartungen an die Kleinplakate verleihen dem Kleinkulturwerberaum (vgl. Abschnitt 11.2.4)
gewissermassen eine gesellschaftliche Komponente. So manifestieren sich in ihm trotz seiner privat-
wirtschaftlichen Orientierung auch öffentliche Interessen.
Das Gegenstück der „Vermischung“ – die Kleinkultur auf Grossplakaten – ist auf das Verhalten der
Grossplakatfirmen zurück zu führen, welche den vermögenden Kleinkulturveranstaltern sehr attraktive
Preise anbieten. Solche günstigen Angebote vereinfachen zwar den Zugang zum öffentlichen Werbe-
raum für finanziell schwache juristische und natürliche Personen, verleihen dem Grossplakatwerbe-
raum jedoch nicht jene gesellschaftliche Komponente, welche den Kleinkulturwerberaum auszeichnet.
Kleinplakatfirmen müssen sich, um ihr Publikum nicht zu verlieren – also um zu überleben – an
dessen normativen Erwartungen halten. Hinsichtlich der Inhalte von Grossplakaten wurden in den In-
terviews keine solchen normativen Erwartungen erwähnt. Das bedeutet, dass die Grossplakatindustrie
weitgehend frei von gesellschaftlichen Erwartungen handeln kann, womit in deren Werberaum keine

67vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
68vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
69vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
70vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
71vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
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verbindliche gesellschaftliche Komponente zu finden ist. Die mit der gesellschaftlichen Komponen-
te verbundene Differenzierung von Klein- und Grossplakatwerberäumen ist relevant für die Analyse
der Grenzziehung zwischen öffentlicher und privater Sphäre: Solange der Kleinplakatwerberaum den
normativen Erwartungen folgt, bildet er zumindest teilweise die vom öffentlichen Diskurs geprägte
öffentliche Sphäre (vgl. Habermas 1992). Gleichzeitig können die Inhalte der Grossplakate nicht zur
öffentlichen Sphäre gezählt werden, solange an den Grossplakatwerberaum keine normativen Erwar-
tungen gestellt werden, welche ihren Inhalten eine gesellschaftliche Komponente verleihen könnten.

11.2.4. Bedeutung der Legalisierung von Kleinplakaten für die Konstitution des Werberaumes

Die Darlegungen zur Entwicklung offizieller Kleinplakatstellen zeigen die Wirkungskraft einer kon-
stanten – im Grunde illegalen – Einflussnahme in den öffentlichen Werberaum. Sie erinnert mich an
die in Kapitel 6.1.4 beschriebene Bildung gegenkultureller Räume. Die Beharrlichkeit mit welcher
sich die Institutionen der Kleinkultur zusammen mit den WildplakatiererInnen für einen, ihren finan-
ziellen Möglichkeiten angepassten Werbekanal im öffentlichen Raum engagierten, führte schliesslich
zu einem institutionalisierten Kleinplakatwerberaum. Denn die Stadt vermochte der kontinuierlichen
Abweichung des durch Verordnungen legitimierten Handelns nicht mit Verboten entgegen zu wirken.
So wurde der öffentliche Kleinplakatwerberaum konstituiert, bevor ein entsprechender juristischer
Rahmen festgelegt war. Dieser Kleinplakatwerberaum hat sich mit der Zeit dermassen institutionali-
siert, dass sogar die Stadt – mittels Billetsteuern und Kultursubventionen – an dessen Konstitution
beteiligt war, ohne ihn rechtlich gut zu heissen. Auf dem Widerspruch zwischen den Verordnungen
und der, den Kleinkulturwerberaum konstituierenden städtischen Regeln, konnte sich dieser spezifi-
sche Werberaum etablieren. Weil die Kleinkulturinstitutionen Begünstigte der städtischen Kulturför-
derung waren, hat die Stadt sie nicht angeklagt. Gleichzeitig konnten die Kleinplakatfirmen von der
Stadt nicht angeklagt werden, solange die HausbesitzerInnen keine Anzeige erstatteten und solange
die WildplakatiererInnen keine Sachbeschädigungen machten und nur auf privatem Grund plakatier-
ten72. Der Stadt blieb folglich nichts anderes übrig, als den nicht regelkonform institutionalisierten
Werbekanal der Kleinkultur zu akzeptieren. Anders als bei den Grossplakaten, welche erst mit dem
Paradigmenwechsel Einzug ins Stadtzentrum nahmen, hat sich bei den Kleinplakaten schon vor dem
Paradigmenwechsel ein spezifischer Werberaum an zentralen Orten der Stadt etabliert. Legalisiert
wurde dieser Kleinplakatwerberaum aber erst mit der Implementierung des Plakatierungskonzeptes
und der damit einhergehenden Bezeichnung von Aussenwerbung als „etwas das zum Stadtbild gehört“.
Als Folge der Legalisierung des Kleinplakatwerberaumes wurde dieser stark eingegrenzt. Wo vorhin
die ganze öffentliche Sphäre als potentieller Kleinplakatwerberaum gegolten hat, wurde dieser Wer-
beraum, von einem Tag auf den anderen, auf die offiziellen Kleinplakatwerbestellen beschränkt. Da
es zu diesem Zeitpunkt erst wenig dieser städtischen Stellen gab, entwickelten die Kleinplakatfirmen
in eigener Regie neue Plakatstellen, wie beispielsweise die Werbung auf Abfall-Containern. Auf diese
Weise versuchten sie dem Angebotsloch entgegenzuwirken. Zu erwähnen ist, dass die im Jahr 1992
von der Stadt versprochenen 200 städtischen Kulturplakatsäulen, bis heute noch nicht alle aufgebaut
wurden – es sind erst deren 16773. Der Aufbau des angestrebten, offiziellen Kleinkulturwerberaumes
auf städtischem Grund ist also noch im Gange.
Bezogen auf die öffentliche Sphäre bzw. private Sphäre verstehe ich die Legalisierung eines Werbe-
raumes als das Gewähren von privatwirtschaftlichen Tätigkeiten im öffentlichen Raum – also als eine
teilweise Privatisierung der öffentlichen Sphäre. Der Kleinkulturwerberaum hat sich aber schon vor
dessen Legalisierung, in der öffentlichen Sphäre etabliert. Daher hat sich die Stadt durch die Lega-
lisierung des Kleinkulturwerberaumes Mitbestimmungsrecht im privatisierten Kleinplakatwerberaum
72vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
73vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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geschaffen. Entsprechend konnte der Kleinkulturwerberaum gemäss den Vorstellungen der Stadt ver-
kleinert werden und gestaltet werden.

11.2.5. Kommerzielle Werbevermarkter – die Etablierung eines Duopols

Die Marktpositionen einzelner Akteure beeinflussen die Handlungssituation und die sie gestaltenden
Regeln und Ressourcen. Heute ist der Schweizer Aussenwerbemarkt auf privatem wie auf öffentlichem
Grund gekennzeichnet von einem Duopol der APG und der CCOP, wohingegen früher der private
Grund von vielen Plakatgesellschaften vermarktet wurde und somit eine oligopolistische Marktstruk-
tur aufwies. Auf öffentlichem Grund verlief die Entwicklung gegenläufig: Früher war er geprägt von
einem Monopol der APG, welches in den 1990er Jahren zugunsten eines Duopols der CCOP und der
APG aufgelöst wurde. Die folgenden Darlegungen erläutern diese Entwicklung des Werbermarktes
vom Oligopol beziehungsweise Monopol zum Duopol und deren Auswirkung auf die Konstitution des
Werberaumes. Schliesslich wird die heutige74 Marktsituation in einem Exkurs, über die eventuell noch
immer prägende Monopolstellung der APG, analysiert.

„Es gibt nicht so viele Plakatgesellschaften in der Schweiz. Es gibt nur noch die zwei Grossen.“75

Auch wenn dieses Zitat, genau genommen nicht ganz der Realität entspricht, so bringt es doch den
wesentlichen Aspekt der Entwicklung der letzten 20 Jahre auf den Punkt. Die heutige Marktsituation
der Aussenwerbung in Zürich sowie in der Schweiz ist gekennzeichnet von einem Duopol der APG
mit 75% und der CCOP mit 25% aller Plakatstellen auf öffentlichem Grund76. Auf privatem Grund
sind die Zahlen ein wenig zum Vorteil der CCOP verschoben, d.h. die APG bewirtschaftet ungefähr
70% und die CCOP 30% der Plakatflächen. Es waren jedoch weder die Plakatgesellschaften noch die
Stadt dazu bereit, mir über die genaue Anzahl Plakatstellen auf Privatgrund Auskunft zu geben77.
Neben diesen hohen Marktanteilen wirkt sich auch der internationale Kontext der Firmen auf die
allgemeine Marktsituation aus. Zu nennen sind der Aktienanteil von 30% des weltweit zweitgröss-
ten Medienkonzerns JCDecaux an der Affichage Holding (Sager 2007) und die Muttergesellschaft der
CCOP, welche als das global mächtigste Medienunternehmen gilt. Die beiden Firmen profitieren von
einem internationalen Hintergrund, den die anderen Schweizer Plakatgesellschaften so nicht kennen.
(CCO 2009). Unter diesem Gesichtspunkt scheinen die zwei unabhängigen Plakatfirmen Citylights
AG und Starplakat AG vergleichsmässig noch kleiner, als sie ohnehin schon sind.
In den 1970er – und 1980er – Jahren war die Marktsituation noch eine andere. Die APG hatte mit
zahlreichen Gemeinden Exklusivverträge und pflegte somit eine absolute Monopolstellung auf öffent-
lichem Grund. Auf privatem Grund hingegen stand die APG einer grossen Anzahl konkurrierender
Firmen, namentlich der Plakanda AG, der AWI (damals AWAG), der Ofex, der Plakatron, der Felice
GmbH, der Citylights AG und der City Advertising Company AG gegenüber. Durch Aufkäufe der
im Wachstum begriffenen Unternehmen Plakanda und APG verschwanden nach und nach die an-
deren Firmen vom Plakatmarkt. Insbesondere die Plakanda musste aufgrund ihrer Absichten – sich
dem mächtigen Medienkonzern CCO zu verkaufen, möglichst schnelles Wachstum aufweisen. Solches
Wachstum konnte mit einer verstärkten Akquisition und mit dem Aufkauf anderer Firmen erreicht
werden. Dabei wirkte sich die verstärkte Akquisition auf die tatsächliche Anzahl Plakatstellen im

74Die Darlegungen beziehen sich auf die Marktsituation im Winter 2008 beziehungsweise im Frühjahr 2009. Über die
Auswirkungen der Wirtschaftskrise im Frühjahr 2009, konnte in den Interviews noch keine Aussagen gemacht werden.
Die durch die Wirtschaftskrise hervorgegangen Änderungen der Marktsitution werden deshalb nicht berücksichtigt.

75vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
76vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. Nov. 2008
77vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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Stadtraum aus. Der Aufkauf anderer Firmen hingegen verursachte nur eine Verschiebung der Eigen-
tumsverhältnisse der Werbestellen und keine Zunahme deren Anzahl. In Anbetracht der ablehnenden
Haltung der Stadt gegenüber neuen Plakatstellen, war der Aufkauf anderer Firmen für das schnelle
Wachstum der Firmen der bei weitem wichtigere Prozess (vgl. Kap.11.2.1 ‚Paradigmenwechsel der
städtischen Behörden‘).

„Der [Besitzer der Plakanda AG] hatte [1989] einfach quasi das kluge Ziel – von seiner Sicht aus – seine
Bude möglichst aufzublasen mit vielen Plakatstellen. Weil er seine Firma verkaufen wollte. Also wenn (...)
seine Firma 700 oder 7000 Plakate hat, hat sie einen anderen Wert.“78

Das „Aufblasen“ der Plakanda und der APG durch Aufkäufe von Firmen, führten nach und nach
zur heutigen Duopolsituation. Diese manifestierte sich schliesslich im Jahr 1999 mit dem Verkauf der
Plakanda AG an die Clear Channel Outdoor Company und der fast gleichzeitigen Beteiligung der
JCDecaux AG an der Affichage Holding. Darauf wurden die letzten beiden konkurrierenden Firmen
Plakatron AG und Felice AG von der neuen CCOP übernommen, womit nur noch eine kleinere Pla-
katgesellschaft in Zürich übrig blieb: Die Citylights AG79 (siehe Anhang A.1.1 für detaillierte Angaben
zu den einzelnen Plakatfirmen).
So standen sich schliesslich zwei mächtige Firmen gegenüber, die bis heute in keinem vergleichbaren
Verhältnis zur Citylights AG noch zur 1998 gegründeten Starplakat stehen. Die Duopolsituation ma-
nifestiert sich in der Anzahl Werbestellen der grossen Firmen, deren Nutzung des öffentlichen Grundes
oder deren internationalem Hintergrund. Zudem widerspiegelt sich die geringe Bedeutung der kleine-
ren Firmen im Diskurs der Duopolisten. So werden heute die Starplakat AG und die Citylights AG
von den Duopolisten nur sehr beschränkt oder überhaupt nicht wahrgenommen.

„Die Starplakat ist, neben der APG und CCOP, noch die einzige Gesellschaft – also eine kleinere Firma
– die noch selber vermarktet.“80

Die Firma Starplakat AG wurde aber erst im Jahre 1998 gegründet81. Es gab die Starplakat AG also
zu Beginn des Duopolisierungsprozesses noch gar nicht. Die Citylights AG hingegen existiert schon
seit 1982, wurde aber auf die Frage nach der Akteursstruktur des Werberaumes weder von Inter-
viewpartnern der Marktgesellschaft, noch von jenen der öffentlichen Hand namentlich erwähnt. Die
beiden Firmen sind also im Diskurs der mächtigen Akteure so zu sagen nicht vorhanden. Daraus kann
geschlossen werden, dass die unabhängigen Firmen keine Konkurrenz für die APG und die CCOP
darstellen.
Das Wachstum der Plakanda AG wirkte sich auch auf die Marktsituation auf öffentlichem Grund aus.
Die stark gewordene Plakanda beziehungsweise CCOP gewann 2006 einen Viertel aller städtischen
Plakatstellen. Damit hat sie auch auf öffentlichen Grund der Stadt Zürich Stellung als Duopolistin
eingenommen und das Monopol der APG Affichage aufgelöst: Heute zeichnet sich auf privatem wie
auf öffentlichem Grund das Duopol der APG und der CCOP ab.
Trotzdem wurde von fast allen Interviewpartnern die Marktsituation als ein Monopol der APG be-
schrieben. Deshalb wird an dieser Stelle die Selbstverständlichkeit, mit welcher bislang von einem
Duopol gesprochen wurde, für einen Moment aufgehoben und im folgenden Abschnitt die von den
Interviewpartnern angesprochene Monopolposition der APG diskutiert.
78vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
79Die Starplakat AG ist erst seit 1998 in Zürich tätig
80vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
81vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2009
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Exkurs: Monopolposition der APG

Obwohl die CCOP einen Marktanteil von 25% aufweist und somit einen Gegenpol zur APG darstellt,
wurde in den Interviews regelmässig auf eine Monopolposition der APG hingewiesen. Ausserdem
wurde die Position der APG in der Wettbewerbskommission (WEKO) ein Thema wettbewerbstech-
nischer Untersuchungen. In diesem Exkurs über das in Frage gestellte Monopol der APG werden die
Resultate der WEKO – Untersuchungen den Argumenten der Interviewpartner gegenüber gestellt
und schliesslich Schlüsse über die aktuelle Situation im Ausserwerbemarkt hergeleitet.

Bei der Übernahme von 30% des Aktienkapitals der Affichage Holding durch JCDecaux und dessen
Einsitz in den Affichage-Verwaltungsrat sorgte sich die WEKO (Ducrey 1999) um die Wettbewerb-
sintensität der schweizerischen Aussenwerbelandschaft. Nach den eingeleiteten Untersuchungen über
den Zusammenschluss der Affichage und der JCDecaux wurde diese Minderheitsbeteiligung mit Ko-
operationsabsichten von JCDecaux an der APG als Wettbewerbsabrede und nicht wie üblich als
kartellrechtswidrige Wettbewerbsbeschränkung beurteilt82. Der Entscheid der WEKO lautete folgen-
dermassen:

„Die WEKO lässt die Zusammenarbeit zwischen JCDecaux und Affichage zu. Die WEKO hat in diesem
Entscheid erstmals eine mit Kooperationsabsichten verbundene Minderheitsbeteiligung als Wettbewerb-
sabrede angesehen.“ (Ducrey 2001)

Begründet wird der Entscheid mit der Konkurrenzfähigkeit, des in der Schweiz aktiven Unterneh-
mens ‚Clear Channel Outdoor‘ und der potentiell aktiven Unternehmen Ströer, TDI Worldwide, Wall
AG. Zudem wurde der Wettbewerbsdruck, welcher von anderen Werbemedien – wie Fernseher und
Printwerbung – ausgeht erwähnt. In erster Linie schreibt aber die Wettbewerbskommission die Be-
schränkung des Wettbewerbes nicht dem mangelnden Konkurrenzdruck durch Unternehmen, sondern
den Gemeinden zu. Die Gemeinden verzichten oft auf öffentliche Ausschreibungen ihrer Plakatstellen
und schliessen Konsortialverträge ab, welche alle potentiellen Anbieter in ein Gesamtkonzept einbin-
den. Der Wettbewerb würde dadurch geschwächt und nicht durch eine mögliche Monopolstellung der
Affichage Holding (Ducrey 2001).
Mit ihren Untersuchungen bekundete die WEKO zwar Bedenken über die monopolistischen Züge der
Affichage Holding, bezeichnete ihre Befürchtungen aber schliesslich als ungerechtfertigt. Die Einschät-
zung der WEKO weisen also auf ein Duopol oder gar Oligopol hin.
Während alle Interviewpartner gleichermassen die überdurchschnittliche Grösse der APG betonen, be-
urteilen sie deren Einfluss auf den Wettbewerb sehr unterschiedlich. Die unabhängigen kleinen Firmen
betrachten alleine schon die Existenz eines Marktungleichgewichtes als wettbewerbseinschränkend,
während die CCOP mit der WEKO einig ist und die Wettbewerbseinschränkung auf die Handlungs-
weisen der städtischen Behörden zurückführt. Die Stadt und die APG sehen hingegen überhaupt
keine Wettbewerbseinschränkung durch die verhältnismässig mächtige Position der APG. Diese un-
terschiedliche Beurteilung der Akteure wird im Folgenden dargelegt.
Von den kleineren Firmen wird in erster Linie der hohe Marktanteil der APG erwähnt. Er führe
zu einem einseitigen Abhängigkeitsverhältnis der werbetreibenden Unternehmen von der APG. Jede
grössere Werbekampagne müsse Werbestellen der APG mit einbeziehen. Die APG als Monopolistin
würde den Kunden weitaus bessere Preise anbieten, wenn sie sich bereit erklärten exklusiv bei der
APG zu buchen. Die Taktik von Exklusivverträgen werde einzig von der APG durchgeführt, senke

82In der Geschichte der WEKO ist dieser Betrachtungsweise einer Minderheitsbeteiligung mit Kooperationsabsichten
eine Premiere, denn bis dahin wurden solche Zusammenschlüsse als kartellrechtswidrig und nicht als Wettbewerb-
sabrede bezeichnet (Ducrey 1999).
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die Preise der Werbestellen und erschwere den Zugang zu grossen Kampagnen für die kleineren Pla-
katgesellschaften. Ausserdem wird die Monopolisierung bestimmter Werbemedien – z.B Transparente
– angesprochen, welche einzig der APG zustünden.

„Das ist ein Monopol! Mit 75% Marktanteil. Das ist absolut ein Monopol. Ich merke es ganz einfach am
Umsatz. Die APG macht den Kunden ein Paket und einen Einheitspreis, insofern ist es ein Monopol. [Sie
sagt den Kunden]: ‚Wenn sie plakatieren wollen, dann kommen sie nicht an mir vorbei. Entweder sie geben
mir alles oder sie bekommen gar nichts.‘ Das ist nicht sehr sympathisch.“83

„Die APG versucht mündliche Exklusivverträge abzuschliessen, unter der Bedingung, dass exklusiv nur
bei APG gebucht wird. Für eine Firma mit 75%-iger Monopolstellung und Verträgen mit den meisten
Gemeinden ist das mehr als unlauter. Anderen Plakatfirmen darf – nach dem Willen der APG – gar kein
Werbebudget zugestanden werden. Die CCOP macht so etwas nicht.“84

„(...)die haben einfach diesen öffentlichen Raum monopolisiert. Wir durften auch keine Transparente
aufhängen. Dieser Kampf um die Transparente aufzuhängen, ohne dass es über die APG laufen musste,
war gigantisch. Wir wollten einen Kanal finden, der nicht über die APG lief, um Transparente aufzuhängen.
Doch noch bis vor zwei, drei Jahren mussten wir der APG in Bern Geld abliefern, dass wir Transparente
aufhängen durften. Nicht dass wir die Transparente der APG gaben, damit diese sie aufhängten. Es war
einfach eine Benutzungsgebühr, welche willkürlich festgelegt war. So hat die APG uns gezwungen(...). “85

Nicht nur die Firmen ohne Plakatstellen auf öffentlichem Grund beurteilen die Stellung der APG
als wettbewerbsbeschränkendes Monopol. Einige Interviewpartner betonen die Schwierigkeiten, die
sie hatten und teils noch immer haben, um überhaupt Plakatstellen auf öffentlichem Grund bewirt-
schaften zu können. Es wurde gar auf einen möglichen Zusammenhang zwischen der APG und dem
früheren FDP-Stadtrat hingewiesen. Problematisch sei nicht unbedingt die Grösse der APG sondern
die Regelungen der Stadt, welche anderen Firmen keinen Zugang erlaubten. Die folgende Aussage geht
mit jenen der WEKO überrein, welche die städtischen Behörden für einen beschränkten Wettbewerb
im Aussenwerbemarkt verantwortlich heisst.

„Die Verordnungen in Bezug auf den öffentlichen Luftraum, die waren immer ein Skandal und die sind
auch heute noch ein Skandal, insofern als es immer nur die eine Gesellschaft war – diese APG.“86

Auch von Seiten der CCOP, welche über einen Viertel der Zürcher Werbestellen bewirtschaftet sowie
von der IG PRG wurden Worte zur Monopolstellung geäussert. Im Gegensatz zu den unabhängigen
Firmen, sind die Äusserungen der CCOP vage und machen einen gelassenen Eindruck. Negative
Äusserungen zur aktuellen Marktsituation waren nicht zu vernehmen – höchstens, dass man wie
die APG mehr Konzessionen auf öffentlichem Grund anstrebte. Es wurden jedoch in keiner Weise
Zusammenhänge zwischen der Marktführerrolle der APG und der relativ geringen Präsenz der CCOP
auf öffentlichem Grund hergestellt.
Ebenso lässt die Stellungnahme der IG PRG eine gelassene, wenn nicht gar positive Einstellung
zur aktuellen Marktsituation vernehmen. Von beiden Akteuren wurde die zur Diskussion gestellte
Monopolposition der APG entweder nur auf Aufforderung hin angedeutet, oder zugleich auf das
Duopol der APG und CCOP verwiesen.

83vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
84vgl. Interview mit JK-CL vom 3. Juni 2009
85vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
86Anonymes Zitat eines Interviewpartners
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„Vielleicht ist es nicht das Dümmste, dass wir diese [Duopol der APG und der CCOP] haben, weil je
fragmentierter der Aussenwerbemarkt ist, desto weniger findet man den richtigen Ansprechpartner oder
jemanden der einen Entscheid fällen kann. Also wenn die Stadt jetzt mit 50 Anbietern von Werbeflächen
verhandeln müsste, dann wäre das ganz schwierig. Aber wenn die Stadt jetzt einfach diese zwei Domi-
nanten hat, dann ist das sehr viel einfacher. Auf der anderen Seite muss man sagen, dass das Problem
nicht unbedingt das Duopol oder Monopol ist, sondern, dass diese Plakatgesellschaften überhaupt keinen
Lokalbezug haben. Sie sind nicht verankert in dieser örtlichen Gesellschaft.“87

Entgegen den genannten Argumenten beurteilen das Amt für Reklameanlagen und die APG die
Marktsituation nicht als Monopol. Sie beschrieben die Rolle der Stadt als förderlich für die Wett-
bewerbssituation im Aussenwerbemarkt. Zudem wiesen das Amt für Reklameanlagen und die APG
die allgemeinen Bedenken der WEKO zum wettbewerbseinschränkenden Verhalten von Städten und
Dörfern zurück, indem sie die öffentliche Ausschreibung der städtischen Plakatstellen betonten.

„Man kann nicht von einem Monopol reden, wenn es öffentlich ausgeschrieben wird. Die Absicht der Stadt
wäre gewesen, auch andere Firmen mit einzubeziehen. Ich glaube, viel offener könnten die Lose nicht
ausgeschrieben werden, als wir es gemacht haben. Wir haben ja eigentlich international ausgeschrieben.
Man vergab es dann den Meistbietenden und das waren die APG und die CCOP. (...) Es war klar, dass
gewisse Bedingungen eingehalten werden mussten. Die waren aber für alle die gleichen. Am Schluss war
es aber dann eine ökonomische Frage.“88

„Man sagt immer, dass die APG eine Monopolstellung hätte. Das ist aber nicht korrekt, weil die Grund-
stücke, die wir brauchen um unsere Flächen zu montieren, ja entweder einer Stadt bzw. Gemeinde oder
Privatpersonen gehören. Die Stadt zum Beispiel, sie verfügt über das Monopol über den öffentlichen Grund
und die schreiben immer wieder mal das Recht zur Plakatierung aus. (...) und dann können sich alle dafür
interessierten Institutionen und Firmen, im Rahmen einer Submission, darum bewerben. (...)Wir müssen
uns jedesmal bei den Submissionen wieder neu behaupten.“89

Aus Sicht der Akteure wird die Situation sehr heterogen beurteilt. Auf der einen Seite stehen die
APG und die Stadtverwaltung, welche die aktuelle Marktsituation aufgrund der offenen Ausschrei-
bung der Werbestellen auf öffentlichem nicht als Monopol bezeichnen. Die anderen Plakatfirmen
andererseits eröffnen ein breites Argumentationsspektrum, welches Aussagen zu einem absoluten Mo-
nopol, über marktirreleitende Taktiken der APG, bis hin zu schulterzuckenden Bemerkungen über ein
eingeschränktes Monopol der APG auf öffentlichem Grund beinhaltet. Interessant ist insbesondere
die Differenzierung der unabhängigen Plakatgesellschaften und der CCOP. Die unabhängigen und
verhältnismässig sehr kleinen Unternehmen schätzen die Position der APG einstimmig als wettbe-
werbsbeschränkend und monopolistisch ein und sehen darin einen klaren Nachteil für sich als kleinere
Firmen. Die CCOP hingegen, beschränkt die Monopolstellung der APG auf den öffentlichen Grund
vieler Schweizer Städte und äussert keine Angaben über allfällige Nachteile für sie als zweite „Markt-
führerin“. Als einziger Akteur beurteilt die IG PRG die heutige Marktsituation als Ressource für die
Durchsetzung ihrer Interessen, äussert aber gleichzeitig ideologische Bedenken bezüglich eines Mono-
pols oder Duopols des Aussenwerbemarktes.
Als weiterer Anhaltspunkt wird an dieser Stelle die von der WTO aufgestellte Definition des disku-
tierten Begriffes Erbringer einer Dienstleistung mit Monopolstellung beigezogen.

„Ein Erbringer einer Dienstleistung mit Monopolstellung ist eine öffentliche oder private Person, die auf
dem betreffenden Markt des Hoheitsgebiets eines Mitglieds durch das betreffende Mitglied förmlich oder

87vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
88vlg. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
89vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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tatsächlich als alleiniger Erbringer der betreffenden Dienstleistung ermächtigt (...) ist.“ (Der Schweizerische
Bundesrat (b) 1994, 338)

Unter Einbezug der WTO-Definition ergibt sich ein sehr ähnliches Bild von der Position der APG
im Aussenwerbemarkt wie jenes, welches die CCOP, die ALIVE und die WEKO beschreiben. In der
Stadt Zürich stellt die APG gemäss WTO kein Monopol dar, zumal die Vermarktung des öffentlichen
wie auch des privaten Grundes von mindestens zwei Marktteilnehmern angeboten wird. Hinsichtlich
der Exklusivverträge – welche die APG noch immer mit vielen Gemeinden unterhält – ergibt sich je-
doch gesamtschweizerisch ein die Monopolstellung der APG bestätigendes Bild. In Anlehnung an die
WTO wird im Folgenden weiterhin von einem Duopol der APG und der CCOP gesprochen, obschon
die APG, wie beleuchtet wurde, monopolistische Züge aufweist.

11.2.6. Bedeutung der Duopolisierung des Aussenwerbemarktes für die Konstitution des
Werberaumes

Die Duopolisierung des Aussenwerbemarktes erzeugte eine Verschiebung der Konkurrenzsituation vom
privaten Grund auf den öffentlichen. Erst mit der Konzentration der Firmen auf privatem Grund in
zwei Holdings konnte eine Konkurrenzsituation auf öffentlichem Grund geschaffen werden. Denn im
Oligopol auf privatem Grund war keine der zahlreichen Firmen im Stande die APG auf öffentlichem
Grund zu konkurrieren. Durch den auf Aufkäufen basierenden Zusammenschluss von mehreren Fir-
men in der CCOP-Holding wurde diese direkte Vertragspartnerin der Stadt und damit eine, die APG
konkurrierende Duopolistin.
Die Konzentration fast aller kleinen Firmen in den zwei Holdings, führte zudem zur Ausschaltung
der Konkurrenz unter den kleineren Firmen: Erstens reduzierte sich deren Anzahl drastisch und zwei-
tens waren die kleineren Firmen bald gezwungen sich auf ein ganz bestimmtes Werbesegment zu
spezialisieren um überhaupt neben den Grossen zu überleben. So vermarktet heute die Citylights
AG kaum mehr Plakate, sondern hat sich auf das Ad-Screen-Segment spezialisiert, wohingegen die
Starplakat AG fast ausschliesslich im Bereich der Tankstellenwerbung tätig ist. Die Citylights AG
und die Starplakat AG sind somit keine Konkurrenten. Beide schützen sich mit der Vermarktung von
Nischenprodukten gegen die Konkurrenz der APG und der CCOP und können deshalb neben den
Duopolisten existieren. Durch die Spezialisierung der kleinen Firmen bleiben jedoch auch auf privatem
Grund fast nur noch die CCOP und die APG als Vermarkter von herkömmlichen Werbemedien. Die
Konkurrenz auf privatem Grund ist jedoch mit den Marktanteilen von 30% der CCOP beziehungs-
weise 70% der APG garantiert. Dies ist ein Vorteil für die oligopolistisch organisierten Verpachter von
Privatgrund, welcher für Werbestellen benutzt wird. Schliesslich bewirkt das Duopol eine Verdrän-
gung aller anderen Plakatgesellschaften aus dem herkömmlichen Werbemarkt und schafft gleichzeitig
auf öffentlichem und privatem Grund eine Konkurrenzsituation, die im Oligopol nur zwischen den
kleineren Firmen, nicht aber gegenüber der APG existierte.
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12. Juristische Teilstrukturen als Regeln und Ressourcen des
Werberaumes der Stadt Zürich

Für die Konstitution des öffentlichen Werberaumes stellen die juristischen Stukturen Regeln und Res-
sourcen dar. Die gesetzlichen Grundlagen bilden einen Teil dieser juristischen Strukturen. Ein anderes
Element der juristischen Regeln und Ressourcen ist die formale Trennung von öffentlichem Grund und
privatem Grund. Dabei handelt es sich um eine für diese Arbeit grundlegende Differenzierung der ana-
lysierten Werbestandorte. Wie ich erläutern werde, unterscheiden sich die Entscheidungsspielräume
der Akteure in Abhängigkeit der jeweiligen Eigentumsverhältnisse der Werbestandorte: Für die einen
hat die formale Trennung des Raumes einen ermöglichenden Charakter, für die anderen wirkt sie
einschränkend.

12.1. Formale Trennung des Werberaumes in öffentlichen und privaten Grund

Die Kategorien ‚öffentlicher und privater Grund‘ werden im Folgenden als Teil der juristischen Struk-
tur des öffentlichen Werberaumes analysiert. Aufgezeigt wird der Zusammenhang zwischen öffentli-
chem Grund und öffentlichem Recht, respektive privatem Grund und Privatrecht. Dabei werden die
für den öffentlichen Werberaum charakteristischen Verflechtungen der beiden juristischen Struktu-
ren Privatgrund/öffentlicher Grund und Privatrecht/öffentliches Recht beleuchtet. Die Betrachtung
konzentriert sich auf die Berührungsebene der beiden Teilstrukturen, welche sich in drei Aspekten
manifestiert:

1. Eigentumsrechte der Aussenwerbestellen

2. Begünstigte der Werbeabgaben

3. Inhaltliche Auflagen zu den Werbebotschaften

Die folgenden Erläuterungen widmen sich diesen drei Aspekten der Strukturverflechtung zwischen
Recht und Eigentum sowie deren Auswirkung auf die Konstitution des öffentlichen Werberaumes der
Stadt Zürich.

12.1.1. Eigentumsrechte der Aussenwerbestellen

Die Eigentumsverhältnisse des öffentlichen und privaten Grundes sind auf verfassungsrechtlicher Ebe-
ne festgelegt: Aussenwerbeanlagen auf öffentlichem Grund sind Eigentum der Stadt und jene auf
privatem Grund gehören den Plakatgesellschaften1. Die rechtlichen Grundlagen zum Privateigentum
sind auf nationaler Ebene geregelt – die Bundesverfassung sowie das Zivilgesetzbuch definieren (ZGB)
bedeutungsvolle Bedingungen für den Zürcher Werberaum. Beide betonen ausdrücklich den Schutz
des Privateigentums:

„Das Eigentum ist gewährleistet.“ (Der Schweizerische Bundesrat (n) 2008, Art. 26)

1vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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„Wer Eigentümer einer Sache ist, kann in den Schranken der Rechtsordnung über sie nach seinem Belieben
verfügen.
Er hat das Recht, sie von jedem, der sie ihm vorenthält, zu verlangen und jede ungerechtfertigte Einwirkung
abzuwehren.“ (Der Schweizerische Bundesrat (h) 2008, Art. 641 Abs. 1 & 2)

Bewilligte Bauten und Anlagen geniessen aufgrund dieser Gesetzesartikel eine hohe Rechtsbeständig-
keit. Die daraus hervorgehende Bestandesgarantie kann demnach nur unter der Bedingung in Frage
gestellt werden werden, dass eine genügende gesetzliche Grundlage und ein ausreichendes öffentliches
Interesse vorliegen. Diese Bestandesgarantie gilt für Bauten auf Privatgrund und sichert deren bau-
rechtliche Unantastbarkeit auf eine uneingeschränkte Zeitdauer2. Die Werbestellen auf öffentlichem
Grund liegen im Entscheidungsbereich der Stadt, werden aber zur Vermarktung an private Firmen
verpachtet. Der Aufbau beziehungsweise Abbau städtischer Werbestellen stützt sich somit auf das
Ermessen der städtischen Behörden und die vertraglichen Bindungen zwischen der Stadt und den
Plakatgesellschaften. Die Pachtverträge wurden 2006 erstmals international ausgeschrieben, was sich
in Zukunft im Abstand von fünf bis zehn Jahren repetieren wird3. Demzufolge steht die Möglichkeit,
sich zu bewerben, allen Aussenwerbefirmen offen, wobei die Vermarktung des öffentlichen Grundes
der meistbietenden Firma zugesprochen wird (vgl. Kapitel 13.1 ‚Handlungsleitende Machtverhält-
nisse bei der Akquisition‘). Neben den Ermessensentscheiden der Stadt ist die Zusammensetzung
der Werberaumvermarkter auch von der zum Ausschreibungszeitpunkt herrschenden Marktsituation
abhängig. Durch die öffentliche Ausschreibung der städtischen Plakatstellen unterstehen die Plakat-
firmen welche den öffentlichen Grund vermarkten wollen, einem gewissen Konkurrenzdruck, welcher
insbesondere von den Vertretern der Starplakat AG und der Citylights AG erwähnt wurden. Dieselben
beurteilen auch die durch die regelmässige Ausschreibung der städtischen Plakatstellen entstehende
Unbeständigkeit der Marktsituation auf öffentlichem Grund als einen erschwerenden Faktor bezüglich
der Vermarktung des öffentlichen Grundes.

Die Rechtsverhältnisse der Werbeträger auf öffentlichem und privatem Grund unterscheiden sich also
in zwei Aspekten:

1. Es gilt eine Bestandesgarantie für alle Werbestellen auf Privatgrund. Diese können somit nach
Erteilung der Baubewilligung weder von den Behörden noch von betroffenen Dritten angefochten
werden.

2. Die Werbestellen auf öffentlichem Grund liegen im Eigentum der Stadt und können je nach
Ermessen der Stadt und Bedingungen der Pachtverträge auf- oder abgebaut oder an andere
Plakatfirmen verpachtet werden.

Die Bestandesgarantie der Privatwerbestellen und die öffentliche Ausschreibung der städtischen An-
lagen wurden von fast allen Interviewpartnern erwähnt, allerdings unterschiedlich beurteilt.
Die Vertreter der Plakatgesellschaften erachten die Bestandesgarantie von Privatgrundstellen einstim-
mig als grossen Vorteil von Privatgrundstellen gegenüber solchen auf öffentlichem Grund. Dabei wurde
die von der Bestandesgarantie ausgehende Sicherheit für den Angebotsbestand der Plakatfirmen be-
tont. Wenn der grösste Teil der Plakatfächen auf Privatgrund liegt, sichere die Bestandesgarantie
einen erheblichen Teil des gesamten Angebotpotenzials der Plakatgesellschaften4. Zwar können die
Eigentümer der Plakatstandorte die Verträge mit den Plakatfirmen jederzeit kündigen, dazu komme es
gemäss den Vertretern der Plakatgesellschaften aber nur selten und nur unter bestimmten Umständen.

2vgl. Auskünfte von R. Polentarutti, Stv. Leiter Recht, Generalsekretariat der Baudirektion ZH, 2009
3vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
4vgl. Interview mit AV-CCOP
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„Wenn eine Privatstelle einmal bewilligt und die Bewilligung nicht ausdrücklich befristet ist, verliert diese
ihre Gültigkeit nicht mehr. (...) Der Vertrag oder die Stelle kann dann nur noch aufgrund einer Kündigung
durch den Grundeigentümer oder durch bauliche Veränderungen verloren gehen. Daher ist es sicher ein
Vorteil, die Mehrzahl der Flächen auf dem Privatgrund zu haben, um so das Klumpenrisiko zu minimie-
ren.“5

Bezüglich der Bestandesgarantie grenzen sich die Äusserungen der Vertreter von Plakatgesellschaften
deutlich von denjenigen der Vertreter der Stadt ab: Letztere sehen in der Unanfechtbarkeit von Pri-
vatgrundstellen gewissermassen ein Hindernis für die Durchsetzung ihrer Interessen. Insbesondere im
Zusammenhang des Gesamtkonzeptes GK92, welches eine weitgreifende Reduktion der Plakatstellen
vorsah, rieben sich die Pläne der Stadt mit dem kantonal vorgegebenen Rechtsschutz von Plakatstel-
len auf Privatgrund (vgl. Kapitel 11.2.1 ‚Paradigmenwechsel der städtischen Behörden‘). Noch heute
wird diese Regelung als Einschränkung der städtischen Planung empfunden.

„Man hat damals zwar reduziert, aber viele schlimme [Werbestellen], die städtebaulich nicht befriedigend
sind, hat man trotzdem gelassen. Ich war zwar selber nicht mit dabei, aber ich gehe jetzt davon aus, dass
man einfach das herausgeholt hatte, was möglich war.“6

„Man hat gar nicht die Möglichkeit [Privatgrundstellen abzubauen]. Ich wüsste nicht wie. Die Plakat-
stellen auf Privatgrund sind bewilligt und haben eine Bestandesgarantie. Diese Bestandesgarantie ist
unbeschränkt gültig. Der Staat hat gar keine Möglichkeit. (...) Es ist also nur die Baubewilligung, die wir
geben können. Sonst haben wir wirklich keinen Einfluss mehr auf den Betrieb dieser Anlagen.“7

Aus dieser Perspektive wirkt sich die Bestandesgarantie zu Gunsten der Plakatgesellschaften aus,
welche trotz der städtischen Abbauintentionen nicht um die „städtebaulich unbefriedigenden“8 Wer-
bestellen bangen müssen. Die Konsequenz dieser Beschränkung städtischer Einflussnahme liegt in
einer restriktiven Bewilligungspolitik für neue Privatgrundstellen. Damit nimmt die Stadt dort ih-
re Entscheidungsmöglichkeiten wahr, wo es ihr das Gesetz erlaubt: Beim Bewilligungsverfahren von
neuen Werbestellen.

„Also man bewilligt nur noch sehr wenige Plakate auf Privatgrund, weil die Stadt einfach das Gefühl hat,
dass es schon relativ viele hat. Und wir haben auch eine sehr hohe Anzahl Rechtsmittelverfahren in diesem
Bereich.“9

Im gleichen Atemzug wie die Stadt ihre restriktive Haltung gegenüber neuen Privatgrundstellen be-
kundete, liess sie die damit verbundenen Schwierigkeiten erkennen. Solange es das Gesamtkonzept
nämlich zulässt, werden weiterhin Plakatstellen auf Privatgrund bewilligt, obschon die Stadt deren
Anzahl längst als ausreichend empfindet10.

„Es werden die Plakate bewilligt, welche den gesetzlichen Vorgaben entsprechen.“11

Diese Erläuterungen zeigen, dass im Bereich der Akquisition von Werbestellen das Handeln auf Pri-
vatgrund überwiegend von privaten Unternehmen gelenkt und entsprechend begrüsst wird.

5vgl. Interview mit AV-CCOP
6vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
7vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
8vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
9vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008

10vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
11vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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Dem entgegen wurden die Akquisitionsbedingungen auf öffentlichem Grund und die damit verbundene
Unsicherheit der vertraglichen Regelungen für städtische Plakatstellen teilweise heftig kritisiert. Wie
gesagt, betonen vor allem die Vertreter der Plakatgesellschaften ohne Plakatstellen auf öffentlichem
Grund diese Unbeständigkeit als Schwierigkeit oder gar Ungerechtigkeit.

„Sie können den Aussenwerbern ihre Plakatstellen nicht nach fünf Jahren wegnehmen. Das ist zwar in
Verträgen geregelt doch das kommt von diesen Oberschlaumeier der Stadt Zürich, die meinen, sie wissen
wie es funktioniert. Nur weil sie einfach am Drücker sind mit den Bewilligungen.“12

Die beiden Vertreter der Duopolisten ‚APG und CCOP‘(vgl. Kapitel 11.2.5) und die Kleinplakat-
firmen stehen den vertraglichen Bedingungen bezüglich der Vermarktung des öffentlichen Grundes
gelassener gegenüber. Sie sind direkte Vertragspartner der Stadt und vermarkten Plakatstellen auf
öffentlichem Grund. Zwar erwähnen sie den wachsenden Konkurrenzdruck, der von den regelmässigen
Ausschreibungen der Plakatstellen auf öffentlichem Grund ausgeht als Herausforderung, doch sehen
sie sich ihm gegenüber gewachsen. Einige beschreiben den Konkurrenzdruck gar als Vorteil für die
Preispolitik und die Qualität der städtischen Werbestellen.

„Wir müssen uns jedesmal bei den Submissionen wieder neu behaupten (...). Also wir haben sie nie sowieso
bekommen, doch natürlich ist der Druck auf Submissionen und Ausschreibungen ganz generell, nicht nur
bei uns.“13

„(...) so kann nie ein Kunde sagen, wir hätten ein Monopol und er sei gezwungen so und so viel zu
bezahlen, weil es keine andere Möglichkeiten gibt. Man muss über die Qualität argumentieren und über
die Zuverlässigkeit (...) und das fordert die beiden Firmen natürlich auf, innovativer und besser zu sein.
“14

Diese unterschiedliche Beurteilung der Konkurrenzsituation auf öffentlichem Grund klärt sich ange-
sichts der Tatsache, dass die Duopolisten APG und CCOP die städtischen Partner für Grossplakate
sind. Diese grossen, marktführenden Plakatfirmen lassen sich wenig beeindrucken von den regelmäs-
sigen Ausschreibungen. Sie kennen ihre Chancen, dass ihnen Teile des öffentlichen Grundes zugespro-
chen werden und müssen deshalb bei einer Bewerbung für den öffentlichen Grund nicht mit erheblichen
Verlusten rechnen. Für die kleineren Plakatgesellschaften indessen bedeutet alleine schon die Bewer-
bung für die Werbestellen auf öffentlichem Grund einen verhältnismässig grossen finanziellen und
risikobehafteten Aufwand: Sie bewerben sich unter den gleichen Bedingungen wie die personal- und
finanzkräftigeren Plakatfirmen, was für die kleinen Firmen einen verhältnismässig grossen Aufwand
bedeutet. Gleichzeitig haben sie geringere Chancen auf eine Zusprechung der Submissionen als die
grossen Firmen.

„Ja es kostet einfach einen Haufen Geld. Wenn sie gegen einen Konzern wie die APG offerieren wollen,
dann haben sie gar keine Chance. Weil nur das Geld im Vordergrund steht.“15

Ein weiterer Aspekt, welcher den kleineren Firmen den Zutritt zu den Werbestellen auf öffentlichem
Grund erschwert, sind die mit städtischen Submissionen beziehungsweise mit jenen der VBZ ver-
knüpften Dienstleistungen. Sie sind ein wichtiger Bestandteil der Pachtverträge und vermindern die
Geldbeträge, welche der Stadt für die Pachtung bezahlt werden müssten.Als Beispiele wurden die
Telefonkabinen, die Kulturplakatsäulen oder die F4-Plakate für Kultur- und Politwerbung genannt.
12vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
13vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
14vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
15vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2009
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„Diese [runden] Telefonzellen haben wir zusammen mit einem externen Architekten entwickelt und haben
sie dann der Stadt Zürich zur Verfügung gestellt.“16

„Es ist eine relativ komplizierte Geschichte, dass eben mit diesem Plakatvertrag auch verschiedenste
Dienstleistungen verbunden sind, wie eben eine Gratisplakatierung für das lokale Gewerbe. Und dann
die ganze Kulturplakatierung wird eigentlich auch gratis geleistet. Also es wird nicht gratis geleistet,
sondern es ist Teil der Verträge, dass diese Dienstleistungen erbracht werden müssen. Und auch Wahl-
abstimmungspropaganda vor eidgenössischen, kommunalen und kantonalen Abstimmungen und Wahlen
sind Dinge, die Teil des Vertrags sind. Ich kenne die Kosten nicht auswendig, aber [die F4-Plakate für das
Gewerbe] kosten etwa einen Zehntel vom Preis eines kommerziellen Plakates. “17

Durch diese in den Pachtverträgen inbegriffenen Dienstleistungen wird den Kulturinstitutionen, poli-
tischen Parteien und dem lokalen Gewerbe der Zugang zum öffentlichen Werberaum auf städtischem
Grund erleichtert. Dabei profitieren die vom Präsidialdepartement ausgewählten Kulturinstitutionen
gar von Gratisaushängen1819. Die Forderung der Stadt nach anderen als finanziellen Leistungen, führt
aber gleichzeitig zu einer Selektion der städtischen Partner. So geniessen diejenigen Firmen, welche
die Mittel und insbesondere das Know-how haben, solche Dienstleistungen zu erbringen, eine weitaus
grössere Chance auf eine Zusprechung des öffentlichen Grundes als kleinere Firmen. Die Forderung
nach Dienstleistungen erschwert somit den Zugang für die kleineren Firmen zu Plakatstellen auf öf-
fentlichem Grund – sie haben aufgrund ihrer Grösse nur geringe Möglichkeiten, der Stadt und der
VBZ Dienstleistungen anzubieten.

„Wir haben das Know-how in der Kulturplakatierung, in verschiedenen städtischen Mobiliaren: Citypläne
oder Buswartehallen. Das ist natürlich ein Know-how, das wir uns über Jahre hinweg angereichert haben.
(...) Wir haben schon immer traditionellerweise sehr stark mit den Städten zusammengearbeitet. Eine
Starplakat hingegen ist eine sehr kleine Firma, die gar nicht diese Möglichkeiten hat.“20

Es kann festgehalten werden, dass die Handlungsbedingungen auf öffentlichem und privatem Grund
von den Plakatgesellschaften mit und ohne Plakatstellen auf öffentlichem Grund gegenläufig beurteilt
werden. Was die Unbeständigkeit der Vermarktung des öffentlichen Raumes anbelangt, wurde aus-
schliesslich von den Firmen ohne Plakatstellen auf öffentlichem Grund Kritik geäussert. Ihnen wird
der Zugang zur Vermarktung des öffentlichen Grundes durch die internationale Ausschreibung und
die Forderung nach Dienstleistungen beträchtlich erschwert. Gegenüber der Bestandesgarantie auf
privatem Grund hingegen äusserten sich alle Plakatgesellschaften einstimmig positiv. Die Stadt wie-
derum sieht genau darin eine Einschränkung ihrer Bestimmungsmöglichkeiten. Sie reagiert mit einem
restriktiven Baubewilligungsverfahren für Privatgrundstellen, was die einzige Möglichkeit der städti-
schen Einflussnahme bezüglich der Positionierung von Werbestellen auf privatem Raum darstellt.

12.1.2. Die Werbeabgaben

Von den Plakatgesellschaften werden jeweils Werbeabgaben an die GrundeigentümerInnen der ver-
markteten Werbestellen entrichtet. Die folgenden Darlegungen zeigen, inwiefern diese Werbeabgaben

16vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
17vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
18vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
19Das Präsidialdepartement ist für die Zürcher Kulturförderung zuständig und erteilt die Bewilligungen für dem Gra-

tiskulturaushang (vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008)
20vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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einen Zusammenhang mit der Eigentumsstruktur des öffentlichen Werberaumes aufweisen. Die Wer-
beabgaben und deren Begünstigte betrachte ich hier als Teil der juristischen Strukturen, sie könnten
aber genauso als ökonomische Regeln und Ressourcen betrachtet werden.
Aus den Interviews wurde erkenntlich, dass die Abgabeverhältnisse auf privatem Grund mittels Pri-
vatverträgen geregelt sind und sich der gesamte Geldfluss ausschliesslich auf privater Ebene bewegt.
Die Werbeabgaben für Werbestellen auf öffentlichem Grund stellen hingegen einen Geldfluss von pri-
vaten Akteuren hin zu den städtischen Institutionen dar.

„Also [die Stadt bekommt] einzig eine Bewilligungsgebühr beim Bewilligen einer [Privatgrund-]Stelle. Diese
ist einmalig und ist in der Höhe angemessen am Verwaltungsaufwand den wir haben, um die Baubewilli-
gung auszustellen. Dies sind daher keine wirklichen Einnahmen.“21

Die Plakatstellen auf öffentlichem Grund hingegen bringen der Stadt jährliche Einnahmen von rund
2.2 Millionen Franken22. Bezüglich der Leistungen der Plakatgesellschaften an die Privatgrundbesit-
zerInnen wurden keine Informationen offen gelegt. So kann ich auch über die jährlichen Einnahmen
von 2.2 Millionen Franken pro Jahr einzig sagen, dass sie einen verschwindenden Anteil am Zürcher
Jahresbudget ausmachen (vgl. Jahresbudget der Stadt Zürich (Der Gemeinderat von Zürich 2009)).
Gleichzeitig weisen die Aussagen meiner Interviewpartner darauf hin, dass die Plakatstellen auf öffent-
lichem Grund oder jene bei den öffentlichen Verkehrsmitteln aufgrund ihrer Zentralität einen hohen
Beachtungswert aufweisen und damit einhergehend verhältnismässig hohe Werbeeinnahmen erzielen
(vgl. Kapitel 13.2.1, ‚Der Verkaufswert von Werbestellen‘).

„Je mehr man sich in den Cities der Städte befindet, desto mehr nimmt der Anteil des öffentlichen Grundes
im Vergleich zum Privatgrund zu. Die interessantesten und hochfrequentiertesten Flächen findet man im
Herzen der Städte. Es ist klar, für gute, begehrte Plätze zahlt man natürlich viel mehr Abgaben als für
Flächen, die sich beispielsweise in ländlichen Regionen befinden. “23

„Die APG (...) verdient verhältnismässig viel mit den Bahnhöfen, den Tramhäuschen und den Strassen-
stellen auf öffentlichem Grund.“24

Diejenigen Plakatstellen, mit welchen hohe Einnahmen generiert werden, liegen also vorwiegend auf
öffentlichem Grund und befinden sich deshalb im Eigentum der Stadt, der SBB oder der VBZ. Daraus
entsteht eine Art Konkurrenzsituation zwischen der Stadt und den Privatgrund- beziehungsweise Lie-
genschaftsbesitzerInnen: Der städtische Grund stellt sozusagen eine Konkurrenz zum privaten Grund
dar. Dies wirkt sich jedoch nur indirekt auf die PrivateigentümerInnen aus, da die Vermarktung der
Werbestellen von Plakatfirmen übernommen wird. Dabei sind es vor allem die Plakatgesellschaften
ohne Plakatstellen auf öffentlichem Grund, welche den Konkurrenzdruck spüren. Denn sie bekom-
men wegen der restriktiven Baubewilligungsverfahren der Stadt nur schwerlich Bewilligungen für
neue Privatgrundstellen und können gleichzeitig nicht von den einkommensstarken Plakatstellen auf
öffentlichem Grund profitieren.

„Es wird zunehmend schwieriger, auf dem Privatgrund in der Stadt Zürich Bewilligungen für neue Pla-
katwerbestellen zu erhalten. Der Verdacht liegt nahe, dass die Stadt Zürich Plakate im öffentlichen Raum
bevorzugt. Dies nicht zuletzt aus finanziellen Überlegungen.“25

21vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
22vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
23vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
24vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
25vgl. Interview mit AV-CCOP
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Zu beachten ist hierbei, dass die Stadt selber auch als Liegenschaftsbesitzerin auftritt und somit
neben den Plakatstellen auf öffentlichem Grund auch solche auf so genanntem Privatgrund verwaltet.
Zudem gehören die Plakatstellen in den Bahnhöfen und Tramhaltestellen, obwohl sie auf öffentlichem
Grund liegen, aus eigentumsrechtlicher Sicht nicht der Stadt Zürich, sondern der SBB und der VBZ.
Die Stadt profitiert also nicht von allen Plakatstellen auf öffentlichem Grund. 26.

„Wir sind Grundeigentümer aller Werbeflächen, die wir vermarkten oder vermarkten lassen. Es wird
eigentlich privat angeschaut. Der Vertrag ist also ein privatrechtlicher Vertrag.“27

„Die VBZ ist in der Vergabe der Plakatierungsrechte autonom. Es sind auch völlig separate Verträge, die
auch nicht Bestandteil waren bei der Ausschreibung für den öffentlichen Grund der Stadt Zürich.“28

Die Abgabebedingungen von Werbestellen der SBB und der VBZ zeigen eine Verflechtung der juris-
tischen Teilstruktur öffentlicher und privater Grund mit jener, welche durch die Eigentumsrechte der
Plakatträger festgelegt ist: Eine Werbestelle auf öffentlichem Grund kann einer juristischen Person
wie beispielsweise der VBZ gehören und ist somit kein Eigentum der Stadt. Dies ist relevant, da sich
die Werbeabgaben nach den Eigentumsverhältnissen der Werbestellen und nicht nach dem Eigentum
des Grundes auf dem die Werbeträger stehen, richten29.
Die Werbeabgaben der Werbestellen auf privatem Grund werden also ausschliesslich an private na-
türliche oder juristische Personen entrichtet, während diejenigen von Plakatstellen auf öffentlichem
Grund an die Stadt oder die Unternehmen der öffentlichen Verkehrsmittel fliessen. Die Vermarktung
des Privatgrundes wird also privatvertraglich gestaltet, währenddem die Vermarktung des öffentlichen
Grundes durch private und öffentliche Verträge geregelt wird. Die vertraglichen Regelungen bezüglich
der Werbeabgaben entsprechen somit nicht der formalen Trennung des Werberaumes in öffentlichen
und privaten Grund. Darin zeigt sich eine Unschärfe des Begriffes ‚Öffentlichkeit‘ beziehungsweise
‚öffentlicher Grund/privater Grund‘.
Dem entgegen gleicht die Höhe der Werbeabgaben weitgehend der Eigentumsstruktur des Werbe-
raumes. Alle Vertreter der Stadt und der Plakatgesellschaften wiesen auf die vergleichsweise hohen
Einnahmen der Werbestellen auf öffentlichem Grund hin. Die durch die unterschiedlichen Einnahmen
von Werbestellen auf öffentlichem und privatem Grund bedingte „Konkurrenzsituation“ zwischen Pri-
vateigentümerInnen und der Stadt wirkt sich vorwiegend auf die kleineren Plakatfirmen ohne Plakat-
stellen auf öffentlichem Grund aus – sie sind wie alle Plakatfirmen mit der restriktiven Haltung der
Stadt gegenüber neuen Privatgrundstellen konfrontiert (vgl. Kapitel 12.1.1), haben aber gleichzeitig
nicht die Möglichkeit, den öffentlichen Raum zu nutzen.

12.1.3. Inhaltliche Auflagen

Mit der Betrachtung inhaltlicher Auflagen wird die Verflechtung oder gar Überlagerung von Rechts-
grundlagen und juristischer Eigentumsstruktur deutlich. Bezüglich Inhalte von Werbebotschaften gibt
es Regeln, welche auf städtischem Grund Geltung haben, nicht aber auf Privatgrund. Obwohl sie im
Vergleich zu den inhaltlichen Regeln mit Gültigkeit im gesamten Werberaum sehr knapp sind, zeigen
sie einen Zusammenhang der Eigentumsstruktur des öffentlichen Werberaumes mit den Werbeinhal-
ten auf.
Grundsätzlich existiert ein vom Amt für Reklameanlagen festgelegter Unterschied zwischen Werbein-
halten auf öffentlichem und privatem Grund. Er ist in folgender Klausel der VARöG festgelegt.
26vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
27vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
28vgl. Interview mit AV-CCOP
29vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
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„[Auf öffentlichem Grund] unzulässig sind Plakate, (...) die in irgendeiner Art auf Alkohol- oder Tabak-
produkte hinweisen oder deren Namen oder Signet zeigen.“(Der Stadtrat von Zürich (e) 2008, Art. 13
Ab2)

Neben dieser Klausel und den allgemein gültigen Regeln – beispielsweise gegen Rassismus (Der Schwei-
zerische Bundesrat (a) 1937, Art. 261) oder Pornographie (Der Schweizerische Bundesrat (a) 1937,
Art. 197) – verordnet das Amt für Reklameanlagen keine direkten Einschränkungen bezüglich Wer-
bebotschaften auf städtischem Grund. Bei Fragen bezüglich der Chancengleichheit der Geschlechter
oder der Diskriminierung im Allgemeinen wird jedoch ergänzend die Fachstelle für Gleichstellung des
Präsidialdepartements zu Rat gezogen 30. Sie legt die Grundlagen für die Beurteilung sexistischer
Werbung auf öffentlichem Grund fest. Beurteilt die Fachstelle für Gleichstellung eine Werbemittei-
lung als sexistisch, wird sie auf öffentlichem Grund verboten. Zudem werden die Plakatgesellschaften
aufgefordert, die auf öffentlichem Grund verbotene Werbemitteilung auch auf privatem Grund nicht
aufzuhängen31. Das tatsächliche Verbot bezieht sich jedoch nur auf den öffentlichen Grund, weshalb
Werbemitteilungen, deren Aushang die Stadt verboten hat, regelmässig trotzdem zu sehen sind –
einfach auf privatem Grund (Heim 2009).

„In der Praxis – wenn ein Plakat auf privatem Grund publiziert wurde – dann kommt Dore Heim [die
Leiterin der Fachstelle für Gleichstellung] und teilt mit, dass die Stadt Zürich das nicht zugelassen hat.
Darauf gibt es eine intensive Diskussion, ob die Lauterkeitskommission der gleichen Meinung ist. Dies ist
sehr oft der Fall. Dore Heim hat ein sehr grosses Gewicht in diesem Gremium. Oder aber wir entscheiden,
nein, aus diesem und jenem Grund wollen wir dieses Plakat [auf privatem Grund] doch zulassen.“32

Eine weitere Regel bezüglich Werbebotschaften auf Stadtgrund besteht darin, dass jedes Plakat vor
dem Aushang vom Amt für Reklameanlagen oder von der Fachstelle für Gleichstellung eingesehen und
beurteilt wird. Werbemitteilungen auf privatem Grund werden einzig von den Plakatgesellschaften
eingesehen, welche sich normalerweise an die allgemeinen Vorgaben der Lauterkeitskommission halten
(vgl. Kapitel A.1.1 ‚Ergänzende Darlegungen zu den Akteuren des Werberaumes‘).
Die Interviews zeigten, dass grundsätzlich alle Werbeinhalte, die auf öffentlichem Grund erlaubt sind,
auch auf Privatgrund publiziert werden dürfen. Diesbezüglich gibt es aber je nach Grundeigentü-
merInnen der Werbestellen Ausnahmen. Jene verlangen teilweise inhaltliche Einschränkungen der
Werbebotschaften, welche in den individuellen Verträgen zwischen den Plakatgesellschaften und den
GrundeigentümerInnen festgehalten werden können.

„Selbstverständlich steht es einem Grundeigentümer frei, Restriktionen für die auf seinem Grund und
Boden befindliche Plakatwerbestelle zu definieren. So gibt es Vertragspartner, die keine Tabakwerbung
oder Werbung mit sexistischem Inhalt wünschen.“33

Es gibt somit einige Unterschiede hinsichtlich der inhaltlichen Auflagen für Werbemitteilungen auf
privatem beziehungsweise öffentlichem Grund. Die Tendenz läuft aber zur Zeit in Richtung Verein-
heitlichung der inhaltlichen Regelungen auf öffentlichem und privatem Grund. Immer häufiger wird
für die Inhaltsregelung – anstelle der formalen Trennung von öffentlichem und privatem Grund –
die Aufteilung des Raumes aufgrund dessen Sichtbarkeit vorgenommen. Man nennt diese Art der
Raumaufteilung das „Genfer Modell“34.

30vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
31vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
32vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
33vgl. Interview mit AV-CCOP
34vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
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„In Genf hat das angefangen, mit Werbung auf öffentlichem Grund und privatem Grund, der von öffent-
lichem Grund aus einsehbar ist.“35

Die Raumaufteilung aufgrund der Sichtbarkeit hat eine verstärkte Kontrolle der Werbebotschaften
auf Privatgrund zur Folge. Bei der formalen Raumaufteilung in privaten und öffentlichen Grund sind
Werbestellen auf privatem Grund von den städtischen Regelungen ausgeschlossen, während sie bei der
Raumaufteilung aufgrund der Sichtbarkeit, in die Kategorie „Werbung auf öffentlichem Grund und
privatem Grund, der von öffentlichem Grund aus einsehbar ist“ fallen und den städtischen Regelungen
entsprechen müssen.

„In der Vergangenheit gab es auf Privatgrund keine Einschränkungen für den Aushang von Plakaten. Nun
greifen je länger je mehr auch in diesem Bereich gesetzliche Regelungen auf kantonaler Ebene.“36

Die formale Trennung des Werberaumes in öffentlichen und privaten Grund manifestiert sich ange-
sichts der Tendenz zur Verallgemeinerung inhaltlicher Auflagen immer schwächer durch die publizier-
ten Werbebotschaften. In manchen Kantonen hat sich schon eine andere Struktur – nämlich jene der
Sichtbarkeit –durchgesetzt (Schweizer Werbung 2009). So wurde in Genf beispielsweise die Suchtmit-
telwerbung auf von öffentlichem Grund einsehbaren privatem Grund bereits verboten (Kamm 2003).
Wie aus dem folgenden Zitat ersichtlich wird, existieren in der Stadt Zürich jedoch nach wie vor
unterschiedliche Inhaltsregelungen für städtische und private Werbestellen.

„Die Stadt schaut also für sich, die VBZ schaut auch selber, und bei den Privaten ist grundsätzlich die
Lauterkeitskommission zuständig. “37

Diese Aussage beschreibt wiederum die im vorherigen Kapitel dargelegte Überschneidung des öffent-
lichen Grundes der Stadt mit den privaten Eigentumsrechten der VBZ. Die VBZ entscheidet auf
öffentlichem Grund wie ein privater Akteur und ist somit ausgeschlossen von den Bestimmungen,
welche die Stadt für den öffentlichen Raum festlegt.
Den Plakatfirmen wie auch der VBZ wird – solange das „Genfer Modell“ noch nicht angewendet
wird – ein relativ grosser Entscheidungsspielraum bezüglich der Werbeinhalte zugesprochen. Wie
diese Firmen mit ihrer Entscheidungsmacht umgehen und inwiefern sie eine Verantwortung für ihre
publizierten Inhalte übernehmen, ist Thema des folgenden Exkurses.

12.1.4. Exkurs: Eigenverantwortung der Plakatfirmen

Die vorherigen Darlegungen zeigen die verhältnismässig hohe Eigenverantwortung der Plakatfirmen
für die auf privatem Grund veröffentlichten Inhalte. Im Rahmen der gesetzlichen Regelungen und der
Grundlagen der Lauterkeitskommission wird den Plakatfirmen in den allermeisten Fällen die volle
Entscheidungsmacht über die Inhalte ihrer Privatgrundflächen zugesprochen. Nachfolgend wird er-
läutert, wie die Plakatfirmen mit dieser Verantwortung umgehen und weshalb sie manchmal Grenzen
setzen, welche über die gesetzlichen Rahmenbedingungen hinausgehen.
Meine Frage nach der Verantwortung für Werbeinhalte stellte sich als äusserst schwierig zu beantwor-
ten heraus. Die Interviewpartner hatten jeweils ein unterschiedliches Verständnis von Verantwortung
und wussten nicht genau, was mit der Frage gemeint war. Das Problem lag vorwiegend in der Differenz
zwischen Verantwortung gegenüber gesetzlichen Grundlagen und der moralischen Verantwortung im
Allgemeinen. Während die gesetzlichen Grundlagen für alle Plakatfirmen gleichermassen Gültigkeit
35vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
36vgl. Interview mit AV-CCOP
37vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
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haben und von den Plakatfirmen nicht grundlegend in Frage gestellt wurden, war die Argumentation
über die moralische Verantwortung zurückhaltend und von sprachlichen Unklarheiten geprägt. Dabei
reichte die Spannweite der Einstellungen gegenüber der Verantwortung für Werbeinhalte von deren
totalen Absage bis hin zur gänzlichen Verantwortungsübernahme.
Auffallend ist, dass sich die grösseren Firmen APG und CCOP sowie die Stadt und die Lauterkeits-
kommission spontan gegen eine Verantwortung aussprachen, während die kleineren Firmen Citylights,
Starplakat, Alive sich ohne lange zu überlegen zur Verantwortung für Werbeinhalte bekannten. Folg-
lich identifizieren sich die kleineren Firmen spontan stärker mit den Plakatinhalten der eigenen Wer-
bestellen als die APG, die CCOP oder die Stadt. Sie wecken mit Zitaten wie Folgendem den Eindruck,
Verantwortung für ihre Plakatinhalte zu übernehmen.

„Da sind wir verantwortlich, ja klar!“38

Die APG, die CCOP, die Lauterkeitskommission und die Stadt hingegen, sprechen sich gegen eine
moralische Verantwortung für Werbeinhalte aus. Dafür bedienen sie sich zweier Argumentationswei-
sen:

1. Die institutionalisierte Regel der Abschiebung von Verantwortung an die werbetreibenden Un-
ternehmen.

2. Die Annahme eines mündigen Publikums und die darauf basierende Abschiebung der Verant-
wortung auf das Publikum.

Die erste Argumentationsweise wird nur von den grossen Plakatgesellschaften – der APG und der
CCOP – und der Lauterkeitskommission vertreten. Sie ist insofern rechtlich abgesichert, als die Pla-
katfirmen, die LiegenschaftsbesitzerInnen und die WerberInnen nur sanktioniert werden können, wenn
sie Inhalte publizieren, die gesetzlich eindeutig verboten sind. 39.

„Im Prinzip sind ja nicht wir verantwortlich (...) sondern die Werbeagenturen.“40

„Auf den Inhalt und die grafische Qualität haben wir keinen Einfluss. Diese Verantwortung liegt beim
Kunden. “41

„[Eine Beschwerde] richtet sich immer gegen den Auftraggeber, zum Beispiel gegen Coca Cola und nicht
gegen die Plakatgesellschaften oder die Werber.“42

Es kann also davon ausgegangen werden, dass Plakatfirmen und LiegenschaftsbesitzerInnen weit-
gehend von inhaltlichen Sanktionen verschont bleiben, es sei denn, sie verstiessen grob gegen den
gesetzlichen Rahmen43.
Als zweites Argument – neben der Zuschreibung der Verantwortung für Werbeinhalte an die auf-
traggebenden Unternehmen – wurde von Seiten der Stadt und den Duopolisten an den Anstand der
Plakatgesellschaften und die Mündigkeit des Publikums appelliert. Die fast uneingeschränkte Werbe-
freiheit auf privatem Grund wurde damit erklärt, dass die Plakatgesellschaften schon zum Rechten
schauen würden und dass schliesslich das Publikum selbst Verantwortung übernehmen könne, was es
mit den Werbeinhalten anfange.
38vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
39vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
40vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
41vgl. Interview mit AV-CCOP
42vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
43vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
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„Ich appelliere da viel mehr so quasi an den Anstand, an die Einfühlung oder die Sensibilität, an das
Verantwortungsgefühl der Individuen (...).“44

Die Annahme der Publikumsmündigkeit wurde von den Vertretern der grossen Plakatgesellschaften
sowie von den beiden Vertretern der Stadt als Argument gegen eine moralische Verantwortung für
Werbeinhalte vorgebracht.
Während die Abschiebung der Verantwortung auf die werbetreibenden Unternehmen eine im Werbe-
raum institutionalisierte Regel – kein Gesetz – darstellt, basiert die Abschiebung der Verantwortung
auf das Publikum auf einer blossen Annahme, einem Selbstverständnis des mündigen Individuums.
Mündigkeit ist jedoch weder messbar noch beweisbar und beruht daher auf Annahmen. Mit einem
Blick auf die Aussagen der zivilgesellschaftlichen Akteure wird jedoch die von den Duopolisten und
der Stadt angenommene Mündigkeit des Publikums bekräftigt.

„Ich bin verantwortlich. Ich bin als mündiger Bürger (...) verantwortlich für diese Lebenswelt in der ich
mich befinde. Diese Verantwortung nehme ich wahr, indem ich z.B die IG PRG gründete.“45

„Ich sehe Plakate als Fremdkörper in einer Stadt, die niemand mehr hinterfragt, weil sich alle schon an sie
gewöhnt haben. Mit der Aktion ‚Züri malt‘ wollten wir die Menschen zum Nachdenken über die Plakate
und den Zweck des öffentlichen Raumes anregen.“46

Beide Aussagen zeugen vom Verantwortungsgefühl der interviewten Personen für den Umgang mit
Aussenwerbung. Sie bestätigen damit teilweise die Annahme eines mündigen Publikums, welches sich
für die Gestaltung ihrer Umgebung und dem Geschehen im Raum verantwortlich fühlt. Interessant ist
der Zusammenhang zwischen dem Verantwortungsgefühl der interviewten Personen und deren Hand-
lungen im öffentlichen Werberaum. Das Verantwortungsgefühl steht – bezogen auf diese zwei Personen
– direkt mit werbekritischen Handlungen in Verbindung. Da keine Individuen des nicht-organisierten
Publikums interviewt wurden, können in dieser Arbeit keine Aussagen über dessen Verantwortungs-
gefühl gemacht werden.
Es kann einzig gesagt werden, dass sich die Duopolisten, die beiden Vertreter der Stadt und die beiden
zivilgesellschaftlichen Akteure hinsichtlich der Annahme eines mündigen Publikums einig sind. Die
Meinungen der Akteure unterscheiden sich jedoch, wenn es um die Beschreibung dieser Mündigkeit
geht: die Plakatgesellschaften können die von den zivilgesellschaftlichen Akteuren vorgeschlagenen
mündigen bzw. verantwortungsvollen Handlungen nicht als solche akzeptieren, denn dafür müssten
die Plakatgesellschaften das Wesen der Aussenwerbung in Frage stellen. In diesem Sinne müsste die
Verbindung zwischen werbekritischen Handlungen des Publikums und deren Mündigkeit von den Pla-
katgesellschaften abgelehnt werden.
Das Verständnis der IG PRG und der Aktion Züri malt von einem verantwortungsvollen Publikum
fordert Taten im Werberaum. Es fordert jene Auseinandersetzung mit Aussenwerbung, welche die
Plakatgesellschaften, um ihre Existenz zu schützen, ablehnen müssten. Die Annahme eines mündigen
Publikums durch die Plakatgesellschaften widerspricht somit ihrer ablehnenden Haltung gegenüber
zivilgesellschaftlichen Handlungen. Sie scheint vor allem dem Zweck zu dienen, die eigene moralische
Verantwortung für die publizierten Inhalte zu negieren.
Solange das Argument der Mündigkeit aber – wie aus der Diskussion ersichtlich wurde – nur auf
einer Annahme beruht, vermag es kaum, die – meiner Meinung nach – jeder Handlung inneliegende
moralische Verantwortung zu negieren. Obwohl die gesetzlichen Rahmenbedingungen die Plakatge-
sellschaften weitgehend von einer sanktionierbaren Verantwortung befreien, schreibe ich ihnen eine
44vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
45vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
46vgl. Dialog mit AP-AZM, 2009
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moralische Verantwortung für die publizierten Inhalte zu. Solange sich die Mündigkeit des Publikums
nicht beweisen lässt, stellt für mich das Argument der Mündigkeit keine Befreiung moralischer Ver-
antwortung für Werbeinhalte dar. Ich denke, um dem Argument der Mündigkeit tatsächlich Gewicht
zu verleihen, müssten die Plakatgesellschaften dem Verständnis von Mündigkeit des organisierten,
meinungsäussernden Publikums Rechnung tragen. Dazu müssten sie jedoch gewissermassen die Aus-
senwerbung in Frage stellen können.
Andere Argumente gegen eine moralische Verantwortung als jenes der Mündigkeit wurden nicht ge-
nannt. Ich nehme deshalb weiterhin eine moralische Verantwortung der Plakatgesellschaften und der
Stadt an, auch wenn eine solche Verantwortung weder von der APG und CCOP noch von der Stadt
anerkannt wurde.
Bislang wurde erst über die Argumentationsweisen, jedoch nicht über die tatsächlichen Handlungswei-
sen der Plakatgesellschaften gesprochen. Die Diskussion über die Handlungen ist jedoch grundlegend,
da sie nicht mit den spontanen Aussagen betreffend die Verantwortung übereinstimmen. Entgegen den
gemachten Darlegungen, lassen die von den Vertretern CCOP, der APG und der Stadt beschriebenen
Selektionsentscheide bezüglich Plakatinhalte sehr wohl auf eine moralische Verantwortungsübernahme
der Plakatfirmen und eine bewusste Einflussnahme auf die publizierten Inhalte schliessen.

„Bei Verstössen gegen Gesetze oder Grundsätze der Lauterkeit in der Werbung werden wir jedoch aktiv
und lehnen den Aushang ab“47

„[Bei einer Werbekampagne] sagten wir nein, sie sollen zwei, drei Gänge runterschalten, da es zu provokativ
war.“48

Alle Vertreter der Plakatfirmen konnten Geschichten von zurückgewiesenen Plakaten erzählen und
sprachen sich damit für eine bewusste Auswahl der ausgehängten Werbebotschaften aus. Die katego-
rische Zurückweisung der moralischen Verantwortung ist somit weniger ernst zu nehmen als sie ange-
sichts der Aussagen scheinen könnte. Je grösser die Plakatfirmen jedoch sind, desto weniger spielen
persönliche Vorlieben oder Abneigungen im Entscheidungsprozess eine Rolle. Während der Chef einer
kleineren Firma sich vermeintlich ohne weiteres gegen den Plakataushang eines bestimmten Produk-
tes entscheiden kann, wurde dies von den grösseren Firmen als grosse Schwierigkeit beschrieben. Jene
erlauben sich viel weniger, als „Zensurstelle“49 aufzutreten und sehen sich aufgrund der Werbefreiheit
verantwortlich, alles auszuhängen. Der Schwerpunkt der moralischen Verantwortung der grösseren Fir-
men liegt also bei der Werbefreiheit. Die unabhängigen Firmen indes gehen vergleichsmässig lockerer
mit dem Paradigma der Werbefreiheit um und erlauben sich einstweilen ein Zurückweisen einer Wer-
bebotschaft aufgrund persönlicher Abneigungen. Dieser Befund ist insbesondere im Vergleich zu dem
im Kapitel 7.1 beschriebenem Unterschied von natürlichen und juristischen Personen von Bedeutung.
Die kleineren Firmen handeln bezogen auf die Regulierung von Werbebotschaften ähnlich wie eine
natürliche Person, welche als Mensch Verantwortung für ihr Tun übernimmt. Die Charakteristiken
der grösseren Firmen hingegen, entsprechen jenen von juristischen Personen, welche keine moralische
Verantwortung kennen, weil diese – wie im Kapitel 7.1 erläutert wurde – an einzelne Menschen gebun-
den ist. Die einzelnen Menschen – verstanden als Körper zweiter Ordnung einer juristischen Person
– müssen jedoch austauschbar bleiben. Dies erschwert ihnen die Aussprache persönlicher moralischer
Verantwortung.
Damit lassen sich die zu Beginn des Kapitels erläuterten unterschiedlichen Reaktionen der grossen
und kleinen Firmen erklären. Die Interviewpartner der kleineren Firmen stellten ihre eigene Person

47vgl. Interview mit AV-CCOP
48vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
49vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009

86



12. Juristische Teilstrukturen als Regeln und Ressourcen des Werberaumes der Stadt Zürich

und Meinung über jene der Firma, sprachen also mehr von sich als Person, als von sich als Vertreter
einer Firma. Deshalb zeugten diese Antworten vom Empfinden moralischer Verantwortung. Die In-
terviewpartner der grösseren Firmen hingegen stellten sich und ihr Verantwortungsempfinden hinter
die Firmenidentität. Anstatt von sich selbst zu reden, sprachen sie stellvertretend für die Firma, also
für eine juristische Person. Nun ist das moralische Verantwortungsgefühl eine Eigenschaft natürli-
cher Personen und als solches bei juristischen Personen nicht vorhanden. Da die Interviewpartner
der grösseren Firmen stellvertretend für eine juristische Person und nicht für sich selber sprachen,
wiesen deren Antworten Ablehnung gegenüber der moralischen Verantwortung auf. Die Interview-
partner gaben folglich aufgrund ihrer unterschiedlichen Haltungen der eigenen Firma gegenüber solch
differierende Antworten bezüglich der moralischen Verantwortung. In diesem Sinne stehen auch die
weitgreifenden Ähnlichkeiten der tatsächlich vorgenommen Selektionsentscheide aller Firmen nicht in
einem Widerspruch zu den Aussagen, welche eine moralische Verantwortung ablehnten. Alle Firmen
haben und nutzen die Möglichkeit, nach ihrem eigenen Gutdünken auf die Werbeinhalte einzugreifen
und entsprechend bestimmte Werbebotschaften zurückzuweisen. Die Interviewpartner jedoch nehmen
diese Möglichkeit, abhängig von ihrer Haltung gegenüber den Firmen, unterschiedlich wahr.

12.2. Zusammenfassung und Zwischenfazit

In diesem Kapitel wurde gezeigt, dass sich die Eigentumsstruktur des öffentlichen Grundes in der
Bestandesgarantie, der Forderung nach Dienstleistungen und den inhaltlichen Auflagen manifestiert.
Überdies wurden die Auswirkungen dieser Aspekte auf die Zugangsbedingungen zum öffentlichen
Werberaum analysiert. Die Bestandesgarantie sichert den Angebotsbestand der Plakatgesellschaften
auf privatem Grund und nimmt gleichzeitig der Stadt und jenen von den Werbestellen betroffenen
Drittpersonen die Möglichkeit, solche Privatgrundstellen anzufechten. So kann die Stadt auch mit
dem im Kapitel 11.2.1 beschriebenen Plakatierungskonzept nicht gegen städtebaulich schlechte Pla-
kate auf Privatgrund vorgehen. Der öffentliche Werberaum wird in dieser Hinsicht rein privatrechtlich
gestaltet.
Die Forderung nach Dienstleistungen für Plakatstellen auf öffentlichem Grund wirkt sich auf die Selek-
tion der den öffentlichen Grund vermarktenden Plakatgesellschaften aus. Um den öffentlichen Grund
zu bewirtschaften, müssen die Plakatgesellschaften Dienstleistungen anbieten können. Die Forderung
nach Dienstleistungen geht somit mit der Bevorzugung ressourcenträchtiger Firmen einher.
Mit der Forderung nach bestimmten Dienstleistungen – wie beispielsweise die verbilligten F4-Plakate
– erleichtert die Stadt den Kulturinstitutionen, politischen Parteien oder dem lokalen Gewerbe den
Zugang zum öffentlichen Werberaum. Da die Verpachtung des öffentlichen Grundes aber nicht nur
von der Stadt, sondern auch von den privatwirtschaftlich handelnden Institutionen der öffentlichen
Verkehrsmittel angeboten wird, beschränken sich diese Dienstleistungen auf die städtischen Werbe-
stellen. Die VBZ erhebt nicht den Anspruch, bestimmten Institutionen Zugang zum Werberaum zu
verschaffen, sondern vermarktet die Werbestellen nach rein privatwirtschaftlichen Grundsätzen. Der
erleichterte Zugang zum Werberaum durch die verbilligten F4-Plakate ist also nicht auf dem gesamten
öffentlichen Grund gewährleistet. Dieser Unterschied zwischen dem VBZ-Grund und dem städtischen
Grund stellt eine Teilstruktur des Werberaumes dar, welche sich schliesslich auf die politischen Par-
teien, das lokale Gewerbe oder die Kulturinstitutionen auswirkt.
Die Trennung von öffentlichem und privatem Grund manifestiert sich schliesslich in der Höhe der
Werbeeinnahmen, welche auf öffentlichem Grund als verhältnismässig hoch beschrieben wurden. Die-
se Einnahmen auf öffentlichem Grund stärken die ohnehin schon mächtigen Firmen, weil nur diese in
der Lage sind, sich bei städtischen Submissionen zu behaupten. Dies führt zu einer Verfestigung der
Duopolposition der APG und der CCOP, denn diese profitieren alleine von den hohen Einnahmen
auf städtischem Grund.
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Bezüglich Werbeinhalte zeigt sich die formale Trennung des Werberaumes im Verbot von Alkohol-
und Tabakwerbung auf städtischem Grund und in der Einsichtnahme aller auf städtischen Werbestel-
len publizierten Werbeinhalte.
Auf privatem Grund hat die Stadt – abgesehen von den gesetzlichen Rahmenbedingungen – keinen
Einfluss auf Inhalte und überlässt die Verantwortung den Plakatgesellschaften und der Lauterkeits-
kommission. Gleiches gilt für die VBZ und die SBB, welche im Rahmen des Gesetzes unabhängig von
der Stadt über die von ihnen publizierten Inhalte entscheiden. Daher ist auch aus der inhaltszentrier-
ten Perspektive der Einflussbereich der Stadt auf die städtischen Werbestellen beschränkt.
Angesichts der Übernahme moralischer Verantwortung für die publizierten Inhalte und der damit
einhergehenden Annahme eines mündigen Publikums ergibt sich eine interessante Trennung zwischen
den Vertretern der Werbebranche und jenen von zivilgesellschaftlichen Institutionen. Obwohl alle
Interviewpartner von einem mündigen Publikum ausgehen, wird unter Mündigkeit oder Verantwort-
lichkeit etwas anderes verstanden. Die Vertreter der zivilgesellschaftlichen Akteure setzen die Verant-
wortungsübernahme beziehungsweise Mündigkeit in einen engen Zusammenhang mit werbekritischen
Aktionen. Die Vertreter der Werbebranche lehnen diesen Zusammenhang zwecks Eigenschutz ab. Die
Basis für ein Verständnis der Publikumsreaktionen liegt gemäss den Vertretern der zivilgesellschaftli-
chen Akteure in der Fähigkeit, Aussenwerbung in Frage stellen zu können. Ich denke, die Vertreter der
Werbebranche können deshalb nicht auf die vom Publikum als mündig bezeichneten, werbekritischen
Reaktionen eingehen. Dies wäre meines Erachtens aber die Bedingung, dass die Werbebranche – die
das Publikum als mündig bezeichnet – dieses auch als mündig behandeln kann.
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13. Ökonomische Teilstrukturen als Regeln und Ressourcen des
Werberaumes der Stadt Zürich

Für die Konstitution des Werberaumes stellen die ökonomischen Teilstrukturen handlungsleitende
Regeln und Ressourcen dar. Die ökonomischen Regeln und Ressourcen liegen sowohl dem Akquisi-
tionsprozess wie der Vermarktung des Werberaumes inne. Die ökonomische Regel bezüglich der von
den Plakatgesellschaften entrichteten Werbeabgaben entspricht weitgehend der Eigentumsstruktur
des öffentlichen Werberaumes. Sie wurde deshalb schon im Abschnitt 12.1.2 ‚Die Werbeabgaben‘ als
juristische Teilstruktur erläutert. Wie sich zeigen wird, konstituieren die Regeln und Ressourcen der
Akquisition von Werbestellen und die handlungsleitenden Machtverhältnisse bei der Vermarktung
von Werbestellen einen Werberaum der gewinnorientierten Privatwirtschaft.

13.1. Handlungsleitende Machtverhältnisse bei der Akquisition

Beim Akquisitionsprozess geht es grundsätzlich um eine Beziehung zwischen den GrundeigentümerIn-
nen von Werbestellen1 und den Plakatgesellschaften. Die Akquisitionsabteilungen der Plakatfirmen
sind für die Errichtung neuer Plakatstellen, für deren Unterhalt und Abbau zuständig. Dabei sind alle
Prozesse unter dem Begriff der Akquisition zusammengefasst2. Die Analyse der handlungsleitenden
Regeln und Ressourcen bei der Akquisition von Werbestellen auf öffentlichem und privatem Grund
weist auf die privatwirtschaftliche Orientierung dieses Prozesses hin. Insbesondere der Vertreter der
Stadt betont die Absicht, die öffentlichen Werbestellen nach rein privatwirtschaftlichen Grundsätzen
auszuschreiben. Er distanziert sich klar von den Verhältnissen vor 2006, als die Werbestellen auf
öffentlichem Grund noch nicht international ausgeschrieben wurden.

„Ich glaube, viel offener könnten die Lose nicht ausgeschrieben werden, als wir es gemacht haben. Vielleicht
wird bei der nächsten Ausschreibung einfach vom Markt her eine andere Situation sein, das kann ich nicht
sagen. Wir haben [die städtischen Plakatstellen] international ausgeschrieben und vergaben es dann den
Meistbietenden.“3

„Der Stadt geht es genau ums Gleiche, nämlich nur um die Einnahmen von Werbestellen. “4

„Das ist sicher so. Die Vermarktung des öffentlichen Grundes ist irgendwie auch ein Auftrag, den die Stadt
hat.“5

Ein weiterer Aspekt, der auf eine privatwirtschaftliche Relation zwischen der Stadt und den Plakat-
gesellschaften schliessen lässt, liegt im Widerspruch zwischen dem Öffentlichkeitsprinzip der Stadt
und der Geheimhaltung der Plakatierungsverträge. Mit dem Öffentlichkeitsprinzip verpflichet sich die
Stadt, die Einsicht in Behördenakten zu gewährleisten, sofern keine rechtliche Geheimhaltungspflicht
oder überwiegendes privates oder öffentliches Interesse dagegen sprechen (Der Stadtrat von Zürich
(f) 2009). Im öffentlichen Werberaum scheint das private Interesse der Unternehmen zu überwiegen:

1Stadt, Kanton, PrivatgrundeigentümerInnen, Unternehmen der öffentlichen Verkehrsmittel
2vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
3vgl. Interview mit BL-AfR vom 15. November 2008
4vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
5vgl. Interview mit BL-AfR vom 15. November 2008
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Die vertraglichen Regelungen zwischen der Stadt und den Plakatgesellschaften waren für mich nicht
einsehbar. Ebenso bleiben der Öffentlichkeit genaue Angaben über die städtischen Plakatierungsein-
nahmen verborgen6.

„Die Verträge sind nicht öffentlich. Da müssten sie die Plakatgesellschaften fragen.“7

Meine Recherchen bei den Plakatgesellschaften CCOP und APG blieben aber ebenfalls erfolgslos.
Beide Vertreter wiesen mich auf die Stadt als verantwortliche Auskunftsstelle zurück.

„Verträge sind vertraulich und geben wir nicht an Drittpersonen ab. Auch Zahlen zu Abgaben etc. publi-
zieren wir nicht, das müssen sie verstehen. Das sind natürlich Submissionen, die strengstens vertraulich
sind. “8

„Ich möchte nicht über Preise Auskunft geben. “9

Weder die Stadt noch die Plakatgesellschaften geben also Auskunft über die Verträge, welche ihre
Geschäftsbeziehungen regeln. Während die Plakatgesellschaften die Verweigerung von genauen Aus-
künften damit begründen, dass Konkurrenzfirmen die Zahlen für eigene Zwecke ausnutzen könnten,
erklärt sich die Stadt mit den Auflagen des Datenschutzes. Alle Akteure halten also die Daten über
die Anzahl der von ihnen verwalteten Plakatstellen strengstens geheim. Entgegen dieser Erkenntnis
betont der erste Satz des Leitbildes der Affichage Holding das grosse Gewicht, welche die Firma der
Transparenz zuschreibt.

„Transparenz und Glaubwürdigkeit gehören zu den wichtigsten Unternehmensgrundsätzen der Affichage
Gruppe.“ (Affichage AG 2009, Leitbild)

Diese Bekundung zur Transparenz der Affichage Holding scheint nur beschränkt umgesetzt zu werden,
denn sobald Fragen zum eigentlichen Gegenstand der Plakatfirmen – den Werbestellen – gestellt
werden, sind die Grenzen der Transparenz erreicht und die fragende Person wird mit dem Argument
des privatwirtschaftlichen Geschäftsgeheimnisses zurückgewiesen. So betont auch der Vertreter der
IG PRG seine Schwierigkeiten, im Werberaum an konkrete Daten zu gelangen. Seine Anfrage nach
Auskünften bezüglich der Anzahl und Art der Werbeträger im Zürcher Hauptbahnhof, wurde mit
folgender Begründung abgelehnt:

„Die APG antwortete auf meine Frage über die Werbestellen im Hauptbahnhof: ‚Wir liefern ihnen sicher
keine Daten, die sie nachher gegen uns verwenden.‘ “10

Genaue Zahlen zur Akquisition auf städtischem wie auf privatem Grund sind folglich nicht verfügbar.
Die Aussagen bezüglich der Ausschreibung des öffentlichen Werberaumes und der Geheimhaltung der
vertraglichen Regelungen weisen jedoch auf einen marktwirtschaftlichen Prozess hin, der jenem der
gewinnorientierten Privatwirtschaft entspricht.
Der Akquisitionsprozess auf Privatgrund ist noch schwieriger zu durchschauen, als jener auf städti-
schem Grund: Die Verträge werden individuell ausgehandelt und unterscheiden sich in ihren Inhalten.
Zudem spielt bei der Akquisition auf Privatgrund neben der privatwirtschaftlichen Motivation offen-
sichtlich auch das Verhältnis der GrundeigentümerInnen zur jeweiligen Plakatgesellschaft eine wichtige

6vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
7vgl. Interview mit BL-AfR vom 15. November 2008
8vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
9vgl. Interview mit AV-CCOP

10vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
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Rolle. Ferner werden die Verträge zwischen den Plakatgesellschaften und den VBZ beziehungsweise
den SBB gleich wie die Verträge auf Privatgrund geregelt, obwohl die Plakatstellen auf öffentlichem
Grund liegen (vgl. Kapitel 12.1.2 ‚Die Werbeabgaben‘). Die Privatverträge unterscheiden sich somit
nicht nur inhaltlich voneinander, sondern weisen auch beträchtliche Differenzen in ihrem Umfang auf.
Einmal beziehen sie sich auf eine einzelne Werbestelle, dann wieder umfassen sie ein Gesamtpaket
aller Werbestellen an Schweizer Bahnhöfen. Trotz dieser Verschiedenartigkeit der Privatverträge, las-
sen die Darlegungen der Interviewpartner auf eine weitgehend privatwirtschaftliche Orientierung des
Akquisitionsprozesses schliessen.
In Abhängigkeit der Firmengrösse stellt das Beziehungsnetz eine mehr oder weniger wichtige Res-
source bei der Akquisition dar. Die Vertreter der kleineren Firmen betonen das Beziehungsnetz als
wichtiges Element bei der Akquisition, währenddem die Vertreter der gösseren Firmen das Bezie-
hungsnetz kaum erwähnen. Die wirtschaftliche Unterlegenheit der kleineren Firmen gegenüber den
Duopolisten wird offensichtlich in mancher Hinsicht mit einem guten Beziehungsnetz kompensiert.
Was die Akquisition auf städtischem Grund anbelangt, kamen allerdings auch von den grösseren Fir-
men andere als finanzielle Faktoren zur Sprache. Zwar hat sich die Stadt als Vertragspartner klar von
einer Beeinflussung durch andere als wirtschaftliche Faktoren distanziert, aus Sicht des Vertreters der
APG spielen solch weiche Faktoren aber sehr wohl eine Rolle bei Akquisition städtischer Werbestellen.

„Bei Submissionen ist die Höhe der Abgaben sicher der wichtigste Faktor. Allerdings können auch weitere
Faktoren, je nach Ausschreibung, eine Rolle spielen, beispielsweise der Umfang der Dienstleistungen,
Kompetenz, Umweltengagement etc. “11

Bei den grösseren Firmen spielen nichtfinanzielle Faktoren also vorallem dort eine Rolle, wo die Kon-
kurrenz gross ist: Auf öffentlichem Grund.
Allgemein betonen die Vertreter der grossen und kleinen Plakatfirmen die grosse Bedeutung der harten
Faktoren beziehungsweise der ökonomischen Ressourcen für die Akquisition. So steht das gewinnori-
entierte Denken im Vordergrund des Akquisitionsprozesses, unabhängig ob es sich um städtische oder
private Vertragspartner handelt. Durch den Akquisitionsprozess wird folglich die Grenze zwischen
öffentlichem und privatem Grund zu Gunsten gewinnorientierter Denkweisen verwischt. Eine Aus-
nahme bilden die städtischen Plakatstellen für Kultur- oder Politwerbung, sowie die Vergünstigungen
von F4-Plakatstellen für das Gewerbe (vgl. Kapitel 12.1.1 ‚Eigentumsrechte der Aussenwerbestellen‘).
Privatwirtschaftliche Handlungsleitlinien prägen damit einen Werberaum des gewinnorientierten Den-
kens.

13.2. Regeln und Ressourcen bei der Vermarktung von Werbestellen

Die Vermarktung eines Werbeträgers ist ein Prozess zwischen einer Plakatgesellschaft und einem
Werbeauftraggeber und ist unabhängig von den jeweiligen GrundeigentümerInnen. Neben dem Kri-
terium Verkaufswert einer Plakatstelle ist die Vermarktung eines Werbeträgers auch von Kriterien
beeinflusst, welche nicht grundsätzlich gewinnorientiert sein müssen. Beispiele solcher Kriterien sind
Gemeinnützigkeit der Werbeaussage, karitative Ziele der werbenden Institutionen oder Sympathie
zum beworbenen Produkt. Wie diese Kriterien tatsächlich festgelegt werden und von welchen Firmen
sie wann angewendet werden, ist Thema dieses Abschnittes.

13.2.1. Der Verkaufswert von Werbestellen

Die Formel beziehungsweise Währung nach welcher eine Werbestelle vermarktet wird, ist der Tausend-
Kontakte-Preis (TKP). Abhänging vom Angebot der Plakatgesellschaft muss von den Werbenden für
11vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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tausend Kontakte mehr oder weniger bezahlt werden, wobei ein Kontakt üblicherweise als potentielle
Betrachtung der Werbefläche durch einen Passanten / eine Passantin definiert wird (SPR Plus 2009).
An dieser Stelle lohnt es sich einen Blick auf Hänggis Darlegungen bezüglich des TKPs zu werfen.
Gemäss Hänggi (2009, 43,44) widerspiegelt der TKP das Ausgesetztsein der Konsumenten gegenüber
einer Werbebotschaft, gibt aber weder der Beteiligung noch dem Interesse des Publikums einen Wert.
Nach Hänggi (2009) müssten jedoch genau diese Aspekte berücksichtigt werden. Denn bloss drei
Prozent der Bevölkerung sind in der Lage, sich ungestützt an ein Werbeplakat zu erinnern, dem sie
vielleicht 50mal ausgesetzt waren (Felser (2007) zitiert in Hänggi (2009, 43)). Weil die Zunahme von
Werbebotschaften gemäss Hänggi (2009, 43) unweigerlich zu einer Verminderung der Erinnerungsrate
führt (vgl. nachfolgende Gewichtungsfaktoren von SPR Plus), müssten – so Hänggi – „die Kosten all
jener internalisiert werden, in dessen Blickfeld sich das Plakat drängt, ohne dass es merkbare mentale
Spuren hinterlässt.“ Hänggi (2009, 43,44) beschreibt den TKP als eine Grösse, die zwar grundlegend
ist für die Preisbestimmung, die aber den ‚echten‘ Preis einer Werbestelle nicht zu beschreiben ver-
mag.
Auch der Vertreter der Alive AG äusserte Zweifel an der Echtheit des TKP’ und betont, dass Auf-
merksamkeit nicht berechnet oder in Zahlen übersetzt werden kann. Die Alive AG stützt sich deshalb
für die Beurteilung ihrer Werbestellen auf eigene Beobachtungen von PassantInnen, die vor Kul-
turplakatsäulen stehen bleiben und sich informieren12. Ich denke, da PassantInnen selten vor der
unaufgeforderten kommerziellen Aussenwerbung stehen bleiben und deren Aufmerksamkeit deshalb
nicht durch ihr offensichtliches Interesse an der Werbebotschaft gemessen werden kann, sucht die
Aussenwerbebranche einen anderen Weg, um ihre Plakatstellen zu bewerten. Die Bewertung findet
entsprechend über den TKP statt.
Die Berechnung des TKP’ pro Plakatfläche stellt jedoch eine grosse Herausforderung für die Plakat-
firmen dar. Kontakte, welche mit Interessen verknüpft sind – zum Beispiel die PassantInnen, welche
vor Kulturwerbesäulen stehen bleiben um sich zu informieren, oder ein Mausklick im Internet auf ein
Werbefeld – können auf einfache Weise beobachtet und gezählt werden. Dem entgegen müssen die
Kontakte welche ohne explizit bekundetes Interesse – also zufälligerweise vorkommen – in komplizier-
ter Weise definiert werden.
Für die Berechnung der potentiellen Kontakte von Werbestellen haben die beiden Duopolisten APG
und CCOP im Jahr 2000 die Forschungsgesellschaft für Schweizer Aussenwerbung ‚SPR Plus AG‘
gegründet. 2005 wurden die ersten Resultate von SPR Plus veröffentlicht (SPR Plus 2009). Noch im
selben Jahr jedoch kündigte die CCOP die Zusammenarbeit und gründete ein eigenes Forschungspro-
gramm namens MORE, welches mit anderen Parametern arbeitet. Beide Vertreter der Duopolisten
wollen keine genauen Auskünfte über die Probleme mit SPR Plus beziehungsweise More geben. Der
Konflikt, der offenbar zwischen den beiden Firmen entstanden ist, zeugt von der Problematik, die in
der Berechnung von konstruierten „Kontakten“ beziehungsweise von angenommener Aufmerksamkeit
liegt.

„Das ist eine lange Geschichte. Kurz gesagt: Wir haben im 2000 die Studie angefangen – zusammen – und
als die ersten Zahlen vorlagen, verabschiedete sich die CCOP, weil von ihrer Sicht aus offenbar gewisse
Parameter fehlten. “13

Obwohl die beiden Duopolisten nicht mehr zusammenarbeiten, ist das SPR Plus Forschungspro-
gramm das bekannteste und europaweit führende Planungstool (vgl. ‚Glossar‘). Die Berechnung von
Kontakten basiert auf individuellen Mobilitätsdaten und dem individualisierten Beachtungsraum von
Werbestellen. Wie die Abbildungen 13.1 und 13.2 zeigen, werden jene Partien des standardisierten
12vgl Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
13vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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Beachtungsraumes, welche sich mit den Grundrissen der Gebäude überschneiden, nicht zum individua-
lisierten Beachtungsraum gezählt. Die von den PassantInnen im individualisierten Beachtungsraum
zurückgelegten Wege (vgl. Abb. 13.3) werden nach den Kriterien Durchgangswinkel, Passagegeschwin-
digkeit, Tageszeit des Kontaktes und die Häufung der Werbestellen in der Umgebung gewichtet (vgl.
Anhang A.1.3).

Abbildung 13.1.: Standardisierter Beachtungsraum einer Werbestelle. Quelle: SPR Plus (2009).

Abbildung 13.2.: Individualisierung des standardisisierten Beachtungsraums: Überschneidung des
standardisierten Beachtungsraums mit Gebäudeflächen. Quelle: SPR Plus (2009).

Abbildung 13.3.: Beispiel eines in den individualisierten Beachtungsräumen von Werbestellen zurück-
gelegten Weges. Quelle: SPR Plus (2009).

Aufgrund der Gewichtungsfaktoren wird für jede untersuchte Plakatstelle ein potentieller Beachtungs-
grad festgelegt, welcher schliesslich den Basispreis der Plakatstelle bestimmt (SPR Plus 2009). Der
Basispreis entspricht aber nicht zwingend dem effektiven Verkaufspreis einer Plakatstelle, ist doch
dieser noch von ganz anderen Faktoren als jenem der möglichen Kontakte abhängig. Der nächste Ab-
schnitt beschäftigt sich mit denjenigen Komponenten des Werberaumes, welche über den Basispreis
hinaus für die effektive Preisbestimmung einer Werbestelle massgeblich sind.
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13.2.2. Von der Immobilität der Werbeträger – oder was ein Elefant mit der Wirtschaftskrise
zu tun hat

Bei der Übersetzung der dargelegten Preisbestimmung auf die realen Gegebenheiten des Werberau-
mes wird eine Diskrepanz zwischen den theoretisch berechneten Preisen (Basispreis) und den realen
Verkaufspreisen offensichtlich. Einer derartigen Diskrepanz würden wir natürlich nicht begegnen, be-
fänden wir uns in einem idealen Wirtschaftssystem, wo das Angebot der Nachfrage angepasst wäre
und die Geschäftsbeziehungen vollkommen reibungslos funktionierten.

Die Anpassung des Angebotes an die Nachfrage stellt sich im öffentlichen Werberaum jedoch als
auffällig schwierig heraus. Man stelle sich die immobilen, einbetonierten Werbeträger vor und denke
dabei an deren manchmal noch einzige Daseinsberechtigung – die Bestandesgarantie – welche nur so
lange Gültigkeit hat, wie die Träger auch tatsächlich stehen (vgl. Anhang A.1.2).
Es naht ein Sommerloch, ein Januarloch, eine Wirtschaftskrise.

„In Krisenzeiten werden zuerst die Werbebudgets reduziert. Dies kann relativ einfach umgesetzt werden
und die Einsparungen schlagen unmittelbar zu Buche. Die längerfristigen Konsequenzen einer Werbeab-
senz spielen in solchen Situationen eine untergeordnete Rolle.“14

Die Plakatfirmen sind demnach sehr direkt von den Konjunkturschwankungen der werbenden Unter-
nehmen abhängig, vermarkten aber gleichzeitig ein Produkt, das durch eine ausserordentliche Bestän-
digkeit gekennzeichnet ist. Die Folge dieses starren Angebotes ist eine ungleichmässige Auslastung der
Werbestellen und damit einhergehend stark schwankende Preise. Die Berechnung der Preise aufgrund
der Anzahl potentieller Kontakte funktioniert somit nur, solange die Nachfrage mindestens dem An-
gebot entspricht. Trifft das nicht zu, wird auf andere Vermarktungsmöglichkeiten zurückgegriffen, um
die ungenutzten Plakatstellen zu füllen. Die Aussagen aus den Interviews weisen darauf hin, dass leere
Werbestellen möglichst verhindert werden sollen, da sie dem Image des Plakates als Werbemedium
schaden.

Eine von allen Grossplakatfirmen praktizierte, doch wenig lukrative Lösung besteht darin, dass die
leeren Plakatstellen entweder gratis dem Zoo Zürich oder grösseren Kunden mit laufenden Werbe-
kampagnen zur Verfügung gestellt werden15.

„Dann versuchen wir die Plakatstellen zu verkaufen. Wenn wir sie nicht verkaufen können, dann nehmen
wir zum Beispiel ein Zooplakat. Das sind Gratisplakate, die der Zoo den Plakatfirmen gibt. Den Standort
und den Zeitpunkt des Aushanges können sie aber nicht bestimmen. “16

„Ich weiss, dass die APG kaum immer alle Flächen belegt. Es ist nie alles verkauft. (...) Es gibt auch
immer wieder Zeiten, in denen die Auslastung schlecht ist, und dann werden die Plakate vom Zoo Zürich
oder so ausgehängt. “17

Von diesen Gratisaushängen profitiert erstaunlicherweise ausschliesslich der Zoo Zürich. Als Grund
dafür wird angegeben, dass sich die Plakatgesellschaften mit dieser Selektion vor zu vielen Anfragen
schützen möchten.

14vgl. Interview mit AV-CCOP
15vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
16vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
17vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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Abbildung 13.4.: Zooplakat: Mehr Platz für die Grössten. Quelle: Zoo Zürich (2009).

„Wenn wir das bei allen machen würden, dann haben wir am Schluss 700000 Anrufe und können unsere
Kunden nicht mehr bedienen.“18

Neben den Bedenken, von Anfragen überschwemmt zu werden, zeigen sich die Plakatgesellschaften
aber grundsätzlich zufrieden mit den Gratisplakaten, welche unabhängig von Ort und Zeit aufgehängt
werden können und mit denen sie ihrem unflexiblen Angebot entgegen wirken können19.

„Wir sind sogar [an Gratisplakaten] interessiert. (...) Wenn eine Plakatstelle acht Wochen nicht verkauft
ist und die Qualität nicht mehr stimmt, kleben wir automatisch ein Plakat auf.“20

Neben dieser Gratisplakatierung existieren noch andere Möglichkeiten, um bei geringer Nachfrage leer
stehenden Plakatstellen entgegen zu wirken. So haben ZEWO-zertifizierte karitative oder gemeinnüt-
zige Institutionen normalerweise 20%21 bis 50%22 Rabatt auf den Plakataushang. Dabei wird der Ort
und Zeitpunkt dieser Aushänge von den Plakatfirmen festgelegt, mit dem Ziel, die leer stehenden
Flächen zu füllen.

„Ich glaube, das machen alle Plakatgesellschaften. Wenn es etwas ist, wie zum Beispiel Prävention, etwas
für die Gesundheit – da geben wir schon einen Spezialpreis. Und dann hängen wir es auf die Flächen, die
leer stehen.“23

Des Weiteren werden kommerzielle Werber mit Spezialangeboten zu mehr Aussenwerbung motiviert.
Die APG bietet zum Beispiel seit April 2009 die APG-Profitline an, bei welcher der Aushangpreis bei
einer Buchung ab 1000 Plakate deutlich sinkt.
Schliesslich – dies wurde von den Plakatgesellschaften nicht erwähnt, jedoch von mir selber beobachtet
– wirken die Plakatgesellschaften auch mit Eigenwerbung dem Problem von leer stehenden Plakat-
stellen entgegen. Eigenwerbung scheint ein beliebtes Mittel zu sein, um unbenutzte Werbeträger zu
füllen. Ich denke, es ist kein Zufall, dass die APG gerade jetzt in der schlechten Wirtschaftslage,
wo auch schon viele Zooplakate hängen, eine Kampagne über ihre Fortschritte im Umweltbereich
eröffnete und gleichzeitig die APG-Teaserkampagne24 ‚Ali new in Town‘ die Menschen von der Wir-
kungskraft von Aussenwerbung zu überzeugen sucht25. Diese letzte Lösungsstrategie weist auf einen
18vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
19Auch der Elefant darf sich glücklich schätzen.
20vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
21vgl. Interviews mit PS-VBZ vom 15. April 2009
22vgl. Interviews mit BH-APG vom 15. April 2009
23vgl. Interview mit RS-SP vom 29. November 2008
24Bei einer Teaserkampagne (to tease (engl.) bedeutet necken) werden erst anonyme Plakate aufgehängt und dann in

einer zweiten Phase der Absender bekannt gemacht APG Affichage (a) (2009)
25Eigene Beobachtung (2009)
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Selbsterhaltungsmechanismus der Werbung hin: Die Werbebranche umwirbt werbende Unternehmen
mit Werbung, dass diese wiederum mit Werbung werben.

Abbildung 13.5.: Eigenwerbekampagne der APG AG. Quelle: Eigenes Foto (2009).

Die Preise sind also nicht nur von der im vorherigen Kapitel beschriebenen Preisberechnung auf-
grund der Kontaktchancen abhängig. Das starre Angebot im Werbemarkt kombiniert mit den relativ
instabilen Werbebudgets hat starke Auslastungsschwankungen der Werbestellen zur Folge. Diese Un-
regelmässigkeiten werden entweder mit Gratisplakaten des Zoos Zürichs oder mit Spezialangeboten
für karitative, gemeinnützige und kommerzielle Unternehmen ausgeglichen.
Stimmt die Nachfrage hingegen ungefähr mit dem Angebot überein, basiert die Preisbestimmung ei-
ner Werbestelle auf der Anzahl und Art der geschätzten Kontakte beziehungsweise der potentiellen
Betrachtung der Werbefläche durch vorbeigehende Personen.
Nun liegen die für PassantInnen zugänglichen Räume der Stadt mit wenigen Ausnahmen auf öffentli-
chem Grund – es sind die Strassen, Trottoirs, Buswartehallen, Pärke und öffentlichen Verkehrsmittel.
Zudem basiert der Preis einer Werbestelle auf den im Beachtungsraum der Werbestelle zurückge-
legten Wege von PassantInnen (SPR Plus 2009). Eine Plakatfirma kann folglich nur dann mit einer
Werbestelle Einnahmen generieren, wenn deren Beachtungsraum zum grössten Teil auf öffentlichem
Grund liegt.
Die geschilderten ökonomischen Handlungsleitlinien führen mich zum Schluss, dass sich die formale
Teilstruktur von öffentlichem und privatem Grund in der ökonomischen Teilstruktur der Vermark-
tung weitgehend auflöst. Der Verkaufswert einer Werbefläche wird unabhängig von deren Standort
auf privatem oder öffentlichem Grund berechnet. Neben den Konjunkturschwankungen der werben-
den Firmen sind einzig die Überlagerung des Beachtungsraumes mit dem öffentlichen Grund und die
Anzahl PassantInnen preiswirksam. Entsprechend wird durch die ökonomischen Handlungsleitlinien
der Vermarktung eine neue Raumaufteilung konstituiert: Die Raumaufteilung der Sichtbarkeit eines
Elementes von einem gegebenen Standort. Diese Sichtbarkeit von Werbestellen existiert jedoch nur
zusammen mit der in Kapitel 14 beschriebenen BetrachterInnen, welche meiner Meinung nach die
Basis für Aussenwerbung darstellen – oder in Hänggis (2009) Wortlaut, die Gastfreundschaft für die
Werbebotschaften bieten (vgl. Kapitel 7.3 ‚Die Forderung nach absoluter Gastfreundschaft‘).

13.3. Zusammenfassung und Zwischenfazit

Die Darlegungen zeigen die handlungsleitenden Regeln und Ressourcen des Akquisitions- beziehungs-
weise Vermarktungsprozesses – zwei wichtige Aspekte der ökonomischen Teilstrukturen des öffentli-
chen Werberaumes.
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Die ökonomischen Regeln und Ressourcen beider Prozesse weisen auf eine weitgehend marktwirtschaft-
liche Orientierung der Handlungen im Werberaum hin. Es wurden aber auch Prozesse beschrieben,
welche auf den ersten Blick keine rein privatwirtschaftliche Nutzung des Werberaumes widerspiegeln.
So scheint die Einwirkung von weichen Faktoren in den Akquisitionsprozess bei Plakatstellen mit
grosser Konkurrenz, den rein finanziellen Aspekten der Akquisition einen Gegenpunkt zu setzen. Ich
habe den Eindruck, dass vorallem die verhältnismässig kleinen finanziellen Ressourcen der Firmen
ohne Stellen auf öffentlichem Grund mit einem guten Beziehungsnetz ergänzt werden.
Die Immobilität von Werbeträgern führt zeitweilen zu Überkapazitäten der Plakatfirmen beziehungs-
weise zu leer stehenden Werbestellen. Der Zoo Zürich und karitative Unternehmen können dann die
Plakatständer gratis oder verbilligt nutzen. Dieses Anbieten von Plakatstellen an nichtkommerzielle
Institutionenen wird als freundliche Tat der Plakatgesellschaften beschrieben. Aufgrund der bestehen-
den Werbestellen und Verträge, ist der Werbebranche beziehungsweise den Plakatgesellschaften eine
mengenmässige Anpassung des Angebotes an die Nachfrage kurzfristig gar nicht möglich. Die genann-
te Erleichterung des Zugangs zum Werberaum für karitative oder allgemeinnützige Institutionen ist
somit konjunkturbedingt. Je schlechter also die Wirtschaftslage ist, desto „öffentlicher“ beziehungs-
weise „zugänglicher“ wird der Werberaum.
Der in schlechten Konjunkturlagen leer stehende Werberaum wird auch von der Werbebranche für die
Bewerbung von Aussenwerbung genutzt. Dies betrachte ich als einen Schutzmechanismus der Aussen-
werbebranche gegenüber einer Anpassung des Angebotes – im Sinne einer Reduktion der Werbestellen
– an die tatsächliche Nachfrage.
Das Publikum und der öffentliche Grund wurden als grundlegende Elemente der Wertgenerierung im
Werberaum beschrieben. Aus den Darlegungen geht hervor, dass jedoch nur die Existenz des Publi-
kums, nicht aber dessen Aufmerksamkeit in die Berechnung von Plakatpreisen miteinbezogen werden.
Die alleinige Existenz des Publikums trägt somit zum Gewinn beziehungsweise zur Erhaltung der
Werbebranche bei. Dadurch fördert das Publikum nur schon mit seiner Anwesenheit die Existenz der
Werbebranche, ohne gefragt zu werden, ob es diese tatsächlich will. Der Aufenthaltsort des Publi-
kums befindet sich weitgehend auf öffentlichem Grund. Das Geld, welches die Werbebranche generiert,
basiert somit zu einem Teil auf den beiden Gütern Öffentlicher Grund und Publikum. Mit den Plakat-
forschungsprogrammen wird der Wert dieser Güter berechnet, um sie an die WerbeautraggeberInnen
zu verkaufen, nicht aber um für sie zu bezahlen. Die Aussenwerbebranche bezahlt also nicht direkt
für die von ihr verwendeten Güter, sondern nutzt sie im Sinne von “öffentlichen Gütern„.
Eine eventuell unmögliche Herausforderung für das Funktionieren der kapitalistisch fungierenden Pri-
vatwirtschaft, sehe ich in der Preisfestlegung und der Bezahlung von verwendeten Güter. Ohne nähm-
lich mit dem richtigen Preis der Güter zu handeln, führt meines Erachtens die kapitalistische Privat-
wirtschaft früher oder später zu Marktfehlern beziehungsweise zur Übernutzung oder Überproduktion
von Gütern. Dementsprechend müssten die Plakatgesellschaften einen Preis für die von ihr verwen-
deten Güter Öffentlicher Grund und Publikum bezahlen. Das Publikum und den öffentlichen Grund
betrachte ich als einen Teil der öffentlichen Sphäre. Obwohl der Gewinn des öffentlichen Werberaumes
auf diesen Elementen öffentlicher Grund und Publikum der öffentlichen Sphäre basiert, wird das Publi-
kum offensichtlich von einer Teilhabe an den monetären Umsätzen des Werberaumes ausgeschlossen.
Ich schliesse daraus, dass die Akteure der Aussenwerbebranche zwar von der Existenz des Publikums
und des öffentlichen Grundes abhängig sind, gleichzeitig aber vom Publikum verlangen, dass es den
Werberaum als Teil der Privatwirtschaft akzeptiert und keine moneräten Forderungen an die Werbe-
branche stellt. Sowohl das Publikum als auch der öffentliche Grund wird von der Werbebranche wie
ein öffentliches Gut genutzt beziehungsweise verkauft.
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Werberaumes der Stadt Zürich

Die gesellschaftlichen Regeln und Ressourcen des Werberaumes werden im Rahmen dieser Arbeit als
die Beziehungen zwischen den Akteuren des Werberaumes und dem Publikum definiert. Das Publi-
kum wird verstanden als die Gesamtheit aller potentiellen BetrachterInnen von Werbebotschaften im
öffentlichen Raum. Wie im Kapitel 7.3 ‚Die Forderung nach absoluter Gastfreundschaft‘ dargelegt
wurde, erwarten die Akteure der Werbebranche vom Publikum etwas ganz Konkretes: Die absolute
Gastfreundschaft für ihre „Gaben“.
Da, wie ich nachfolgend zeigen werde, die Einfluss- bzw. Handlungsmöglichkeiten des Publikums be-
schränkt sind, beruht die Relation zwischen dem Publikum und den Plakatgesellschaften weitgehend
auf dieser einen Forderung der Plakatgesellschaften nach Gastfreundschaft für Werbebotschaften (vgl.
Kapitel 7.3).
Anders als die bisher diskutierten juristischen und ökonomischen Teilstrukturen, sind die gesellschaft-
lichen Teilstrukturen nicht durch formale Regeln, wie beispielsweise Gesetze geprägt, sondern durch
Erwartungen und Erfahrungen der Werbebranche über das Verhalten eines – nicht strategisch hand-
lungsfähigen – Publikums. Dieses Kapitel versucht aufzudecken, wie sich die gesellschaftlichen Regeln
und Ressourcen im Diskurs der Akteure des Werberaumes widerspiegeln und welche Regeln und Res-
sourcen dem Publikum tatsächlich zur Durchsetzung „seiner Interessen“ zur Verfügung stehen.
In einem ersten Abschnitt werden Merkmale des Publikums beschrieben, während der zweite Ab-
schnitt dem Dialog zwischen dem Publikum und den Akteuren des Werberaumes gewidmet ist.

14.1. Merkmale des Publikums

Zu Beginn dieser Analyse über das Publikum zitiere ich Gossage – „einen der grossen Männer der
Werbung.“ (Mussey in Gossage (1987)).

„Auf alle Fälle meint die Werbung, wenn sie vom Publikum spricht, nicht das eigentliche Publikum,
sondern das eines anderen, versammelt, um etwas anderes zu sehen oder zu lesen“(Gossage 1987, 59)

Nachfolgend werden Merkmale des Publikums erläutert, welche von den Vertreter der Zürcher Wer-
bebranche und der Stadt Zürich in den Interviews genannt wurden und für die Konstitution des
Werberaumes relevant sind.

Geringer Organisationsgrad des Publikums

In Anlehnung an Jarren (2001, 109-110) kann das heterogen zusammengesetzte Publikum nicht als
Akteur bezeichnet werden, weil es nur einen sehr geringen Organisationsgrad aufweist. Infolge seiner
losen Zusammensetzung beziehungsweise seines niedrigen Organisationsgrades ist das Publikum nicht
strategisch handlungsfähig. Es wird gemäss Jarren (2001) als Rolleninhaber bezeichnet. Im Gegensatz
zu Akteuren, die sich in verschiedenen Rollen bewegen können und aufgrund ihres hohen Organisati-
onsgrades strategisch handlungsfähig sind, ist die Rolle des Publikums als Rolleninhaber determiniert
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und unveränderbar (vgl. Kapitel 11.1.2). Wie nachfolgend erläutert wird, stellt der geringe Organisa-
tionsgrad des Publikums eine Ressource für die Plakatgesellschaften dar.

Passivität des Publikums

Hinsichtlich einer Eigenschaft des Publikums sind sich alle Interviewpartner einig – sie beschreiben
die Passivität des Publikums und dessen relativ hohe Gleichgültigkeit gegenüber der Aussenwerbung.

„Die Ansprüche [des Publikums] kenne ich nicht sehr gut, weil sie einfach kaum formuliert werden. Ich bin
auch erstaunt darüber, dass Aussenwerbung im öffentlichen Raum relativ wenig ein Thema ist.“1

Obwohl die Interviewpartner gleichsam die Passivität des Publikums beschreiben, lassen sich zwei
Argumentationsweisen bezüglich der Passivität unterscheiden:

1. Passivität des Publikums = Beliebtheit von Aussenwerbung

Der Diskurs von Vertretern der Aussenwerbefirmen ist dominiert von der Gewissheit über die
Aufmerksamkeit des Publikums und über dessen positive Einstellung dem Plakat gegenüber.

„Schliesslich gehört das Plakat (...) zum beliebtesten Medium. Das zeigen ja verschiedene Studien.“2

Abbildung 14.1.: Studie über die Beliebtheit des Plakates. Quelle: APG Affichage (b) (2009).

Die Studie (vgl. Abbildung 14.1), auf die verwiesen wird, wirft die Frage auf, was Beliebtheit
der Aussenwerbung mit der Anzahl Menschen, die sich daran stören, zu tun hat. Diese Studie

1vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
2vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
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macht keine Angaben über die 87% des Publikums, die sich im Jahr 2008 nicht an Aussen-
werbung störten. Trotzdem gibt der Titel der Studie ‚Plakate sind sympathisch‘ vor, dass die
nachgewiesene Negation des Störens für Beliebtheit oder Sympathie der Aussenwerbung steht.
Meiner Meinung nach könnte die Negation des Störens aber genauso gut ‚fehlende Aufmerk-
samkeit‘ bedeuten. In diesem Sinne kann die Studie keine positive Einstellung des Publikums
zur Aussenwerbung nachweisen.
Im Allgemeinen vertreten die Interviewpartner der Plakatgesellschaften und der Stadt die Mei-
nung, dass das Publikum sich nicht oder sehr wenig über Aussenwerbung äussert. Sie weisen
darauf hin, dass das Publikum mit der Aussenwerbung zufrieden ist und sich deshalb passiv
verhält. Diese Gewissheit über die Beliebtheit der Aussenwerbung steht im Widerspruch zur
nachfolgenden Erklärung der Passivität.

2. Passivität des Publikums = fehlende Aufmerksamkeit für Aussenwerbung

Die Vertreter der IG PRG und der Aktion Züri malt betrachten die passive Haltung des Publi-
kums als Ausdruck nicht vorhandener Aufmerksamkeit für Aussenwerbung.

„Es stören sich wenige an der Aussenwerbung, es freuen sich wenige daran, und die meisten Leute
nehmen sie nicht wahr.“3

Fehlende Wahrnehmung der Aussenwerbung als Begründung für die Absenz einer Publikums-
meinung anzunehmen, bedeutet, das Wesen der Aussenwerbung in Frage zu stellen. Damit klärt
sich, weshalb einzig die zivilgesellschaftlichen Akteure das Argument der absenten Wahrneh-
mung deutlich machen, während die Vertreter der Plakatgesellschaften es bei der Erwähnung
einer nicht vorhandenen Meinung belassen.

Eine genaue Betrachtung der von den Vertretern der Plakatgesellschaften vorgebrachten Argumente
vermag die Diskrepanz zwischen den beiden Annahmen auszuleuchten. Die Vertreter der Plakatgesell-
schaften verknüpfen die der Aussenwerbung entgegengebrachte Aufmerksamkeit mit den verhältnis-
mässig hohen Umsatzzahlen der Aussenwerbebranche. Diese Übertragung ökonomischer Grundsätze
auf das Empfinden des Publikums erlaubt den Plakatgesellschaften, die Frage nach der tatsächli-
chen Aufmerksamkeit für Aussenwerbung auf die werbetreibenden Unternehmen abzuschieben. Es
resultiert die Annahme, dass – solange viel in Aussenwerbung investiert wird – Aussenwerbung eine
hohe Aufmerksamkeit geniesst. Auf dieser Annahme einer hohen Aufmerksamkeit für Aussenwerbung
beruhen die Argumente der Vertreter der Plakatgesellschaften sowie der Stadt. Sie beschreiben Aus-
senwerbung als beliebt, solange sich das Publikum nicht dazu äussert. Damit implizieren die Vertreter
der Plakatgesellschaften und der Stadt, dass das Publikum die Initiative gegen Aussenwerbung ergrei-
fen würde und könnte, wenn ihm Aussenwerbung nicht gefallen würde. Das Publikum wird folglich von
den Vertretern der Marktgesellschaft und der Stadt als Akteur und nicht als Rolleninhaber begriffen.
Die Diskrepanz zwischen dieser und meiner – vorhin genannten – Betrachtungsweise des Publikums
als Akteur beziehungsweise als Rolleninhaber klärt sich in den folgenden Abschnitten.

Organisationsfähigkeit einzelner Gruppierungen des Publikums

Die zivilgesellschaftlichen Akteure des Werberaumes nehmen ein Doppelrolle ein. Infolge ihres hohen
Organisationsgrades sind sie Akteure, die den Werberaum bewusst mitgestalten möchten. Gleich-
zeitig gehen sie aus dem Publikum hervor, welches nicht als Akteur beschrieben wurde. So nehmen
beispielsweise die IG PRG und die Aktion Züri malt diese ambivalente Rolle ein. Einerseits sprechen

3vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
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sie als Akteure über das Publikum, andererseits zählen sie sich selbst zum Publikum und bezeichnen
sich gewissermassen als dessen Sprachrohr4. Die Mitglieder der IG PRG und der Aktion Züri malt
handeln aus einer Publikumsperspektive und nehmen zu den beobachteten Entwicklungen im Werbe-
raum Stellung. Dadurch werden sie zu einem strategisch handlungsfähigen Publikum. An dieser Stelle
ist es interessant, einen Blick auf die Entstehungsgeschichte dieser beiden Gruppierungen zu werfen.
Im Jahr 2006 beschloss der Stadtrat mit der Implementierung des Plakatierungskonezeptes 06 eine
Erhöhung der Plakatstellen um 15%. Der Entschluss zur Erweiterung des Plakatstellennetzes gab
einer Gruppe von Menschen, die sich an der Plakatwerbung störte und deshalb diesen Entscheid der
Stadt nicht akzeptieren wollte, Anlass, einen Verein zu gründen. Am 29. März 2006 wurde die IG
PRG als Verein beschlossen (IG PRG 2006).

„Die Idee [einen Verein zu gründen] kam von ein paar unterschiedlichen Menschen. Man hat entdeckt,
dass man diese Aussenwerbung in der Stadt Zürich satt hat. Der eigentliche Auslöser war aber, dass die
Stadt zum damaligen Zeitpunkt beschlossen hat, die Plakatflächen auf öffentlichem Grund um 15% zu
steigern.“5

Als Ziel des Vereines wird die Reduktion und längerfristige Abschaffung der von öffentlichem Grund
aus sichtbaren Werbeflächen genannt6. Dieses Ziel verfolgend, überreichte der Verein 2007 der da-
maligen Zürcher Stadtätin Kathrin Martelli eine Petition mit 567 Unterschriften für die Halbierung
der Plakat-Aussenwerbung (IG PRG (d) 2007). Die Petition löste keine entsprechende Reaktion im
Stadtrat aus7. Die Gründung des Vereins verlieh jedoch dem Publikum eine Stimme, die es sonst
infolge seiner Heterogenität nicht hätte. Die IG PRG hat heute durch ihren hohen Organisationsgrad,
eine Grundlage, um aktiv an der Gestaltung des Werberaumes beteiligt zu sein – sie wurde ein Ak-
teur im Stadtzürcher Werberaum (vgl. Abschnitt 14.2). Zur Motivation der Vereinsgründung sagt der
Vertreter der IG PRG, dass die Vereinsmitglieder, die ungefragt auftretende Aussenwerbung „satt“
haben und sich für einen schöneren öffentlichen Raum einsetzen wollen.
Die Aktion Züri malt hatte zum Ziel, das Publikum zum Nachdenken über Aussenwerbung und den
öffentlichen Raum anzuregen. Deshalb entschied sich die Gruppierung für einen „künstlerischen Ein-
griff in den Eingriff, den die Aussenwerbung darstellt“8. Dieser „Eingriff in den Eingriff“ sollte nicht
wie die Aussenwerbung eine Botschaft vermitteln, sondern genau das Gegenteil: Keine Botschaft und
dafür freien Raum für Gedanken9.
Zudem wollte sich die Aktion Züri malt mit ihrem künstlerischen Eingriff, den, von der Aussenwerbung
ungefragt in Anspruch genommenen, öffentlichen Raum „zurückholen“10.

„Der öffentliche Raum gehört den Menschen, die darin leben. Es geht nicht an, dass der öffentliche Raum
durch einseitige Kapitalinteressen besetzt wird. Er soll nicht nach Partikularinteressen gestaltet werden,
sondern im Sinne der Allmend, welche gleichzeitig allen und niemandem gehört. Mit der Aktion Züri malt
wollten wir uns diesen öffentlichen Raum zurückholen. “11

Die Aktion Züri malt hat sich die Möglichkeit geschaffen den öffentlichen Werberaum kurzfristig
mitzugestalten. Dabei hat sie sich – ihres Erachtens – der gleichen Mitteln bedient wie die Aus-
senwerbebranche und hat den privat genutzten, öffentlichen Werberaum ungefragt für ihre Zwecke

4vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
5vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
6vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
7vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
8vgl. Interview mit AP-AZM
9vgl. Interview mit AP-AZM

10vgl. Interview mit AP-AZM
11vgl. Interview mit AP-AZM
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Abbildung 14.2.: Weisse Bemalung von Plakaten im Rahmen der Aktion Züri malt. Quelle: Genner
(2005).

in Anspruch genommen12. Die Motivation zur Durchführung der Aktion Züri malt lag einerseits im
künstlerischen Aspekt der Aktion, andererseits in der Unzufriedenheit der AktivistInnen mit den
aktuellen Handlungsbedingungen des Werberaumes13.
Die Darlegungen zeigen, dass Teile des Publikums tatsächlich als Akteure auftreten können. Sie zeigen
auch, dass die Motivation dieser beiden zivilgesellschaftlich organisierten Akteure zumindest teilweise
in deren Unzufriedenheit mit den aktuellen Handlungsbedingungen des Werberaumes zu suchen ist.
Da die zivilgesellschaftlichen Akteure aber nicht demokratisch gewählt sind, vertreten sie möglicher-
weise nur einen Teil des gesamten, im Publikum vorhandenen Meinungsspektrums. Das Publikum als
Gesamtes stellt also nach wie vor ein nicht strategisch handlungsfähiger Rolleninhaber dar.

14.2. Dialog zwischen dem Publikum und den Akteuren des Werberaumes

In diesem Kapitel wird die Handlungsfähigkeit des Publikums unter dem Gesichtspunkt des Dialo-
ges zwischen den Akteuren und dem Publikum betrachtet. Es geht darum, mit welchen Regeln und
Ressourcen das Publikum seine Meinung äussern und gegebenenfalls durchsetzen kann. Dabei ver-
stehe ich den Begriff Dialog nicht nur als Gespräch, sondern als ein Zusammenspiel von Aktionen,
Reaktionen und Gegenreaktionen. In den folgenden Darlegungen werden die IG PRG und die Akti-
on Züri malt – ihrer Doppelrolle entsprechend – sowohl als über das Publikum sprechender Akteur
als auch als handelndes Publikum begriffen. Dabei muss der grundlegende Unterschied der beiden
zivilgesellschaftlichen Gruppierungen im Auge behalten werden: Die IG PRG ist ein öffentlicher Ver-
ein, während die Aktion Züri malt eine auf eine kurze Zeitspanne begrenzte Gruppierung anonymer
Personen darstellt.

14.2.1. Dialog zwischen dem Publikum und den Plakatgesellschaften

Auffallend ist, dass sich die Aussagen der Vertreter der Plakatgesellschaften über die Reaktionen des
Publikums auf Aussenwerbung in erster Linie auf Adbusting-Aktivitäten (vgl. ‚Glossar‘)beziehen.
Dies führe ich darauf zurück, dass Plakatgesellschaften ausschliesslich von Adbusting-Aktionen di-
rekt betroffen sind, denn die zahlreichen Reaktionen des Publikums bezüglich Inhalten werden sofort
an die werbetreibenden Unternehmen beziehungsweise die Werbeagenturen weitergeleitet (vgl. Ka-
pitel 12.1.4 ‚Exkurs: Eigenverantwortung der Plakatfirmen‘). Zudem fordern die seltenen, schriftlich

12vgl. Interview mit AP-AZM
13vgl. Interview mit AP-AZM
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oder mündlich vorgebrachten Reaktionen hinsichtlich der Form von Aussenwerbung keine verbindli-
chen Massnahmen der Plakatgesellschaften. Schwerpunkt der folgenden Diskussion wird deshalb die
Wahrnehmung der Vertreter der Plakatgesellschaften von Adbusting-Aktionen und deren Reaktionen
darauf sein.
Alle Plakatgesellschaften verbinden Adbusting-Aktionen mit einem Verstoss gegen die Rechte der
Kunden auf den Plakataushang, sowie mit einem Mehraufwand für die Plakatfirmen.

„[Bei der Züri-malt-Aktion] hat man in einer Nacht- und Nebelaktion Plakate weiss bemalt und das ist
natürlich für uns [einen Riesenaufwand]. Die Kunden zahlen ja für ihre Flächen, weshalb wir innerhalb
kürzester Zeit alle Afficheure auf die Piste schicken und schauen mussten, dass wir die Plakate so schnell
wie möglich ersetzen konnten. Das bedeutete für uns einen Aufwand von Tausenden von Franken.“14

Kein Vertreter der Plakatfirmen zeigte Kenntnisse oder Interesse an den spezifischen Ursachen der
Adbusting-Aktionen. Es wurde angenommen, dass die Plakate oder deren politischen Inhalte den
Aktivisten nicht gefallen. Obwohl sie Adbusting als illegalen Akt bezeichnen, verzichten die Plakat-
gesellschaften weitgehend auf die Anzeigenerstattung und die damit verbundenen Sanktionen. Als
einziges Beispiel wurde die Anzeige der APG gegen die unbekannten Aktivisten von Züri malt (vgl.
Anhang A.1.1 ‚Ergänzende Darlegungen zu den Akteuren des Werberaumes‘) erwähnt.

„Wir machen keine Anzeigen. Ich wüsste nicht was das brächte.“15

„[Bei der Aktion Züri malt] musste man natürlich Anzeige erstatten, zum Schutze unserer Kunden. Doch
erstens gab es nie eine Wiederholung und zweitens hat man diese Leute auch nie erwischt.“16

Die Adbusting-Aktivitäten des Publikums werden zwar als Reaktion des Publikums wahrgenommen,
doch führen sie im Allgemeinen einzig zum Überkleben der zerstörten oder verfremdeten Plakate.
Adbusting-Aktivitäten vermögen weder auf persönlicher noch auf juristischer Ebene einen Dialog
zwischen den Plakatgesellschaften und dem Publikum beziehungsweise dessen AktivistInnen auszulö-
sen. Für dieses Unvermögen zum Dialog sehe ich zwei mögliche Interpretationssweisen:

1. Die Adbusters verstecken sich unter dem Deckmantel der Anonymität, welcher sie vor möglichen
Sanktionen schützt, ihnen aber eine direkte Stellungnahme verunmöglicht.

2. Die Plakatgesellschaften sind nicht bereit, sich mit den Interessen der Aktivisten auseinander
zu setzen.

Die Aktion Züri malt vermag erstere Annahme teilweise zu widerlegen: Kurz nach der Aktion wurden
die künstlerischen und politischen Ziele der Aktion in einer Medienmitteilung veröffentlicht (Tagblatt
der Stadt Zürich 2005). Trotzdem konnten sich die Plakatgesellschaften nicht an eine andere Motiva-
tion erinnern, als die Zerstörung von Plakaten, welche nicht gefallen. Diese Beobachtung und folgende
Aussage eines Vertreters der IG PRG bekräftigen die Annahme, dass Plakatgesellschaften kein Inter-
esse an einem Dialog mit den organisierten Gruppierungen des Publikums haben. Die Vertreter der
Plakatgesellschaften möchten zu diesem Thema öffentlich keine Stellung nehmen.

„(...) es muss ein Engagement mit dem Thema sein und nicht eine Abwehrhaltung und ein Gegenangriff
wie das [von den Plakatgesellschaften] praktiziert wird.“17

14vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
15vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
16vgl. Interview mit BH-APG vom 15. April 2009
17vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
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Die Abwesenheit eines Dialoges zwischen dem Publikum und den Plakatgesellschaften ist folglich
nicht nur mit der Handlungs(un)fähigkeit oder Anonymität des Publikums zu erklären, sondern ge-
nauso mit dem fehlenden Interesse der Plakatgesellschaften für die Publikumsmeinungen. Die beiden
Aspekte ‚(Des)Interesse der Plakatgesellschaften‘ und ‚Handlungs(un)fähigkeit des Publikums‘ sind
wahrscheinlich von gegenseitiger Abhängigkeit gezeichnet. Das Publikum bezeichne ich nur dann als
handlungsfähig, wenn dessen Handlungen früher oder später auch wahrgenommen werden. Dies wie-
derum bedarf des Interessens der Akteure. Zudem zeigen folgende Aussagen, dass das Publikum erst
dann wahrgenommen wird, wenn es als handlungsfähiger Akteur auftritt, also organisiert ist.

„In Zürich gibt es ausser der IG PRG keine zivilgesellschaftliche Gesellschaft, also keinen Verein, welcher
sich diesem Thema annimmt. Entsprechend sind es einfach einzelne Stimmen, die etwas sagen, aber diese
werden nicht wahrgenommen, weil es einfach vereinzelte Stimmen von vereinzelten Menschen sind.“18

„Ich denke so lange es keine massive Opposition gibt, gegen Werbung im öffentlichen Raum, wird sich
sehr wahrscheinlich auch nichts ändern. Wenn politische Vorstösse kommen, die in diese Richtung gehen,
dann wird man unter Umständen etwas ändern.“19

Aus diesen Darlegungen schliesse ich, dass die Gründe für die weitgehende Absenz des Dialoges, in
der Anonymität und Absenz einer Stellungnahme des Publikums und im Desinteresse der Plakatge-
sellschaften für die Reaktionen des Publikums zu suchen sind. Die Handlungen des Publikums werden
von den Plakatgesellschaften nur in geringem Masse wahr- beziehungsweise ernstgenommen. Für mich
deutet dies darauf hin, dass das Publikum von den Plakatgesellschaften zwar als Akteur bezeichnet
(vgl. Kapitel 14.1 ‚Passivität des Publikums‘), jedoch als Rolleninhaber behandelt wird. Das Desin-
teresse der Vertreter der Plakatgesellschaften an einem Dialog mit den einzigen zivilgesellschaftlichen
Organisationen im Werberaum der Stadt Zürich hat meiner Meinung aber auch damit zu tun, dass
diese Organisationen eine radikale Meinung gegenüber Aussenwerbung vertreten. Damit überhaupt
ein Dialog stattfinden kann, müssten die Vertreter der Plakatgesellschaften gemäss den Vertretern
der zivilgesellschaftlichen Organisationen in der Lage sein, Aussenwerbung als solches mindestens zu
hinterfragen20.

„Ein Dialog mit den Plakatgesellschaften ist nicht möglich. Ob wir anonym sind oder nicht, es kann kein
Dialog mit der Werbebranche stattfinden. Dafür müsste sie sich selbst in Frage stellen können. Man kann
dem Papst auch nicht sagen, er solle sich selber abschaffen. “21

14.2.2. Dialog zwischen dem Publikum und den städtischen Behörden

Der Dialog zwischen dem Publikum und der Stadt zeigt im aktuellen Werberaum zwei Ausprägungen.
Es handelt sich um den Dialog mit einem Teil des organisierten Publikums – der IG PRG – und um
den Dialog mit Individuen aus dem Publikum bei Einsprachen bezüglich Neubauten von Werbestellen.
Die Intensität dieser Dialoge gleicht demjenigen zwischen dem Publikum und den Plakatgesellschaften
– ist also sehr gering. Die Art des städtischen Dialoges unterscheidet sich jedoch grundsätzlich von
jenem mit der Werbebranche: Im Gegensatz zur Werbebranche muss die Stadt ihre eigene Existenz
nicht in Frage stellen, um in einen Dialog mit dem Publikum zu treten.

18vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
19vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
20vgl. Interviews mit CH-IGPRG vom 18. April 2009 und mit AP-AZM
21vgl. Interview mit AP-AZM
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Dialog zwischen der Stadt und der IG PRG

Wie dargelegt wurde, muss die IG PRG auch andere Wege zur Mitgestaltung des öffentlichen Wer-
beraumes suchen, als den direkten – scheinbar unmöglichen Dialog – mit den Plakatgesellschaften.
Diesbezüglich spricht der Vertreter der IG PRG die Sensibilisierung des Publikums für das Thema
Aussenwerbung an. Er erwähnt Aktionen wie beispielsweise den jährlichen SPOER - Award (vgl.
AnhangA.1.1) oder das von der IG PRG verwaltete grösste Informationsportal im deutschsprachigen
Raum zum Thema Aussenwerbung22.
Gleichzeitig nimmt die IG PRG aber auch die Möglichkeit wahr, sich auf politischer Ebene für mehr
Öffentlichkeit und weniger private Nutzung des öffentlichen Raumes einzusetzen. Die Petition war ein
erster Schritt um Aussenwerbung in der Öffentlichkeit zu einem Thema zu machen. Gleichsam wollte
man damit der IG PRG als Akteur mehr Bekanntheit verleihen. Mit solchen Aktionen auf politischer
wie auch gesellschaftlicher Ebene versucht die IG PRG den öffentlichen Werberaum gemäss ihren
Interessen mitzugestalten. Von Seiten der Stadt, wird die IG PRG aber (noch) nicht als Akteur in die
politischen Entscheide einbezogen. Gemäss dem Vertreter des Amts für Reklameanlagen werden die
Interessen der IG PRG – je nachdem wie sie kommuniziert werden und wie breit sie in der Zürcher
Gesellschaft verankert sind – bei zukünftigen städtischen Entscheiden berücksichtigt23.

„Ich weiss nicht wie [der Einbezug der IG PRG] in fünf Jahren aussieht, wenn der Vertrag wieder ausge-
schrieben wird. Ich denke man wird dann schon verschiedenste Interessen berücksichtigen. Je nachdem,
wie diese Interessen kommuniziert werden.“24

Der demokratische Weg der Einflussnahme stellt also für die IG PRG eine wichtige – wenn nicht gar
einzig mögliche – Ressource für die Durchsetzung der Vereinsinteressen dar.

Dialog zwischen der Stadt und Individuen des Publikums

Die Individuen des Publikums haben die Möglichkeit, Einsprache einzureichen, wenn eine neue Wer-
bestelle bewilligt wird. Damit treten sie in einen direkten Dialog mit der Stadt und können bei der
Anordnung der Werbegüter mitreden. Diese Möglichkeit wird gemäss folgendem Zitat jedoch sehr
selten benutzt.

„Es gab in den letzten acht Jahren Nachbarschaftsdiskurse. Das waren aber Einzelfälle. Und mir ist kein
Fall bekannt, wo eine Stelle hätte abgebaut werden müssen. [Gründe für einen Rekurs sind], dass ein
Plakat störend ist, dass es sichtbehindernd ist oder die Verkehrssicherheit gefährdet oder dass es das
Grundstück abwertet.“25

Die Seltenheit solcher Einsprachen führe ich entweder auf die Zufriedenheit des Publikums oder die
fehlende Wahrnehmung von Aussenwerbung zurück, oder aber erkläre sie mit dem, bei Aussenwer-
begüter angewendeten, Anzeigeverfahren (vgl. Anhang A.1.2‘Gesetze – Die formalisierten Regeln des
öffentlichen Werberaumes). Beim Anzeigeverfahren weiss das Publikum erst von einer Werbestelle,
wenn diese schon gebaut wurde. Zudem wird das Publikum in keiner Weise auf seine Möglichkeit
zur Einsprache hingewiesen. Eine Einsprache gegen die Baubewilligung bedarf somit eines verhält-
nismässig breiten Wissens über die Baurechtsgrundlagen, was an Habermas’ Zulassungskriterien zum
öffentlichem Raum erinnert:

22vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
23vgl. Interview mit BL vom 17. November 2009
24vgl. Interview mit BL vom 17. November 2009
25vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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„Bildung ist das eine Zulassungskriterium, der Besitz das andere.“ (Habermas 1976, 108)

Mit der Stadt in einen Dialog zu treten und so den öffentlichen Raum als Akteur mitzugestalten,
verlangt vom Publikum unter anderem ein fundiertes Wissen über seine demokratischen Rechte – in
diesem Fall das Recht zur Einsprache.

14.3. Zusammenfassung und Zwischenfazit

Im vorliegenden Kapitel wurde das Publikum aufgrund seines geringen Organisationsgrades als Rol-
leninhaber definiert. Die Darlegungen zeigen aber, dass Teile des Publikums ihren Organisationsgrad
erhöhen und so als Akteure den Werberaum gestalten können. In jüngerer Zeit bildeten sich auf die-
se Weise zwei prägende zivilgesellschaftliche Akteure: Die Aktion Züri malt und die IG PRG. Die
Entstehung dieser Initiativen ist zumindest teilweise auf die Unzufriedenheit der InitiantInnen mit
den Handlungsbedingungen des Zürcher Werberaumes zurückzuführen. Dies entspricht den Aussa-
gen der Vertreter der Plakatgesellschaften und der Stadt, welche annehmen, dass das Publikum die
Initiative gegen Aussenwerbung ergreifen würde, wenn es sich an Aussenwerbung störte. Damit be-
tonen die Vertreter der Plakatgesellschaften und der Stadt, die Fähigkeit des Publikums bei Bedarf
als Akteur einzugreifen. Es wird jedoch nicht berücksichtigt, dass es sich bei den zivilgesellschaft-
lichen Akteuren nur um Teile des Publikums handelt, welche nicht demokratisch gewählt wurden
und wahrscheinlich nicht das gesamte im Publikum vorhandene Meinungsspektrum vertreten kön-
ne. Das Publikum als Gesamtes hat bislang nie seinen Organisationsgrad erhöht, denn es ist ein
Rolleninhaber. Aus den Darlegungen schliesse ich, dass ein Dialog zwischen den zivilgesellschaftlich
organisierten Gruppierungen mit den Plakatgesellschaften durch die gegenseitig verhärteten Meinun-
gen unmöglich ist. Die zivilgesellschaftlichen Organisationen stellen das Wesen der Aussenwerbung,
welche ungefragt in das Blickfeld des Publikums dringt, grundsätzlich in Frage. Als Grundlage ei-
nes Dialoges zwischen den Plakatgesellschaften und dem organisierten Publikum nenne ich deshalb
die Fähigkeit der Plakatgesellschaften, grundsätzlich über Aussenwerbung nachzudenken und die Be-
reitschaft der zivilgesellschaftlichen Organisationen, Aussenwerbung nicht grundsätzlich abzulehnen.
Da diese beiden Bedingungen scheinbar nicht vorhanden sind, pflegen die Plakatgesellschaften einen
Umgang mit dem organisierten Publikum als Rolleninhaber, obwohl sie es – um die Beliebtheit von
Aussenwerbung zu messen – als Akteur bezeichnen (vgl. Kapitel 14.1 ‚Passivität des Publikums‘). Die
zivilgesellschaftlichen Institutionen wählen deshalb andere Wege, den öffentlichen Werberaum mitzu-
gestalten. Zu nennen sind die von beiden Gruppen angestrebte Sensibilisierung der Bevölkerung zum
Thema Aussenwerbung sowie die politische Einflussnahme der IG PRG. Dies führt uns zum Dialog
zwischen der Stadt und der IG PRG. Gemäss dem Vertreter der Stadt finden die Interessen der IG
PRG bislang keine Berücksichtigung in den städtischen Entscheiden, weil sie zu wenig kommuniziert
werden26. Er erwähnt die Petition für die Halbierung von Plakatstellen auf städtischen Grund, welche
gerade nach der städtischen Submissionen eingereicht wurde (vgl. Anhang A.1.1). Eventuell würde
aber bei den nächsten Submissionen auf die Interessen der IG PRG Rücksicht genommen. 27. Eine
weitere Möglichkeit des Dialoges zwischen dem Publikum und der Stadt sind die Einsprachen bei neu
erteilten Baubewilligungen für Werbestellen. Diese Möglichkeit wird sehr selten genutzt. Dies führe
ich zurück auf die Zufriedenheit des Publikums mit den städtischen Bauentscheiden oder auf die Un-
kenntnis der BürgerInnen über ihre Rechte zur Einsprache. Obwohl der Dialog zwischen der Stadt
und dem Publikum zur Zeit noch sehr schwach ausgestaltet ist, stellt er die einzige legale Möglichkeit
zivilgesellschaftlicher Mitgestaltung des Werberaumes dar. Zudem scheint die Sensibilisierung des Pu-

26vgl. Interview mit BL vom 17. November 2008
27vgl. Interview mit BL vom 17. November 2008
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blikums eine wichtige Voraussetzung zu sein, dass das organisierte Publikum aktiv den öffentlichen
Werberaum mitzugestalten vermag.
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15. Synthese: Zugänge zum öffentlichen Werberaum der Stadt
Zürich

In der vorliegenden Arbeit wird danach gefragt, wie sich der öffentliche Werberaum der Stadt Zürich
in den letzten Jahrzehnten entwickelt hat und welche Regeln und Ressourcen ihn konstituieren. Die
thematische Einbettung ist in der gesellschaftlichen Konstruktion von Raum, dem normativ aufge-
ladenen Verständnis von Öffentlichkeit sowie im Wesen der Werbung zu suchen. Wenn sich, wie im
öffentlichen Werberaum, die Grenzen zwischen dem Öffentlichen und Privaten verwischen, stellt sich
die Frage, wem Zugang zum scheinbar Öffentlichen gewährleistet wird und wer, zu Gunsten des Pri-
vaten, davon ausgeschlossen wird.
Die theoretischen Erläuterungen zeigen, dass Handlungen von bestimmten Strukturen beziehungs-
weise Regeln und Ressourcen ermöglicht oder eingeschränkt werden. Entsprechend betrachte ich den
Zugang der Akteure zum Werberaum als die Möglichkeit der durch Regeln und Ressourcen geleiteten
Mitgestaltung des betrachteten Raumes.
Meine Erkenntnisse aus der gesamten Arbeit werden nun zusammengeführt, wobei zu Gunsten einer
besseren Lesbarkeit, nur an ausgewählten Stellen auf die angesprochenen Kapitel verwiesen. Zu Be-
ginn der 1990er Jahre ist eine prägende Veränderung der Strukturen des Werberaumes in der Stadt
Zürich zu beobachten. Unter der Federführung des Amts für Reklameanlagen wurde die gesamte
Plakatierung Zürichs konzeptualisiert und vereinheitlicht. Die Plakatstandorte wurden von unwirtli-
chen Orten der Aussenquartiere an zentrale, hochfrequentierte Stellen in der Innenstadt verschoben.
Man reduzierte deren Anzahl auf öffentlichem Grund um 30%, konnte mit den neuen Plakatstand-
orten aber gleichzeitig ein Vielfaches der früheren Werbeeinnahmen generieren. Dadurch wurde eine
verstärkte Konkurrenz zwischen den auf öffentlichem Grund tätigen Plakatgesellschaften geschaffen.
Zudem wurde der bis dahin nicht regelkonform institutionalisierte Kleinplakatwerberaum ins Pla-
katierungskonzept integriert. Die Regeln und Ressourcen, welche diese Veränderungen ermöglichten,
liegen in der Vereinheitlichung der von den städtischen Behörden verfolgten Ziele und der personellen
Zusammensetzung des Amts für Reklameanlagen sowie der Stadtregierung. Als führender Akteur hat
die Stadt die Anordnung der Werbegüter nach ihren Vorstellungen umgestaltet und so ihren Einfluss
im Werberaum ausgebaut.
Die Grundidee des Paradigmenwechsels ist die „Integration der Plakate ins Stadtbild“. Während früher
die Aussenwerbung als störend empfunden wurde, vertritt die Stadt heute die Meinung, dass „Plakate
einfach zum Stadtbild gehören“. Die mit dem neuen Paradigma einhergehende Verschiebung der Pla-
kate von unwirtlichen Orten der Aussenquartiere an zentrale Orte der Innenstadt und die Auflösung
von Plakatanhäufungen führte zu einer prägnanten Wertsteigerung der Werbegüter.
Eine Folge dieser Wertsteigerung ist die heute übliche internationale Ausschreibung der städtischen
Plakatstellen. Sie bildet die Basis für die heutige Konkurrenz zwischen den Plakatgesellschaften, welche
die städtischen Flächen vermarkten. Als monopolistische Anbieterin des öffentlichen Grundes befin-
det sich die Stadt gegenüber den einander konkurrierenden Plakatgesellschaften in einer vorteilhaften
Lage. Die heutige Konkurrenzsituation kann somit als aus dem Paradigmenwechsel hervorgegangene
Ressource der Stadt verstanden werden. Die jährlichen Werbeeinnahmen der Stadt von 2.2 Millionen
Franken stellen jedoch einen sehr geringen Anteil des städtischen Gesamtbudgets dar, denn ich glau-
be, die Stadt schöpft den finanziellen Nutzen ihrer vorteilhaften Lage nicht vollumfänglich aus.
Eine weitere Auswirkung des Plakatierungskonzeptes betrifft die Baubewilligungen. Da Werbeträger
als bewilligungspflichtige Bauten gelten, wird dem für Baubewilligungen zuständigen Amt für Rekla-
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meanlagen eine grosse Entscheidungsmacht bei der Anordnung der Werbegüter zugesprochen. Meine
Untersuchungen zeigten, dass die Plakatgesellschaften regelmässig mit Baurekursen versuchen, die
Entscheidungen des Amts für Reklameanlagen vor den kantonalen oder teils gar nationalen Rekursin-
stanzen anzufechten. Vor der Implementierung des Plakatierungskonzeptes wurde die Argumentation
der städtischen Behörden gegenüber den Plakatgesellschaften sowie den kantonalen oder nationa-
len Gerichten uneinheitlich geführt. Dadurch zeigten die Baurekurse regelmässig Erfolg, womit die
Möglichkeit, Baurekurse einzureichen, eine wichtige Ressource der Plakatgesellschaften darstellten.
Mit dem Plakatierungskonzept als Beurteilungsrichtlinie für Reklamegesuche hat sich die Stadt eine
wichtige Ressource zur Durchsetzung ihrer Interessen vor den Gerichtshöfen geschaffen: Ohne dass
das Plakatierungskonzept den Charakter von Gesetzen aufweist, bildet es die Basis der städtischen
Argumentation bei Rekursfällen. Die nach dem Plakatierungskonzept ausgerichtete kohärente Dis-
kussionsführung ermöglicht der Stadt, ihren Interessen gegenüber den Plakatgesellschaften Geltung
zu verleihen. Mit der Festlegung der amtlichen Ziele und Interessen im Plakatierungskonzept erhöhte
sich die städtische Durchsetzungskraft gegenüber den Plakatgesellschaften. Entsprechend kommt den
Baurekursen als Ressource seit der Etablierung des Plakatierungskonzeptes eine geringere Bedeutung
zu.

Schon vor der Zeit, als die Stadt Kleinkulturwerbung als Element der offiziellen Aussenwerbung auf-
gefasst und entsprechende Regelungen festgelegt hat, wurde in Zürich mit illegalen Wildplakaten ein
Kleinkulturwerberaum konstituiert (vgl. Kapitel 11.2.3). Da für Kleinplakate vor den 1990er Jah-
ren keine offiziellen Stellen zur Verfügung standen, wurden sie aufgrund der grossen Nachfrage nach
Kleinplakaten im gesamten Stadtraum aufgeklebt. Diese Handlungen der KleinplakatiererInnen wider-
sprachen der städtischen Verordnung, welche das „Anbringen von Plakaten an nicht dafür bestimmten
Stellen“ verbot. Doch die Vertreter der Kleinplakatfirmen konnten nur angeklagt werden, wenn sie von
den betroffenen Hauseigentümer angezeigt wurden. Dies kam sehr selten vor. Zudem standen die wer-
betreibenden Kleinkulturinstitutionen über Kultursubventionen und Billetsteuern in enger Beziehung
mit den städtischen Behörden. Deshalb wurden die auftraggebenden Institutionen wegen der illegalen
Wildplakate nicht zu Recht gezogen. Die grosse Nachfrage nach Kleinplakaten und die Schwierigkeiten
der Stadt gegen die von ihr subventionierten werbetreibenden Firmen vorzugehen, bildeten meines
Erachtens wichtige Ressourcen für die Institutionalisierung des gegenkulturellen Kleinplakatwerbe-
raumes.
Dem routinierten Aufhängen von Wildplakaten konnte die Stadt wegen den genannten Strukturen
nicht mit einem Verbot begegnen. Die in Zeiten des Paradigmenwechsels nach Ordnung strebende
Stadt entschied sich deshalb zur Integration des Kleinplakatraumes ins Plakatierungskonzept. 1992
wurden mit den zwei grössten Kleinplakatfirmen Verträge abgeschlossen, welche die Firmen zum so-
fortigen Ende der Wildplakatierung verpflichteten, ihnen dafür aber offizielle Kleinplakatwerbestellen
zur Verfügung stellten. Durch die vertraglich festgelegte Zusammenarbeit mit den grössten Kleinpla-
katgesellschaften hat sich die Stadt Zugänge zum Kleinplakatwerberaum geschaffen: Der Kleinplakat-
werberaum wurde nach städtischem Interesse auf die offiziellen Kleinplakatwerbestellen begrenzt, für
welche die Kleinplakatfirmen Werbeabgaben entrichten. Zusammen mit ihren Vertragspartnern Alive
AG und Propaganda AG geht die Stadt zudem gegen Wildplakate vor, die trotzdem noch aufgehängt
werden. Damit versucht sie diese Form der illegalen, privaten Nutzungen des öffentlichen Raumes und
die mögliche Etablierung eines neuen gegenkulturellen Werberaumes zu unterdrücken.
Aus der Analyse kann festgehalten werden, dass dieselben Strukturen, welche für die Kleinplakatfirmen
einen ermöglichenden Charakter hatten, die Stadt in ihrem Entscheidungsspielraum einschränkten.
Erst mit der Legalisierung des privat genutzten, gegenkulturellen Raumes, hat sich die Stadt Zugänge
zum heutigen Kleinplakatwerberaum geschaffen.
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Seit der Implementierung des neuen städtischen Plakatierungskonzeptes ist ein Verstummen der par-
teipolitischen Diskussion über Aussenwerbung zu beobachten. Das Paradigma, dass Plakate einfach
zum Stadtbild gehören und dass sie gut in den Zürcher Stadtraum integriert sind, greift scheinbar so-
weit, dass Aussenwerbung heute bei den Parteien kein Thema mehr ist. Das Verstummen der Parteien
bezeichne ich deshalb als strukturelle Veränderung, weil gemäss meinen Interviewpartnern die partei-
politischen Diskussionen Ende der 1980er Jahre ausschlaggebend für die genannten Veränderungen
waren. Die Diskussionen über Aussenwerbung im Gemeinderat stellen also eine wichtige Ressource
dar, um überhaupt Veränderungen anzukurbeln und neue Zugangsmöglichkeiten zu schaffen, bezie-
hungsweise zu begrenzen.

Vor dem Paradigmenwechsel Nach dem Paradigmenwechsel
bzw. ohne Plakatierungskonzept bzw. mit Plakatierungskonzept

Plakatstandorte Plakate möglichst ausserhalb Plakate an zentralen Orten
Stadt der Innenstadt

„Plakate stören das Stadtbild“ „Plakate gehören zum Stadtbild“

Anzahl bzw. Verteilung Anhäufungen an Reduktion von 30% der
unwirtlichen Orten Grossplakate auf öffentl. Grund,

Auflösung der Anhäufungen

Nur Wildplakate Offizielle Kleinplakatstellen,
wenige Wildplakate
(Reduktion de Gesamtzahl)

Marktwert der Plakatstellen Geringer Marktwert Hoher Marktwert

Marktsituation APG als Monopolistin für Konkurrenz der Plakatgesellschaften
städtische Plakatstellen auf öffentlichem Grund

Städtisches Monopol des Städtisches Monopol des
öffentlichen Grundes öffentlichen Grundes

Städtische Ämter Widersprüchliche Ziele Interessensbündelung

Durchsetzungskraft von Grosse Durchsetzungskraft, deshalb Geringe Durchsetzungskraft, deshalb
Rekursen wichtig für Plakatgesellschaften weniger wichtig für Plakatgesell.

Kleinplakatwerberaum Gegenkultureller Kleinplakat- Kleinplakate als Teil des
werberaum städtischen Konzeptes

Politische Diskussion Starker parteipolitischer Diskurs Politischer Diskurs
über Aussenwerbung gegen Aussenwerbung nur von der IG PRG

Abbildung 15.1.: Mit dem Paradigmenwechsel einhergehende strukturelle Änderungen des Werberau-
mes. Quelle: Eigene Darstellung (2009).
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Bei der Betrachtung von Plakatstellen auf Privatgrund zeigen sich die Grenzen der städtischen Ent-
scheidungsmacht. Als Element der juristischen Teilstruktur des Werberaumes schreibt die Bestandes-
garantie für Werbeträger ihren EigentümerInnen die gesamte Entscheidungsmacht über den Abbau
beziehungsweise die Erhaltung ihrer Werbeträger zu. Dieses Element der juristischen Regeln und Res-
sourcen hat auf die Handlungen der Stadt einen einschränkenden Charakter, verunmöglicht es doch
den städtischen Behörden auf die Werbegüter des privaten Grundes Einfluss zu nehmen. Eine Än-
derung der bewilligten Plakatstellen auf privatem Grund erfolgt also einzig aufgrund der Entscheide
der GrundeigentümerInnen oder Plakatgesellschaften. Folglich ist die institutionalisierte Bestandes-
garantie eine handlungsermöglichende Struktur für die Plakatgesellschaften.
Die formale Trennung von öffentlichem und privaten Grund stellt auch im Bezug auf inhaltliche Rege-
lungen eine ermöglichende Struktur für die Plakatgesellschaften dar: Auf privatem Grund entscheiden
die Plakatgesellschaften in eigener Regie über die von ihnen publizierten Inhalte. Die Lauterkeitskom-
mission stellt dabei Empfehlungen auf, um die Aussenwerbefirmen vor juristischen Anklagen aufgrund
unlauterer Inhalte zu schützen. Auf öffentlichem Grund nimmt die Stadt ihre Entscheidungsmacht
wahr und begutachtet alle Werbebotschaften bevor sie ausgehängt werden.
Die jüngeren Entwicklungen in anderen Kantonen zeigen eine Tendenz zur Vereinheitlichung der in-
haltlichen Regelungen auf öffentlichem und privatem Grund. Mit diesem so genannten Genfer Modell
wird öffentlicher Grund und von öffentlichem Grund einsehbarer Privatgrund bezüglich der inhaltli-
chen Regelungen gleich betrachtet. Der städtische Einflussbereich auf publizierte Inhalte nimmt daher
tendenziell zu (vgl. Kapitel 12.1.4)

Neben diesen, durch den Paradigmenwechsel hervorgegangenen Strukturen, sehe ich im Geltungs-
bereich der kapitalistischen Privatwirtschaft eine im gesamten Werberaum eingelagerte ökonomische
Struktur. Die beiden Prozesse ‚Akquisition und Vermarktung‘ von Aussenwerbegüter sind unabhängig
von der Eigentumsstruktur des Grundes nach kapitalistischen Grundsätzen ausgerichtet. Als wichtigs-
tes Entscheidungskriterium für den Zuspruch städtischer Plakatierungsrechte ging aus den Interviews
einzig die Höhe der Werbeabgaben hervor. Gleiches gilt für die Akquisition von Werbestellen auf
Privatgrund oder bei der VBZ und SBB. Nichtmonetäre Faktoren, wie Sympathie, Know-How oder
Umweltengagement der Firma spielen dabei eine untergeordnete Rolle. Grundsätzlich stellt Geld die
bedeutendste Ressource bei der Akquisition neuer Aussenwerbestellen dar. Die städtischen Submissi-
onsverträge sowie jene der VBZ und der SBB beinhalten, neben den Werbeabgaben, auch Dienstleis-
tungen wie beispielsweise das Anbieten von F4 - Plakaten für Kulturinstitutionen und Politwerbung
oder den Bau von Telefonkabinen. Diese Anknüpfung von Dienstleistungen an Submissionen erschwert
kleineren Firmen den Zugang zu diesen Submissionen, denn sie verfügen weder über die personelle
noch ökonomische Kapazität, solche Dienstleistungen anzubieten. Die Grösse der Firma bezeichne
ich somit als Ressource für den Zugang zu Werbestellen der Stadt oder der öffentlichen Verkehrsmit-
tel. Bezüglich der ökonomischen Teilstrukturen kann also festgehalten werden, dass sich die Grenzen
zwischen öffentlichem und privatem Grund zu Gunsten eines privatwirtschaftlich orientierten Raums
verwischen, denn die handlungsleitenden Machtverhältnisse der Vermarktung und der Akquisition
basieren auf den Grundsätzen kapitalistischer Privatwirtschaft. Dabei haben die grössen Firmen mit
der Möglichkeit, Dienstleistungen anzubieten, Vorteile bei grösseren Submissionen.
Die Diskussion über die ökonomischen Strukturen kann jedoch nicht ohne Einbezug der sozialen Struk-
tur des Werberaumes stattfinden. Allein schon die Existenz eines Publikums im öffentlichen Raum
verstehe ich in dieser Arbeit als wichtigste soziale Ressource ohne die der Werberaum nicht konstituiert
werden könnte. Aus der Analyse ging hervor, dass bei der Berechnung der Tausend-Kontakte-Preise
einzig die Anordnung und Bewegung des Publikums im Werberaum berücksichtigt wird (vgl. Kapitel
13.2.1). Dem Interesse des Publikums und der tatächlich gespendeten Aufmerksamkeit wird mit dem
bisher einzigen Plakatforschungsprogramm SPR Plus keine Bedeutung verliehen. Somit basieren die
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gesamten Werbeeinnahmen einzig auf dem routinierten Dasein des Publikums im öffentlichen Raum
und dessen von der Werbebranche angenommenen Aufmerksamkeit für Werbebotschaften. Deshalb
betrachte ich das Publikum als Basis für die Konstitution von Werberaum und als Ressource all je-
ner, die Werbeeinnahmen generieren möchten. Es stellt sich nun die Frage, mit welchen Regeln und
Ressourcen das Publikum diesen Werberaum konstituiert beziehungsweise welche Strukturen ihm die
Gestaltung des Werberaumes ermöglichen oder verhindern.
Die Analyse der Handlungsfähigkeit des Publikums ergab zwei widersprüchliche Interpretationen des
Publikums: In Anlehnung an Jarren (2001) verstehe ich das Publikum als Rolleninhaber und schreibe
ihm nicht die strategische Handlungsfähigkeit eines Akteurs zu (vgl. Kapitel14). Aus den Interviews
hingegen wurde deutlich, dass die Plakatgesellschaften das Publikum als einen handlungsfähigen Ak-
teur bezeichen, welcher bei Bedarf die Initiative für die Gestaltung des Werberaumes ergreifen könn-
te. Unter dieser Annahme bezeichnet die Werbebranche Aussenwerbegüter als beliebt, so lange das
Publikum nicht in einen Dialog mit den Plakatgesellschaften tritt. Die Absenz einer einheitlichen
Argumentation des heterogen zusammengesetzten Publikums erlaubt demnach der Werbebranche,
Aussenwerbung als beliebt zu bezeichnen und ihre private Nutzung des öffentlichen Raumes zu recht-
fertigen. Ich bezeichne deshalb die heterogene und lose Zusammensetzung des Publikums als Struktur
mit ermöglichendem Charakter für die private Nutzung des öffentlichen Raumes der Plakatgesellschaf-
ten.
Die Möglichkeiten des Publikums zur Mitgestaltung des öffentlichen Werberaumes sind also in der
Erhöhung seines Organisationsgrades zu suchen. Dem Rolleninhaber ‚Publikum‘ entspringen damit
einzelne Gruppierungen, welche den Organisationsgrad beziehungsweise die Handlungsfähigkeit von
Akteuren aufweisen. Zwei bedeutsame zivilgesellschaftliche Initiativen des Zürcher Werberaumes ha-
be ich genauer betrachtet: Die Aktion Züri malt und die IG PRG. Die Aktion Züri malt ist eine
Gruppierung von ungefähr 30 Personen, die in einer Nacht- und Nebelaktion zahlreiche Plakate weiss
übermalte. Als Ziel der Aktion wurde der künstlerische Eingriff in den ökonomisch genutzten Werbe-
raum betont. Mit der Konsitution eines gegenkulturellen Raumes, in welchem keine Werbebotschaften
vermittelt werden, wollte man dem öffentlichen Raum mehr Öffentlichkeit verleihen und ihn im Sinne
der von allen BewohnerInnen verwalteten Allmend mitgestalten. Gleichzeitig wollte die Aktion Zü-
ri malt die Stadtbevölkerung zum Nachdenken über Aussenwerbung anregen. Die Gruppierung hat
sich durch das Umgehen der Gesetze Zugang zum Werberaum verschaffen und ihn in ihrer Weise
mitgestaltet. Da der direkte Zugang zum öffentlichen Werberaum den nichtwerbenden Personen ge-
setzlich untersagt ist, hat sich die Aktion Züri malt unter dem Deckmantel der Anonymität entgegen
der juristischen Regeln und Ressourcen Zugang zum Werberaum geschaffen. Es wurde aber auf die
Schwierigkeit hingewiesen eine solche Aktion anonym durchzuführen, denn je mehr Leute daran be-
teiligt seien, desto mehr stehe die Anonymität auf dem Spiel. Die Aktion Züri malt musste damals
entsprechend auf einen hohen Organisationsgrad und den Einbezug von noch mehr Aktivisten verzich-
ten. Folglich stellt Anonymität zwar eine Ressource für die Schaffung eines gegenkulturellen Raumes
dar, schränkt aber gleichzeitig andere Ressourcen wie die Grösse der Gruppierung oder die Höhe des
Organisationsgrades ein.
Die IG PRG ist ein im Jahr 2006 gegründeter Verein mit dem Ziel Sensibilisierungsarbeit im Bereich
der Aussenwerbung zu leisten und die Anzahl Plakatflächen im Stadtraum über den politischen Weg
zu reduzieren. 2006 reichte die IG PRG beim Stadtrat eine Petition zur Halbierung der Plakatflächen
ein, die jedoch mit 567 Unterschriften wenig Wirkung zeigte. Von Seiten der Stadt werden bislang
zivilgesellschaftliche Initiativen im Allgemeinen als zu wenig breit abgestützt befunden. Deshalb wä-
ren sie noch nicht in die Mitgestaltung des Werberaumes miteinbezogen worden. Die Stadt kann sich
aber durchaus vorstellen, bei einer nächsten Erneuerung des Plakatierungskonzeptes die Interessen
der IG PRG miteinzubeziehen. In diesem Sinne verstehe ich die politische Diskussion, beziehungsweise
den demokratischen Weg zur Einflussnahme als ermöglichende Regeln und Ressourcen des organisier-
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ten Publikums. Einschränkungen des organisierten Publikums liegen im geringen Interesse am Thema
Aussenwerbung und der damit einhergehenden schwachen Abstützung der kommunizierten Interessen.
Die Vertreter der zivilgesellschaftlichen Initiativen führten das geringe Interesse auf die Gewohnheit
der Menschen an Aussenwerbung und auf die fehlende Aufmerksamkeit für Aussenwerbung zurück.
Dieselben Strukturen haben für die Aussenwerbebranche wiederum einen ermöglichenden Charakter,
denn die zivilgesellschaftlichen Gruppierungen, welche der privaten Nutzung des öffentlichen Raumes
durch die Plakatgesellschaften abgeneigt sind, haben aufgrund ihrer kleinen Zahl an Sympatisanten
bislang nur einen sehr geringen politischen Einfluss.
Des Weiteren weisen die gewonnenen Erkenntnisse auf die Schwierigkeit eines Dialoges zwischen den
Plakatgesellschaften und dem Publikum hin. Sowohl die Aktion Züri malt als auch die IG PRG be-
schreiben Aussenwerbung als Fremdkörper im öffentlichen Raum und verlangen nach mehr Öffentlich-
keit im privatisierten Aussenwerberaum. Es zeigte sich, dass trotz der ausdrücklichen Kommunikation
bezüglich Anregungen und Wünsche der AktivistInnen, die Plakatgesellschaften einzig den destruk-
tiven Faktor der Aktion Züri malt erkennen. In ähnlicher Weise wird auch die IG PRG nicht als
Kommunikationspartner, sondern als eine sich auflehnende und damit störende Gruppierung betrach-
tet. Beide Gruppierungen werden von den Plakatgesellschaften nur in dem Masse beachtet, wie es die
Wiederherstellung der „Ursprungssituation“ nach einer Aktion verlangt. Gemäss den Vertretern des
organisierten Publikums kann ein Dialog gar nicht stattfinden, denn dazu müsste die Aussenwerbe-
branche sich selbst in Frage stellen. Ich denke, damit ein Dialog stattfinden könnte, müssten auch die
zivilgesellschaftlichen Organisationen, Aussenwerbung nicht grundsätzlich anfechten. Die gegenseitige
Verhärtung der Meinungen und die – aus Sicht der Akteure begründete – Kompromisslosigkeit der zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen und der Plakatgesellschaften betrachte ich als eine einschränkende
Struktur für beide Partien: die Plakatgesellschaften müssen Eingriffe des organisierten Publikums als
destruktiv abtun und können deren eigentlichen gesellschaftlichen Wert nicht erkennen. Gleichzeitig
verunmöglicht aber die starre Haltung der untersuchten zivilgesellschaftlichen Gruppierungen den Pla-
katgesellschaften, auf sie einzugehen. Ich denke jedoch, dass genau diese öffentliche Mitgestaltung des
Werberaumes dem öffentlichen Werberaum eine tatsächlich öffentliche Komponente verleihen könnte.
Der öffentliche Werberaum würde somit nicht nur ins architektonische Stadtbild, sondern auch zu
einem gewissen Grad in die, die Stadt bewohnende Gesellschaft „integriert“ werden.
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1. Wie haben sich Umfang und Standorte des öffentlichen Werberaumes der Stadt
Zürich in den letzten Jahrzehnten entwickelt?

Die Implementierung des Plakatierungskonzeptes im Jahr 1992 führte zu einer Verschiebung der
Plakatstandorte von unwirtlichen Orten der Aussenquartiere an zentrale Orte der Innenstadt.
Gleichzeitig wurden extreme Anhäufungen von Werbeträgern aufgelöst und die Plakate regel-
mässig verteilt und die Anzahl städtischer Plakate um 30% verringert1. Heute befinden sich im
Stadtraum Zürich um die 8300 Plakate, davon liegen 2200 Plakate auf städtischem Grund. Die
Plakate der VBZ-Wartehallen gehören nicht zu diesen 2200 städtischen Plakaten2.
Im Jahr 2006 wurde das neue Plakatierungskonzept implementiert. Es sieht eine Erhöhung der
städtischen Plakatstellen um 15% vor, welche in den wachsenden Aussenquartieren positioniert
würden. Bislang wurde die Zahl der kommerziellen Plakate erst um 1%, diejenige der Kultur-
plakate erst um 7%erhöht. Ansonsten brachte das Plakatierungskonzept 06 keine Neurungen3.
Im Verlaufe der Interviews erhielt ich den Eindruck, dass die Stadt Plakatstellen auf öffentlichem
Grund denjenigen auf privatem Grund bevorzugt. Daraus schliesse ich, dass der relative Anteil
von Plakaten auf öffentlichem Grund zur gesamten Plakatzahl zunehmen wird. Im Gegensatz
zur Anzahl Werbestellen, hat die Grösse der Werbeflächen im Laufe der letzten 50 Jahren konti-
nuierlich zugenommen. Bis 1963 stellte das F4-Plakat das grösste aller Plakate dar. 1963 wurde
es mit dem dreimal grösseren F12-Plakat ergänzt, und 1985 weitgehehend vom Cityformat F200
abgelöst. 2007 kam das F24-Plakat hinzu, welches mit einer Fläche von sechs F4 Plakaten alle
anderen übertrumpfte – ausser natürlich die Megaposter, welche ganze Hauswände bedecken.
Das verhältnismässig klein gewordene F4-Plakat wird heute fast nur noch für Kulturwerbung
oder Politwerbung eingesetzt. (vgl. Anhang

2. Welche Regeln und Ressourcen konstituieren den öffentlichen Werberaum der Stadt
Zürich?

a) Welche juristischen und natürlichen Personen profitieren vom öffentlichen Wer-
beraum?

• Die Plakatfirmen: APG, CCOP, Starplakat, Citylights, Alive AG, Propaganda AG
• Die Stadt: Sie profitiert von jährlichen Einnahmen in der Höhe von 2.2 Millionen

Franken und Dienstleistungen wie den Unterhalt der Telefonkabinen oder der F4-
Plakate.

• Die werbetreibenden juristischen oder natürlichen Personen: Sie werben entweder auf
kommerziell vermarkteten Werbestellen oder auf städtischen F4-Plakaten:

i. Kommerziell vermarktete Werbestellen: Diese Werbestellen werden von allen Pla-
katgesellschaften angeboten und nach privatwirtschaftlichen Prinzipien vermark-
tet. Sie werden genutzt von denjenigen natürlichen und juristischen Personen, die

1vgl. Interview mit HI-AfR vom 2. April 2009
2vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
3vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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sich einen Plakataushang leisten können und wollen. Wenn nicht alle Flächen
vermarktet werden können, werden die Werbestellen entweder von den Plakat-
gesellschaften für Eigenwerbung verwendet, oder aber zu ermässigten Preisen ver-
pachtet. Karitative Institutionen können ihre Werbebotschaften zu vergünstigten
Preisen aushängen lassen, haben dann aber keinen Anspruch auf einen genauen
Zeitpunkt oder Standort. Die Plakate des Zoos Zürich werden gratis ausgehängt,
sodass Plakatflächen nicht zu lange freistehen oder um einen Überhang zu ver-
meiden. Die Plakate werden teilweise auch von einzelnen Individuen gekauft: In
jüngerer Zeit waren ein arbeitsloser Herr, der mittels Aussenwerbung einen Job
suchte und die Aktion für eine kluges Zürich, welche von einem Werber durchge-
führt wurde zu beobachten.

ii. Städtische F4-Plakate: Sie werden von der APG unterhalten und stellen eine mit
den Submissionen verbundene Dienstleistung dar. Diese Plakatstellen werden fol-
genden Institutionen gratis oder zu stark verbilligten Preisen zur Verfügung ge-
stellt: Kulturinsitutionen, politische Parteien, öffentliche Ämter und lokales Ge-
werbe.

b) Welche juristischen oder natürlichen Personen werden beim Zugang zum öf-
fentlichen Werberaum ausgeschlossen oder benachteiligt?

• Juristische oder natürliche Personen, die sich aus finanziellen Gründen keinen Plaka-
taushang leisten können: Trotz der stark vergünstigten oder teils gar gratis zur Ver-
fügung stehenden städtischen F4-Plakaten stellt der für den Plakatdruck erforderliche
finanzielle Aufwand eine Hürde für die Nutzung des Werberaumes dar.

• Kleine Plakatfirmen: Für den Zuspruch von Plakatierungsrechten im Rahmen städti-
scher Submissionen müssen Dienstleistungen erbracht werden. Kleinere Firmen haben
weder die personellen noch die finanziellen Ressourcen, solche Dienstleistungen anzu-
bieten – sie werden bei der Vergabe der städtischen Werbestellen benachteiligt.

• Das Publikum: Es ist in seiner Gesamtheit nicht strategisch handlungsfähig und kann
so keinen direkten Einfluss auf den Werberaum ausüben. Einzelne Individuen oder auch
Gruppierungen des Publikums können aber über den demokratischen Weg versuchen,
den Werberaum mitzugestalten.

• Die IG PRG: Um bei politischen Entscheiden bezüglich des Werberaumes Einfluss zu
nehmen, ist die IG PRG zu wenig breit abgestützt – die Stadt nimmt die Vorschläge
der IG PRG noch nicht richtig wahr. Gleichzeitig wollen sich Plakatgesellschaften nicht
auf einen Dialog einlassen.

• Natürliche und juristische Personen, die den Werberaum mitgestalten ohne Plakat-
flächen zu mieten: Die direkte Mitgestaltung des Werberaumes, ohne Plakatflächen
zu mieten, ist allen natürlichen und juristischen Personen untersagt. Beispiele aus
jüngerer Zeit sind: Die Aktion Züri malt, der SPOER Award der IG PRG und der
Plakatkriztler von Zürich.

c) Wie sind die Machtverhältnisse zwischen den verschiedenen Akteuren ausge-
staltet?

In den nachfolgenden Graphiken sind meine zentralen Erkenntnisse über die wichtigsten Regeln
und Ressourcen des öffentlichen Werberaumes von Zürich abgebildet. Sie sind jeweils denje-
nigen Akteursgruppierungen zugeordnet, für welche sie einen ermöglichenden beziehungsweise
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einen einschränkenden Charakter aufweisen. Zusammengefasst kann festgehalten werden, dass
der Stadt – insbesondere seit den aus dem Paradigmenwechsel hervorgegangenen strukturel-
len Änderungen – die stärksten Regeln und Ressourcen zur Durchsetzung ihrer Interessen zur
Verfügung stehen. Gleichzeitig haben nur wenige Strukturen eine einschränkende Wirkung auf
ihre Handlungsfähigkeit. Solange die Stadt einen Werberaum im Stadtraum haben will, kön-
nen auch die Plakatgesellschaften ihren Interessen Geltung verleihen. Sie müssen sich aber bei
wichtigen Entscheiden an die von der Stadt vorgegebenen Regeln halten. Einem Individuum
aus dem Publikum steht einzig der demokratische Weg der politischen Einflussnahme für die
Durchsetzung seiner Interesse zur Verfügung. Einzelne Personen haben somit nur beschränkte
politische Einflussmöglichkeiten. Auch das organisierte Publikum hat bisher einen relativ gerin-
gen Handlungsspielraum. Die Unmöglichkeit eines Dialoges zwischen den Plakatgesellschaften
und dem Publikum sowie die geringe Verankerung des politischen Diskurses über Aussenwer-
bung schränken die Handlungsmacht des organisierten Publikums ein. Des Weiteren begrenzt
auch die Illegalität der Mitgestaltung des Werberaumes, ohne Miete von Werbeträgern, die
Handlungsmacht des Publikums. Insgesamt kann die Stadt als mächtigster Akteur bezeichnet
werden. Darauf folgen die grösseren Plakatgesellschaften und die Kleinplakatgesellschaften, dann
die kleineren Plakatgesellschaften und schliesslich das organisierte Publikum.

3. Inwiefern werden die öffentlichen Werberäume nach privatwirtschaftlichen und pri-
vatrechtlichen Grundsätzen konstruiert? Wer ist für die Raumkonstruktion des
Werberaumes verantwortlich?

Die öffentlichen Werberäume werden mit Ausnahme der städtischen F4-Plakate nach privat-
wirtschaftlichen Grundsätzen konstituiert.
Aus einer juristischen Perspektive basiert die Raumkonstitution nicht im gesamten Werberaum
auf denselben Grundsätzen. Die Konstitution der Werberäume von Werbestellen auf Privat-
grund basiert bezüglich Inhalten und Schutz des Eigentums (Bestandesgarantie) weitgehend auf
privatrechtlichen Grundsätzen. Bei den Werbestellen auf öffentlichem Grund legt die Stadt die
inhaltlichen Regeln fest und entscheidet, wo, wann, welche Werbestellen gebaut oder abgebaut
werden. Sie entscheidet auch von wem sie verwaltet werden. Die Konstitution des Werberaumes
nach privatrechtlichen Grundsätzen beschränkt sich somit auf den privaten Grund, während die
privatwirtschaftlichen Grundsätze im gesamten Werberaum Gültigkeit haben.
‚Verantwortung‘ ist ein Begriff, der im Werberaum fast nur in engem Zusammenhang mit den Ge-
setzen vorkommt. Untersucht wurde insbesondere die Verantwortung für Werbeinhalte, da sich
das Gespräch über die Verantwortung für Aussenwerbung im Allgemeinen, als äusserst schwierig
herausstellte. Wenn die Interviewpartner der Marktwirtschaft als Vertreter ihrer Firmen und
nicht für sich selber sprechen, beschränken sie offiziell ihre Verantwortung auf das Befolgen
gesetzlicher Grundlagen. Die Verantwortung für Werbeinhalte wird – das ist auch weitgehend
gesetzlich geregelt – auf die werbetreibenden Unternehmen abgeschoben. Mit der Bezeichung
des Publikums als ‚mündig‘, befreien sich die meisten Vertreter der Plakatgesellschaften und
der Stadt zudem von einer möglichen moralischen Verantwortung bezüglich publizierter Inhal-
te. Die Vertreter der zivilgesellschaftlichen Akteure bezeichnen sich selbst als verantwortlich
für ihre Umgebung und ihre Wahrnehmung. Dieses Verantwortungsgefühl führe auch zu ihrem
Engagement im öffentlichen Werberaum. Es kann festgehalten werden, dass einzig die zivil-
gesellschaftlichen Akteure, welche nicht dem gesamten Publikum gleichgestellt werden können,
Handlungen als direkte Folge eines – über die Gesetze hinaus gehenden – Verantwortungsgefühls
vornehmen.
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Abbildung 16.1.: Regeln und Ressourcen als Zugangsmöglichkeiten der Akteursgruppen zum Werberaum. Quelle:
Eigene Darstellung (2009).

Abbildung 16.2.: Strukturen mit einschränkendem Charakter für die Akteursgruppen des Werberaumes. Quelle:
Eigene Darstellung (2009).
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A.1. Ergänzende Darlegungen zu den Akteuren und sozialen Gütern der
Werberaumes

Ergänzende Darlegungen zu den Aussenwerbemedien

Das Weltformat F4 ist das erste Einheitsformat der Schweiz. Es wurde vom Nobelpreisträger Wilhelm Ostwald definiert
und geht von der Diagonalen des Quadratzentimeters aus. Anlässlich der Schweizer Landesausstellung kam es 1914
erstmals zum Einsatz und wurde seither konsequent auf nationaler Ebene verbreitet. Heute dienen die F4-Plakate
hauptsächlich der kulturellen oder politischen Werbung und stehen dem lokalen Gewerbe sowie städtischen Kampagnen
zur Verfügung. Die Nutzungsart dieser Plakate ist an der Farbe des Trägermaterials zu erkennen, wobei grau-aluminium
für kulturelle Werbung steht, anthrazit für politische oder kommerzielle. F4-Plakate sind neben den Kleinplakaten die
günstigsten Plakate (Liechti 2006b).
(89,5 x 128cm; unbeleuchtet, starr)(APG Affichage (a) 2009, Technische Informationen)

Das Breitformat F12 gibt es seit 1963, als man aus drei nebeneinander gestellten F4-Plakate ein zusammenhängendes
F12 Plakat formte. Meist dient es der kommerziellen Fremdwerbung nationaler oder internationaler Firmen (AöG 2007).
Als Leuchtwerbung soll es nur an Orten stehen, wo bereits eine grosse Menge künstliches Licht vorhanden ist, wobei
die Beleuchtung höchstens bis 23 Uhr eingeschaltet sein darf (Liechti 2006b).
(268,5 x 128cm; beleuchtet, unbeleuchtet, beleuchteter Rollingstar, Poster, Prismenwände)(APG Affichage (a) 2009,
Technische Informationen)

Das Cityformat F200 wurde 1985 eingeführt und dient heute vor allem der kommerziellen Fremdwerbung nationaler
oder internationaler Firmen. Mit der Ausrüstung aller VBZ-Wartehäuschen mit F200-Leuchtplakaten wurde 1987 das
erste Leuchtplakatstellennetz aufgebaut. Aktuell ist die Bestückung des Zürcher Hauptbahnhofes mit 20 beleuchteten
F200-Rollingstars(AöG 2007). Als Leuchtwerbung soll das Cityformat jedoch nur an Orten stehen, wo bereits eine
grosse Menge künstliches Licht vorhanden ist, wobei die Beleuchtung höchstens bis 23Uhr eingeschaltet sein darf
(Liechti 2006b). Das Cityformat ersetzt nach und nach das kleinere Format.
(116,5 x 170cm; beleuchtet, unbeleuchtet, beleuchteter Rollingstar)(APG Affichage (a) 2009, Technische Informationen)

Das F24 Grossformat wurde 2007 eingeführt und ist mir einer Grösse von sechs F4 Plakaten beziehungsweise eine
Fläche von 7m2 das grösste aller Plakatformate. Es löste das noch grössere G4 (vgl. Abbildung 11.1) ab und dient
meist der kommerziellen Fremdwerbung internationaler Firmen. Dieses Plakat soll nicht in Wohngebieten angewendet
werden (AöG 2007).
268,5 x 256cm (starr, unbeleuchtet)(APG Affichage (a) 2009, Technische Informationen)

Das Kleinplakat ist das älteste aller Plakate. Offiziell kleben sie an Kleinplakatstellen in Gebäuden mit öffentlicher
Nutzung, an einer der 167 Kulturplakatsäulen der Stadt Zürich oder anderen dafür bestimmten Stellen auf öffentlichem
Grund (Der Stadtrat von Zürich (b) 2002).
Format: 42 x 59.4cm / Din A2 (starr, unbeleuchtet)(Alive AG 2009, Plakataushang)

Das Wildplakat bezeichnet kein spezifisches Format und steht für alle Plakate, welche an nicht explizit für Plakate
bestimmten Stellen aufgehängt wurden. Die Wildplakatierung ist illegal, findet aber trotz städtischer Gegenmassnahmen
noch immer statt. Es handelt sich dabei meist um Plakate im Format Din A2, welche für kulturelle oder politische
Anlässe werben (Der Stadtrat von Zürich (b) 2002).

Megaposter sind mindestens 12m2 grosse Werbebilder zur Eigen- oder Fremdwerbung an Baugerüsten oder Fassaden,
die in Zürich immer zeitlich begrenzt auftreten (APG Affichage (a) 2009, Technische Informationen). Es sind so genannte
Brachezeiten von sechs Monaten in den Kernzonen beziehungsweise drei Monaten in den restlichen Gebieten einzuhalten
(Liechti 2006a). Sie dienen hauptsächlich der kommerziellen Fremdwerbung, wobei diese nur ausserhalb der Kernzonen
gestattet ist. In den Kernzonen gemäss Bau- und Zonenordnung der Stadt Zürich (Hochbaudepartement der Stadt
Zürich 2009)darf auf grossflächigen Plakaten ausschliesslich Eigenwerbung betrieben werden. Immer wieder werden
Megaposter auch als Kunstobjekte eingesetzt. Zu erwähnen sind das Sihlcity oder das Baugerüst am Zürcher Stadthaus
(AöG 2007, 10).
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A.1.1. Ergänzende Darlegungen zu den Akteuren des Werberaumes

Die Marktgesellschaft

Allgemeine Plakatgesellschaft (APG)
Die APG wurde 1900 in Genf gegründet mit dem Ziel, ein nationales Plakatschlagnetz aufzubauen. Die Geschichte
der APG ist von stetigen Wachstum gekennzeichnet. Bis 1925 wurden Filialen in Zürich, Lausanne, Luzern, Basel,
Bern, Neuchâtel, Lugano und St. Gallen aufgebaut und schon 1938 verfügte die APG über Plakatkonzessionen in mehr
als 90 Städten, 10 Gesellschaften des öffentlichen Verkehrs sowie 48 Überland- und Bergbahnen. Seit 1906 stand die
Firma ununterbrochen im Direktvertrag mit der Stadt Zürich (Imesch u. Schäfer 1993) und seit 1904 ist die APG ein
börsenkotiertes Unternehmen (Affichage AG 2009, Die Medien der Zukunft).
Im Jahre 1999 ging aus der APG die Affichage Holding hervor, womit die APG und alle bisherigen Beteiligungsge-
sellschaften finanziell wie auch organisatorisch unter einem Dach zusammengeführt wurden. Die Muttergesellschaft
Affichage Holding führte 2005 eine neue Dachmarkenstrategie ein und verpasste sämtlichen Beteiligungs- und Toch-
tergesellschaften ein einheitliches Erscheinungsbild sowie den Markenzusatz Affichage. Seither vermarktet die APG
unter der Affichage Holding die Verkehrsmittelwerbung in über 90% aller Schweizer Verkehrsbetriebe1, die eBoards
in den Schweizer Hauptbahnhöfen2 sowie die Leuchtschriften, Megaposter, Bemalungen und die Plakatwerbung im
Konzessionsbereich der SBB3. Ebenso werden die Flughafenwerbung in Genf, Basel, Lugano4, die Werbeflächen bei
Sportanlässen oder in Stadien5, Megaposter in 12 wichtigen Schweizer Wirtschaftsgebieten6 sowie Reklameanlagen in
Schweizer Berggebieten7 von der APG vermarktet. Mit der Firma Europlakat ist die Affichage Gruppe zudem in ver-
schiedenen zentral- und osteuropäischen Märkten aktiv (Affichage AG 2009, Die Medien der Zukunft).
Seit 1999 ist Jean-François Decaux Verwaltungsratsmitglied der Affichage Holding mit einer Aktienbeteiligung von
24.8% (Ducrey 1999) beziehungsweise 30% seit 2002(Sager 2007). Jean-François Decaux ist der Begründer der Aussen-
werbefirma JCDecaux S.A, welche mit 476 Millionen Euro Umsatz pro Jahr (JCDecaux AG 2008) nach Clear Channel
Outdoor (CCO 2009) die weltweit zweitgrösste Plakatfirma ist (JCDecaux AG 2009).
Schweizweit unterhält die Firma 75% aller Plakatflächen auf öffentlichem und privatem Grund und verfügt für zahlrei-
che Gemeinden einen Exklusivvertrag. Über Jahrzehnte hinweg traf dies auch für die Stadt Zürich zu. Heute, nachdem
die APG bis 2006 alleinige Werbevermarkterin des öffentlichen Grundes der Stadt Zürich war, bewirtschaftet sie die
Stadt zusammen mit der Firma Clear Channel Plakanda (Roeschlin 2006).

Clear Channel Outdoor Plakanda (CCOP)
Das Mosaik von englischen und deutschen Wörtern im Namen der Firma Clear Channel Outdoor Plakanda lässt auf
ihre Entstehungsgeschichte schliessen. Diese begann mit der Gründung der Plakatfirma Plakanda AG im Jahr 1923
(CCOP 2009). In ihren Anfängen war die Firma noch in sehr unterschiedlichen Bereichen – unter anderem Schaufens-
terdekorationen – aktiv und erst mit der Zeit spezialisierte sie sich auf Aussenwerbung8. Das eigentliche Wachstum der
Firma ist in den letzten 20-30 Jahren zu verzeichnen und in erster Linie auf den Zukauf anderer Firmen zurückzuführen.
Zu erwähnen sind die Firmen Ofex und AWI, welche 1999 zur Plakanda Gruppe gestossen sind9. Die national tätige
Firma AWI mit Schwerpunkt in Zürich war zu diesem Zeitpunkt grösser als die Plakanda und bewirtschaftete fast alle
privaten Plakatstellen in den Gärten der Rosenbergstrasse10.
Noch im selben Jahr wurde die in Zürich stark gewordene Firma Plakanda AG von der weltweit mächtigsten Aussen-
werbefirma Clear Channel Outdoor (Roeschlin 2005)) übernommen (CCO 2009). Das mächtige Mutterhaus erlaubte
weitere Zusammenschlüsse, weshalb im Jahr 2005 die Firma Plakatron mit 700 Plakatstellen und 2006 die, auf Megapo-
ster spezialisierte Firma Felice GmbH aufgekauft wurden11.
In der Folge konnte sich die CCOP auch bei der Ausschreibung der Plakatstellen auf öffentlichem Grund behaupten:

1Zuständige Tochtergesellschaft ist die Affichage Traffic, welche seit 2004 existiert. (vgl. Auskünfte von Mathias Müller,
APG-SGA-Verantwortlicher, 2009)

2Zuständige Tochtergesellschaft ist die Affichage eAd, welche seit 2001 existiert (Affichage AG 2009)
3Zuständige Tochtergesellschaften sind die Affichage Ecofer und Impacta (Affichage AG 2009)
4Zuständige Tochtergesellschaft ist die Affichage Bercher, welche seit 1991 zur Affichage gehört (Affichage AG 2009)
5Zuständige Tochtergesellschaft ist die Affichage Sportart, welche seit 2003 existiert (vgl. Auskünfte von J. Müller,

Leiter Profitcenter Sportart AG, 2009)
6Zuständige Tochtergesellschaft ist die Affichage Paron, welche seit 2001 existiert (vlg. Auskünfte von Ernst Furrer,

Geschäftsführer Paron AG, 2009)
7Zuständige Tochtergesellschaft ist die Affichage Montagne, welche seit 2008 existiert (Affichage AG 2009)
8vgl. Interview mit AV-CCOP
9vgl. Auskunft von V. Durrer, Executive Assistant des Marketing, 2009

10vgl. Interview mit AV-CCOP
11vgl. Auskunft von V. Durrer, Executive Assistant des Marketing, 2009
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Nach über 10-jähriger Konsortialvertragspartnerschaft mit der Stadt, gewann sie 2006 25% der städtischen Plakatstellen
(Roeschlin 2006). Damit wurde die CCOP wieder direkter Ansprechspartner der Stadt Zürich. 2008 erfolgte mit dem
Aufkauf der City Advertising Company AG die bislang letzte Firmenübernahme der CCOP12.
Heute bietet die CCOP in der Schweiz rund 12000 Stellen Strassenbereich, 5000 Stellen im POS-Bereich (Point-of-Sale),
1600 Stellen an Kiosken, 650 Stellen in den Flughäfen Basel und Zürich, sowie rund 1000 Plakate an Tankstellen an
(CCOP 2009, Angebot).

Unabhängige Plakatfirmen: Citylights und Starplakat
Die zwei unabhängigen Firmen Starplakat und Citylights haben im Stadtraum Zürich ein verhältnismässig kleines An-
gebot13. Keine der Firmen besitzt Konzessionen für die Bewirtschaftung des öffentlichen Grundes der Stadt, weshalb
sie ausschliesslich auf Privatgrund akquirieren(Der Stadtrat von Zürich (d) 2006).
Starplakat unterhält ein spezialisiertes Angebot, zu dem, neben Plakaten an Tankstellen und in den Haltestellen der
Glatttalbahn auch Zapfpistolenwerbung oder Posterbikereklame zählen (Rüegg 2009, 3).
Die Citylights existiert seit 1982 hat sich im auf das Segment der Ad-Screen-Werbung spezialisiert und bewirtschaftet
nur noch 60 Plakate (früher waren es bis zu 3500). Ihr Bewirtschaftungsgebiet befindet sich zwischen Central und
Tiefenbrunnen, wo sie 15 Bildschirme in Vitrinen und offenen Gastrobetrieben positionierte. Im Januar 2008 hat sich
die Firma mit einem Rekurs, den sie bis vor das Bundesgericht führte, viel Medienaufmerksamkeit verschaffen, musste
aber schliesslich ihre grossen Leuchtbildschirme Eingangs Niederdorf durch kleine mit weniger Lichtemissionen ersetzen.
Die Firma vermarktet Stellen im Niederdorf, einer von der BZO(Hochbaudepartement der Stadt Zürich 2009, Art. 43)
definierten Kernzone wo gemäss Plakatierungskonzept der Stadt Zürich keine Fremdwerbung gemacht werden dürfte14.

Kleinplakatfirmen: ALIVE & Propaganda
Die Stadt hat das Recht zur Bewirtschaftung der Kleinplakatstellen zu je 50% den zwei Kleinplakatfirmen Alive AG
und Propaganda AG zugeschrieben15. Die Alive AG wurde 1976 gegründet und ist die älteste Kleinplakatfirma der
Schweiz (Alive AG 2009, History). Während die Firma früher der Inbegriff für die organisierte Wildplakatierung war,
pflegt sie seit 1992 vertragliche Verbindungen mit der Stadt Zürich, was das Ende der von der Firma arrangierten
Wildplakatierung bedeutete16. Heute bewirtschaftet die Alive AG 4000 A2-Plakate auf 176 Kulturplakatsäulen und
einigen, noch nicht durch Säulen ersetzten Aluminiumrahmen auf öffentlichem Grund der Stadt Zürich, in 20 Outdoor
VBZ-Vitrinen, an 130 Outdoor-Abfallcontainern und in 500 Indoor-Alurahmen in szenennahen Lokalitäten (Alive AG
2009, Plakataushang). Insgesamt ergibt sich eine Fläche von ca. 1000m2. Die Propaganda AG plakatiert seit 1977 in
der Stadt Zürich, war aber lange bedeutend kleiner als die Alive AG. Sie wurde gleichzeitig wie die Firma ALIVE in
einen Konsortialvertrag der Stadt und der APG aufgenommen und bewirtschaftet daher seit 1992 die Hälfte aller Klein-
plakatstellen auf öffentlichem Grund17. Das Angebot der Propaganda entspricht in den Standorten und dem Umfang
demjenigen der Alive AG (Propaganda AG 2009).

Verkehrsbetriebe Zürich: “Ich bin auch eine Plakatfirma“
Mit der Firma VBZ Traffic Media produziert und unterhält die VBZ (Verkehrsbetriebe Zürich) in und an ihren öffentli-
chen Transportmitteln Plakatflächen und vermarktet diese in eigener Regie. Seit 1940 werden Trams mit Hängekartons
bestückt, mit dem Ziel durch Werbeeinnahmen die Billetpreise zu senken. Heute vermarktet die Firma eine Fläche von
ca. 4100m2. Diese Zahl stellt sich zusammen aus 4000 Fenstertransparenten, 7km Dachreklame auf Trams, 340 Traffic
Light Posters, 300-350 Heckwerbungen an Bussen und 12363 Hängekartons. Hinzu kommen die beleuchteten Plakate
an den Tram- und Buswartehäuschen, sowie die Plakatstellen an den Tramdepots welche der VBZ gehören, aber von
der APG beziehungsweise der CCOP vermarktet werden18.

Schweizerische Bundesbahnen (SBB) Die SBB stellen insgesamt 8000 Plakatflächen, 130 Leuchtreklamen und elf
Megaposter an allen Schweizer Bahnhöfen zur Verfügung. Im Gegensatz zur VBZ vermarktet sie die Plakatstellen aber
nicht in eigener Regie, sondern überlässt die Vermarktung einer Plakatgesellschaft. Seit Jahrzehnten sind die Affichage-
Firmen Ecofer und Impacta für die Verwaltung der SBB-Plakatflächen zuständig und weil der Vertrag gerade im Januar
2009 erneuert wurde, wird sich das auch in näherer Zukunft nicht ändern (Medienstelle der SBB 2007).

12vgl. Auskunft von V. Durrer, Executive Assistant des Marketing, 2009
13vgl. Interview mit JK-CL vom 3. Juni 2009
14vgl. Interview mit JK-CL vom 3. Juni 2009
15vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
161992 stand die Alive AG im Konsortialvertrag mit der Stadt Zürich und der APG und seit 2003 hat sie einen

Kultursäulen-Pachtvertrag mit der Stadt Zürich (Alive AG 2009, History).
17vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
18vgl. Interview mit PS-VBZ vom 15. April 2009
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Lauterkeitskommission Die Lauterkeitskommission versteht sich als Selbstregulierungsorgan der Werbebranche und
stellt eine Schnittstelle zwischen den Branchen und den Gerichten dar. Ihr Vorstand ist paritätisch zusammengesetzt,
besteht aber weitgehend aus Vertretern der Werbebranche, weshalb sie hier auch als Akteur der Marktgesellschaft be-
schrieben wird. Die Stadt Zürich ist einzig mit dem Büro für Gleichstellung vertreten (Lauterkeitskommission 2008).
Um die Werbebranche vor zivilgesellschaftlichen Vorwürfen zu schützen, legt die Lauterkeitskommission zusammen mit
der Werbebranche und teils auch mit zivilgesellschaftlichen oder staatlichen Institutionen Grundlagen zur Inhaltsbeur-
teilung fest19.
Als Akteur kann sie nur bedingt betrachtet werden, denn sie reagiert immer erst im Nachhinein, wenn die Plakate schon
ausgehängt sind. Teils dauern die Abklärungen gar so lange, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung eine als nicht lauter
befundene Werbekampagne schon nicht mehr aktuell ist. Ihre Tätigkeit beschreibt sie als Erziehungsmassnahme der
Plakatgesellschaften und Sanktionen kennt die Lauterkeitskommission keine. So empfiehlt sie den Plakatgesellschaften
auf freiwilliger Basis, bestimmte von ihr festgelegte Inhalte nicht mehr aufzuhängen beziehungsweise wieder abzuhän-
gen. Da die Plakatgesellschaften normalerweise die von ihr erteilten Ratschläge befolgen, werden sowohl die staatlichen
Gerichte entlastet als auch die Existenz einer vom Publikum weitgehend unanfechtbaren Werbebranche erhalten20.

Akteure der öffentlichen Hand
Kommunale Ebene
Vier Departemente der Stadt Zürich nehmen eine aktive Rolle im Werberaum ein. An erster Stelle ist die dem Hoch-
baudepartement angegliederte Dienstabteilung Amt für Reklameanlagen für die Aussenwerbung zuständig. Sie erteilt
Baubewilligungen für neue Reklameanlagen an Stellen, wo es das 1992 beziehungsweise 2006 eigen erarbeitete Gesamt-
konzept erlaubt oder weist andernfalls die Gesuche zurück.
Manche Reklamegesuche bedürfen der Begutachtung weiterer städtischer Stellen, wie zum Beispiel der Denkmalpflege,
der Dienstabteilung Verkehr oder der Grünstadt Zürich, welche allesamt zum Tiefbaudepartement gehören (Genner
2009). Für die Kleinplakatierung ist das Tiefbauamt von besonderer Bedeutung, weil die ihm angegliederte Stelle Ent-
sorgung und Recycling seit 2004 Besitzerin der bald 16000 Zürisack-Containers ist, von denen einen kleinen Teil neben
der Abfallentsorgung auch Werbefläche für Kleinplakate verwendet werden (Der Stadtrat von Zürich (c) 2003)21.
Zudem verfügt die Stadt über die, für kulturelle und politische Werbung bestimmten F4-Plakate. Das Präsidialde-
partement ist die zuständige Stelle, für die Beurteilung der eingehenden Gesuche von Kulturunternehmen, welche die
F4-Kulturplakate gratis nutzen möchten22.
Schliesslich übernimmt das Polizeidepartement die Durchführung von Sanktionen bei Verstössen gegen die gesetzlich
oder verordnungsgemäss festgelegten Grundlagen der Stadt Zürich und legt über die Dienstabteilung Verkehr Grund-
sätze über das Anbringen von Aussenwerbeanlagen im Strassenbereich fest (AG.B.W.S 2009).

Kantonale Ebene
Der Kanton ist, als Eigentümer des öffentlichen Grundes der Kantonsstrassen, Verpachter von Werberaum in der Stadt
Zürich.
Reklamen gehören nach der Definition des Regierungsrates zu den Bauten und Anlagen im Sinne des Planungs- und
Baugesetzes (Regierungsrat des Kantons Zürich 1977, Art. 1.b)(Regierungsrat des Kantons Zürich 2007), weshalb
Aussenwerbeanlagen im Sinne der Bauverfahrensverordnung beurteilt werden. Folglich benötigen Bauten mit Bean-
spruchung des kantonalen Grundes neben der Baubewilligung eine Konzession, welche nur vom Kanton erteilt werden
kann (Regierungsrat des Kantons Zürich 2004, Art. 1.1.1). Die Aufgabe des Kantons liegt also in der Beurteilung des
Baugesuches und der Vergabe von Konzessionen.
Die Baurekurskommission und das Verwaltungsgericht sind weitere öffentliche Instanzen welche auf kantonaler Ebene
Einfluss auf den Werberaum ausüben. Die Baurekurskommission ist die erste Instanz, an welche sich AntragstellerIn-
nen für die Errichtung neuer Plakatflächen wenden, falls sie gegen einen Entscheid des Amts für Städtebau oder der
kantonalen Behörden Rekurs erheben wollen. Sollte auch der Entscheid der Baurekurskommission angefochten werden,
wird das Gesuch an das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich weitergeleitet (Die Baurekurskommission des Kantons
Zürich 2009).

Nationale Ebene
Der Bund ist Begründer der nationalen Gesetze und Verordnungen und deshalb als Akteur zu bezeichnen. Die Signa-
lisationsverordnung (Der Schweizerische Bundesrat (i) 2008) wie auch das Bundesgesetz über die Schweizer National-
strassen(Der Schweizerische Bundesrat (g) 2008) nehmen direkt auf Reklameanlagen im Strassenraum Bezug und legen

19vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
20vgl. Interview mit MS-LKK vom 19. April 2009
21vgl. Interview mit SG-ALIVE vom 6. April 2009
22vgl. Interview mit BL-AfR vom 17. November 2008
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somit nationale Richtlinien fest.
Eine sehr wichtige Instanz im heutigen Werberaum ist die Wettbewerbskommission (WEKO), welche als unabhängige
Bundesbehörde für die Bekämpfung schädlicher Kartelle, für die Missbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Un-
ternehmen und schliesslich für die Verhinderung staatlicher Wettbewerbsbeschränkungen zuständig ist (Stoffel 2009).
Die aktuelle Situation im Schweizer Werbemarkt ist geprägt von einem ungleichen Duopol der APG und der CCOP.
Entsprechen griff die WEKO im Jahr 1999 ein und empfahl den Kantonen, die Ausschreibung von Pachtverträgen zur
Aussenwerbung im offenen Verfahren durchzuführen. Damit wollte sie die wettbewerbsschädlichen Exklusivverträge der
APG begrenzen und eine Monopolisierung der APG verhindern. Entsprechend hat die Stadt Zürich im Jahr 2006 zum
ersten Mal ihre Stellen öffentlich ausgeschrieben (Die Schweizerische Wettbewerbskommission 1999).
Neben diesen Akteuren wird das Bundesgericht als oberste nationale Rechtsinstanz in seltenen Fällen für die Bearbeitung
von Baurekursen in Anspruch genommen (Die Baurekurskommission des Kantons Zürich 2009). Zudem veröffentlichte
das Bundesamt für Umwelt als weiterer Akteur im Jahr 2005 seine Empfehlungen zur Handhabung von Lichtemissionen
unter anderen bei Leuchtwerbung und nahm somit am öffentlichen Diskurs über Aussenwerbung teil (Klaus u. a. 2005,
37).

Die Zivilgesellschaft
Vereine und Interessensgemeinschaften
Die Interessengemeinschaft Plakat | Raum | Gesellschaft (IG PRG) wurde am 29. März 2006 anlässlich des städtischen
Entscheides für eine Erhöhung der Plakatstellen auf öffentlichem Grund als Verein mit Sitz in Zürich gegündet (IG
PRG 2006, 1). Seither zählte sie neben dem vierköpfigen Vorstand konstant rund 20 Mitglieder23. Zweck der IG PRG
ist gemäss Art.2 ihrer Vereinsstatuten „die Reduktion der von öffentlichem Grund aus sichtbaren Werbeflächen in Stadt
und Kanton Zürich im Sinne einer Aufwertung des öffentlichen Raums. Langfristiges Ziel ist eine Stadt und ein Kanton
grundsätzlich ohne Aussenwerbung.“(IG PRG 2006, 1)
Die IG PRG ist schweizweit die einzige zivilgesellschaftliche Organisation mit zentralem Fokus auf das Thema Aussen-
werbung und stellt auch im europäischen Vergleich eine Besonderheit dar. Sie überreichte im Jahr 2006 der damaligen
Zürcher Stadträtin Kathrin Martelli eine Petition mit 567 Unterschriften für die Halbierung der Plakat-Aussenwerbung
IG PRG (d) (2007). Ferner kommuniziert der Verein seine Interessen auf seiner Homepage24, über Medienauftritte in
Zeitungen oder werbespezifischen Zeitschriften wie beispielsweise Persönlich oder Werbewoche sowie mittels direkter
Kontaktaufnahme mit Akteuren im In- und Ausland25. Als Instrument zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für das
Thema Aussenwerbung schreibt die IG PRG jährlich den so genannten S.P.Ø.R.-Award für das, von den Teilnehmern am
schönsten gestaltete Plakat im öffentlichen Raum aus (IG PRG (b) 2009). Zudem verwaltet die Interessensgemeinschaft
auf ihrer Homepage das im deutschsprachigen Raum wohl grösste Informationsportal zum Thema Aussenwerbung26.
In der öffentlichen Plattform Stadtlabor werden Themen der Stadtentwicklung kritisch debattiert. Die Plattform setzt
sich zwar nicht direkt mit Aussenwerbung im Stadtraum auseinander, doch engagiert sie sich für eine Mitgestaltung
der öffentlichen Räume der Stadt Zürich durch die Zivilgesellschaft und fördert die Vernetzung zivilgesellschaftlicher
Akteure (Oehler 2005).

Natürliche Personen
Seit Jahren werden Werbeplakate und Baustellenabschrankungen der Stadt Zürich regelmässig von einer unbekannten
Person mit mysteriösen Sprüchen versehen. Geschrieben sind die Sprüche stets mit einem ähnlichen blauen Filzstift,
weisen dieselbe Verbundsschrift auf, sind gut lesbar und gleichen sich jeweils in ihren Inhalten. Sie befinden sich vor-
wiegend auf Plakaten zwischen dem Hauptbahnhof und dem Bahnhof Stadelhofen. Die Texte kombinieren Bibelstellen
mit politischen Stellungnahmen und Anspielungen auf das Zeitgeschehen. Ein weiteres Markenzeichen der Sprüche sind
die verspielt gestalteten i-Punkte in Herzchen- oder Davidsternform.Sträuli u. Michel (2008) befassten sich im Rahmen
einer wissenschaftlichen Studie mit den über 300 gesammelten Texten und stellten fest, dass sich der «Plakatschreiber»
regelmässig in den Medien über das Weltgeschehen informiert und eine Beziehung zur Politik zu haben scheint. Die
Sprüche sind durchsetzt mit Wörtern aus dem Englischen, Hebräischen und sogar Japanischen, was auf eine gute Bil-
dung des Urhebers schliessen lässt. Manchmal werden in den Botschaften auch Worte des Werbetextes aufgenommen
und repetiert. Zu einem eindeutigen Resultat über die unbekannte Person kamen die Forscher nicht, und auch die APG,
welche an den betroffenen Orten eine verstärkte Kontrolle einsetzte, hat noch nie mehr beobachten können als die schon
vollendeten Schriften (Sträuli u. Michel 2008).
Hinzu kommt eine anonyme Gruppierung, die in der Nacht auf den 20. September 2005 mit weiss überpinselten und
aus Leuchtkästen entfernten Plakaten auf sich aufmerksam machte. Nach der Aktion berichtete die Gruppierung in ei-

23vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
24www.plakat-raum-gesellschaft.ch
25vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
26vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
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ner anonymen Pressemitteilung, dass die bei der Übermalung der Plakate entstandene weisse Fläche zur fantasievollen
Gestaltung der öffentlichen Räume anregen und die Bevölkerung auf die zunehmende Flut von Aussenwerbung aufmerk-
sam machen sollte. Zudem wurden ästhetische Motive und Interessen an einer kunstvollen Gestaltung des öffentlichen
Raues erwähnt (Aktion Züri malt). Die Aktion nannte sich Aktion Züri malt und wurde seither nicht wiederholt. Für
den Sachschaden, welcher gemäss APG im fünfstelligen Bereich liegt, wurde von der APG Anzeige erhoben (Tagblatt
der Stadt Zürich 2005).
Regelmässig können auch einzelne Schriftzüge, Bemerkungen zu den Plakatinhalten oder kleinere Übermalungen auf
den Plakaten beobachtet werden. Auch hier handelt es sich um anonyme Akteure, die ihre Meinungen im öffentlichen
Werberaum bekannt machen27. Im internationalen Kontext kennt man die von den erwähnten Akteure vollzogenen
Handlungen unter dem Namen Adbusting oder Guerilla-Aktionen schon seit den 1960er Jahren. Damals entstand eine
werbekritische Bewegung, die mittels gezielter Verfremdung von Werbebotschaften Kritik an der Kommerz- und Kon-
sumgesellschaft ausübte (Aktion Züri malt).
Neben diesen anonymen, meist illegalen Auftritten im öffentlichen Werberaum, nutzen in äusserst seltenen Fällen auch
namentlich bekannte natürliche Personen den Werberaum. Ein Beispiel ist ein arbeitsloser Herr, welcher im April 2009
auf Plakaten die Öffentlichkeit unter Angabe seiner Telefonnummer um Arbeit gebeten hat. Sein (Werbe)Spruch lautete:

„Lassen sie mich nicht hängen, geben sie mir einen Job!“

Abbildung A.1.: Jobsuche einer natürlichen Person mittels Plakatwerbung. Foto: Christian Haenggi 2009, Zürich

Die Aktion für ein kluges Zürich machte erstmals im Herbst 2007 auf sich aufmerksam: Weisse Kleber mit Fragen zum
Sein und Tun der Zürcher Bevölkerung riefen die Zürcher auf, über sich nach zu denken. Die Kleber fanden sich an
Laternenmasten, an Abfallcontainern und weiteren festen Gegenständen im öffentlichen Stadtraum. Als Absender stand
einzig “Aktion für ein kluges Zürich”. Nachdem er neben tausenden von Klebern, auch auf Plakaten und e-Boards im
Hauptbahnhof seine Fragen veröffentlichte, outete sich der Urheber im Juli 2009. Beim Initianten der Aktion handelt
es sich um den Werber und Autor Thomas Meyer. Anlass der Bekanntgabe seines Namens ist die Vernissage in der
Wiedikoner Galerie Madhairstyling, welche im Juli 2009 Meyers Fragen ausstellt und seine Plakate und Kleber als
Kunstobjekte zum Verkauf anbietet.
Die Aktion wurde von der APG unterstützt und wird auch nach der Bekanntgabe des Urhebers weitergeführt Mad
Gallery (2009). Zu seiner Aktion sagt Meyer:

„Ich will die Zürcher mit meinen Fragen dazu bewegen, mehr über sich nachzudenken, und Zürich so
klüger machen.“Mad Gallery (2009)

A.1.2. Gesetze – Die formalisierten Regeln des öffentlichen Werberaumes
Die kommunale Ebene ist vertreten durch den Regierungsrat der Stadt Zürich, welcher keine Gesetze sondern nur
Verordnungen festlegt. In der Stadt Zürich regeln die Verordnung über das Anbringen von Reklameanlagen auf öffent-
lichem Grund (VARöG) (Der Stadtrat von Zürich (e) 2008) und das Plakatierungskonzept der Stadt Zürich(Liechti
2006b) die einheitliche Beurteilung von Reklamegesuchen. Das VARöG und das Plakatierungskonzept sind jedoch keine
Rechtsquellen, an welche sich die Gerichte zu halten haben. Deren Wirkungskraft entspricht gemäss kantonalem Verwal-
tungsgericht, derjenigen einer Verwaltungsverordnung, welche bei einem Verwaltungsgerichtsentscheid kein Gewicht hat

27vgl. Interview mit CH-IGPRG vom 18. April 2009
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(Verwaltungsgericht des Kantons Zürich 2004, 145). Insbesondere bei Rekursen kommt dieser Sachverhalt zum tragen,
denn bei der Verweigerung oder Erteilung einer Bewilligung durch das Verwaltungsgericht darf der Stadtrat folglich
nicht auf das Konzept oder das VARöG verweisen, sondern muss im Einzelfall seinen Entscheid rechtfertigen können
(Verwaltungsgericht des Kantons Zürich 2004, 145).
Das Plakatierungskonzept gilt somit einzig als Richtlinier für die einheitliche Beurteilung von Baugesuchen und ist nicht
als Gesetz zu verstehen. Für Einsprachen gilt die vom Hochbaudepartement festgelegte Rekursauflage:

„Planungsgrundlagen werden nach deren Festsetzungsbeschluss veröffentlicht. Einsprachen gegen die Fest-
setzung können innert 30 Tagen nach der Publikation im städtischen und kantonalen Amtsblatt bei der
Rechtsmittelinstanz (Baurekurskommission des Kantons Zürich) eingereicht werden.“ (Martelli 2009, Re-
kursauflagen)

Bauvorhaben für Reklameanlagen müssen weder ausgesteckt noch öffentlich publiziert werden, denn die Baubewilli-
gung für Reklameanlagen wird in der Stadt Zürich im Anzeigeverfahren gemäss Artikel 13 der Bauverfahrensverordnung
erteilt. Dieses Verfahren ist eine vereinfachte Form des ordentlichen Verfahren, welche bei Bauvorhaben von unterge-
ordneter Bedeutung angewendet wird und von der Pflicht zur Aussteckung und öffentlichen Bekanntmachung befreit.
Das Anzeigeverfahren wird grundsätzlich dann angewendet, wenn keine zum Rekurs berechtigenden Interessen Dritter
berührt werden, wobei das örtliche Bauamt entscheidet, bei welchen Bauvorhaben das Anzeigeverfahren angewendet
wird. Interessanterweise handelt es sich bei den im Anzeigeverfahren beurteilten Bauten einzig bei den Reklamean-
lagen eindeutig um ein kommerzielles Bauvorhaben. Die anderen in diesem Verfahren beurteilten Bauten scheinen
hauptsächlich privaten, nicht kommerziellen Zwecken zu dienen(Regierungsrat des Kantons Zürich 1997, Art. 13,14).
Diese Regelung gilt ausschliesslich für Plakatstellen auf privatem oder städtischem Grund. Auf kantonalem Grund wird
bei Reklameanlagen das ordentliche Verfahren angewendet, d.h. die Reklameanlagen müssen 30 Tage lang ausgesteckt
werden. Ein Bauvorhaben gilt als bewilligt, wenn keine der zuständigen Institutionen innert dieser Frist eine andere
Anordnung trifft (Regierungsrat des Kantons Zürich 2007, Art. 309 Abs. 1). Mit der Bewilligung erhält das Bauvor-
haben die formale und materielle Rechtsgültigkeit, womit es von der öffentlichen Instanz ohne dringliche Vorwände
unanfechtbar wird28. Diese materielle und formale Rechtgültigkeit ist eine Bestandesgarantie für Reklameanlagen.

Für die Analyse des Zugangs zum öffentlichen Werberaum ist der Artikel 22 der Polizeiverordnung von grundlegender
Wichtigkeit, denn er verbietet generell das Anbringen von Plakaten auf öffentlichem Grund oder öffentlichem Eigentum.

„Unberechtigten ist das Anbringen von Anzeigen, Inschriften und Plakaten auf öffentlichem Grund und an
öffentlichem Eigentum untersagt. Personen, die „wild“ plakatieren, werden bis Ende des laufenden Jahres
im Ordnungsbussenverfahren gebüsst. Danach werden sie beim Polizeirichteramt verzeigt. Sie werden mit
massiv höheren Bussen rechnen müssen und zusätzlich die Verfahrenskosten zu tragen haben. Auftraggeber
wie etwa Plakatfirmen können gegebenenfalls wegen Anstiftung zu unberechtigtem Plakatieren gebüsst
werden.“ (Der Stadtrat von Zürich (a) 2001, Art. 22)

Des Weiteren hat das Polizeidepartement der Stadt Zürich mit den Kantonen Aargau, Baselland, Bern, Luzern und
Solothurn ein interkantonales Merkblatt für Reklamen im Strassenraum ausgearbeitet, an welches sich die Stadt Zürich
hält (AG.B.W.S 2009).

Auf kantonaler Ebene gilt das Bau- und Planungsgesetz, welches Reklamen als Bauten und Anlagen definiert (Re-
gierungsrat des Kantons Zürich 1977, Art. 1f) und für solche eine Baubewilligung und eine Konzession verlangt (Regie-
rungsrat des Kantons Zürich 2004, Art. 1.1.1). In der Stadt Zürich gelten diese Bedingungen jedoch nur auf kantonalem
Grund, also entlang der Kantonshauptstrassen.
Daneben spielt der Kanton eine wichtige Rolle bei Baurekursen, welche immer von der kantonalen Baurekurskommissi-
on beurteilt werden. Diese hält sich im Falle eines Rekurses an das Planungs- und Baugesetz des Kantons Zürich (Die
Baurekurskommission des Kantons Zürich 2009).

Der Bund legt den gesetzlichen Rahmen auf nationaler Ebene fest. Es handelt sich um Gesetze über die Standorte
und die Form von Reklamen im Strassenbereich, sowie um inhaltliche Auflagen. Erstere sind gegeben durch Art. 6 des

28vgl. Auskünfte von R. Polentarutti, Stv. Leiter Recht, Generalsekretariat der Baudirektion ZH, 2009
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Strassenverkehrsgesetzes29, Art. 95 – 100 der Signalisationsverordung (Der Schweizerische Bundesrat (i) 2008, Art. 94
– Art. 100) und Art. 53 des Nationalstrassengesetzes30.
Die Inhalte von Reklamen tangierende Gesetze sind das Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (HMG)31,
das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)32, die Preisbekanntgabeverordnung und Werbevorschrif-
ten für gebrannte Wasser33. Auch das Markenschutzgesetz tangiert Werbeinhalte und genehmigt die Verwendung von
Markenzeichen ausschliesslich dem Zeicheninhaber34. Ein besonderer Artikel ist Art. 8 des Energiegesetzes, welchereine
einheitliche und vergleichbare Angabe des spezifischen Energieverbrauchs von bestimmten, serienmässig hergestellten
Anlagen, Fahrzeugen und Geräten verlangt. Es ist der einzige Gesetzesartikel, der eine positive Angabepflicht (Deklara-
tionspflicht) für Werbung enthält. Interessanterweise konnte auch mit aufmerksamem Suchen keine derartigen Angaben
auf Plakten beobachtet werden. Diese positive Inhaltsangabe wird folglich nicht so ernst genommen wie die negativen
Pflichen der anderen Gesetze – also Verbote von bestimmten Inhalten (Der Schweizerische Bundesrat (d) 1998, Art. 3).
Das Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen regelt den lauteren Wettbewerb zwischen den
Plakatgesellschaften und setzt in Anbetracht des überdurchschnittlich hohen Marktanteils der APG von 75% wichtige
Rahmenbedingungen für die Wettbewerbserhaltung (Der Schweizerische Bundesrat (c) 1995).

A.1.3. Gewichtungkriterien für die Berechnung des TKP’ einer Werbestelle
Der im Beachtungsraum zurückgelegte Weg von PassantInnen, wird nach vier Kriterien gewichtet:

1. Der Durchgangswinkel, mit dem sich eine Person an einer Werbestelle vorbei bewegt: < 45◦: frontaler Kontakt
(Gewichtung 1), > 45◦ und <110◦: Parallelkontakt (Gewichtung 0.3), > 110◦: kein Kontakt (Gewichtung 0)

2. Die Passagegeschwindigkeit in km/h: =<10km/h: Fussgänger (Gewichtung 1), > 10km/h Autofahrer (Gewich-
tung 0.3)

3. Die Tageszeit des Kontaktes: beleuchtet: 24h Kontakt (Gewichtung 1 für alle Passagen), unbeleuchtet: Kontakt
von 6h – 20h(Gewichtung 1 für Passagen zwischen 6h-20h und Gewichtung 0 für Passagen zwischen 20h-6h)

4. Die Häufung der Werbestellen in der näheren Umgebung (1 Stelle: Gewichtung 1, 2 Stellen: Gewichtung 0.8, 3
Stellen: Gewichtung 0.65, 4 Stellen: Gewichtung 0.5)

29Im Bereich der für Motorfahrzeuge oder Fahrräder offenen Strassen sind Reklamen und andere Ankündigungen un-
tersagt, die zu Verwechslung mit Signalen oder Markierungen Anlass geben oder sonst, namentlich durch Ablenkung
der Strassenbenützer, die Verkehrssicherheit beeinträchtigen könnten. Der Bundesrat kann Reklamen und andere
Ankündigungen im Bereich von Autobahnen und Autostrassen gänzlich untersagen (Der Schweizerische Bundesrat
(m) 2009, Art. 6).

30Im Bereiche der Nationalstrassen sind Reklamen und Ankündigungen nach Massgabe des Strassenverkehrsgesetzes
vom 19. Dezember 1958 untersagt (Der Schweizerische Bundesrat (g) 2008, Art. 53).

31Grundsätzlich zulässig ist Werbung für alle Arten von Arzneimitteln, sofern sie sich ausschliesslich an Personen
richtet, die diese Arzneimittel verschreiben oder abgeben und Publikumswerbung für nicht verschreibungspflichtige
Arzneimittel. Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen für die Bekanntgabe von Preisvergleichen für verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel. Er kann zum Schutz der Gesundheit und zum Schutz gegen Täuschung die Werbung
für bestimmte Arzneimittel oder Arzneimittelgruppen beschränken oder verbieten sowie für die grenzüberschreitende
Werbung Bestimmungen erlassen (Der Schweizerische Bundesrat (k) 2009, Art. 31, Art. 32)

32Werden Preise oder Preisreduktionen in der Werbung angezeigt, so richtet sich deren Bekanntgabe nach den vom
Bundesrat zu erlassenden Bestimmungen (Der Schweizerische Bundesrat (e) 2007, Art. 17)

33Verboten ist die Werbung für gebrannte Wasser in und an öffentlichen Zwecken dienenden Gebäuden oder Gebäudetei-
len und auf ihren Arealen, in und an öffentlichen Verkehrsmitteln, auf Sportplätzen sowie an Sportveranstaltungen,
an Veranstaltungen, an denen vorwiegend Kinder und Jugendliche teilnehmen oder die vorwiegend für diese be-
stimmt sind (Der Schweizerische Bundesrat (l) 2009).

34Der Markeninhaber kann anderen verbieten, ein Zeichen zu gebrauchen, das nach Artikel 3 Absatz 1 vom Marken-
schutz ausgeschlossen ist, so insbesondere das Zeichen auf Geschäftspapieren, in der Werbung oder sonst wie im
geschäftlichen Verkehr zu gebrauchen (Der Schweizerische Bundesrat (f) 2008, Art. 13e).
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A.2. Beispiel eines Leitfadens für die Experteninterviews

Vor dem Interview wurde jeweils abgeklärt, ob die Interviewpartner mit der digitalen Aufzeichnung des Interviews
einverstanden sind und die gemachten Aussagen im Rahmen der Masterarbeit veröffentlicht werden dürfen.

Persönliche Position im Werberaum

• Was sind Ihre Aufgaben?

• Mit welchen Institutionen/Akteuren haben Sie zu tun? Mit welchem Ziel?

– Mit städtischen, kantonalen, nationalen Ämtern?

– Mit welchen Plakatgesellschaften oder anderen Unternehmen?

– Mit zivilgesellschaftlichen Akteuren?

• Könnten Sie die Beziehungen, welche die verschiedenen Akteure/Institutionen des Werberaumes untereinander
haben aufzeichnen?

Regeln und Ressourcen

• Akquisition

– Wie sieht ein Akquisitionsprozess aus?

– Verwalten sie Werbeflächen auf öffentlichem/privaten Grund?

• Verträge

– Mit welchen Unternehmungen und Privatpersonen pflegen Sie vertragliche Beziehungen?

∗ Mit Plakatgesellschaften?

∗ Mit Immobilliären?

∗ Mit Privatpersonen?

∗ Mit der Stadt?

– Wie sind diese Verträge ausgestaltet?

∗ Was beinhalten sie? Werbeinhalte, Grösse der Fläche, Preis, Ort

∗ Wie lange sind sie gültig? Wie werden sie verlängert?

∗ Was verdienen die GrundeigentümerInnen? Wie werden die Preise festgelegt?

∗ Unterhalten Sie auch Verträge mit anderen Plakatfirmen? Weshalb? Nutzen?

– Haben sie Verpflichtungen politische, kulturelle oder gemeinnützige Werbung zu machen? Auf öffentlichem
oder privatem Grund?

– Werden auf städtischem Grund eine bestimmte Anzahl F4-Plakate für das lokale Gewerbe oder Kultur-
schaffende zur Verfügung gestellt?

∗ Was sind die Nutzungsbestimmungen der F4 Plakate?

∗ Werden diese F4 Plakate auch vom lokalen Gewerbe benutzt? Zu wie viel Prozenten und unter
welchen Bedingungen?

∗ Wie wird lokales Gewerbe definiert?

∗ Was passiert, wenn zu wenig Anfragen vom lokalen Gewerbe kommen?

∗ Gibt es andere Institutionen/Privatpersonen, welche diese F4 Plakate auch zu vergünstigten Bedin-
gungen benutzen dürfen?

– Müssen Sie jeweils Werbegaben begleichen für Plakatstellen auf öffentlichem/privatem Grund, wem?

– Haben sie Verträge mit der VBZ, der SBB oder anderen Institutionen der öffentlichen Hand?
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∗ Unterscheiden sich diese Verträge in ihrer Art (Werbeinhalte, Plakatgrösse), von Verträgen mit
Privaten?

– Sind die Verträge, welche Sie mit der Stadt haben, öffentlich einsichtbar? Und die Verträge mit Privaten?

• Gesetze

– Welche Gesetze beeinflussen Ihre Arbeit im Raum Zürich direkt?

∗ Welche Institutionen beeinflussen die Reklamegesuche? (Baugesuch: Varög und Raumplanungsge-
setz/ Plakate an den Strassen: Bau- und Planungsgesetz, Verkehrssicherheit, ASTRA, Denkmal-
schutz.)

∗ Gibt es zusätzliche Regeln für Werbung in Bahnhöfen oder bei der VBZ?

– Machen diese Gesetze Ihrer Meinung nach Sinn?

• Sanktionen

– Was tun sie, wenn die Werbeflächen Ihrer Firma verändert oder verunstaltet werden?

– Haben sie schon einmal jemanden angezeigt? Weshalb?

• Raum Zürich

– Was halten Sie vom Plakatstandort Stadt Zürich? Im Hinblick auf die Anzahl Werbeflächen?

– Ihre Firma verwaltet in der ganzen Schweiz Plakatstellen. Was ist speziell in Zürich? Vorteile/Nachteile?

– Gibt es einheitliche Regelungen für die ganze Schweiz? Welche? Zum Beispiel entlang der Kantonsstrassen
oder Nationalstrassen?

• Das neue Gesamtkonzept 2006

– War Ihre Firma in irgendeiner Weise in der Ausarbeitung des Gesamtkonzeptes 06 (oder auch des GK92)
mit einbezogen?

– Was hat sich seit der Einführung des Gesamtkonzeptes konkret für Ihre Firma geändert?

∗ Wie stehen Sie zur Erhöhung der Plakatstellen um 15 Prozent im städtischen Raum?

∗ Wurden die Werbeflächen für Sie billiger / teurer?

∗ Sind sie zufrieden mit den Regeln des Gesamtkonzeptes, oder würden Sie diese zum Teil anders
formulieren?

– Wie sieht die Marktsituation auf privatem Grund aus?

– Wie gehen sie mit dieser Marktsituation um?

– Welche Vorteile und Nachteile hat Ihr Unternehmen?

• Spezialisierung

– Wie heben Sie sich von anderen Plakatfirmen ab? Preise, Qualität, Standorte, Angebote?

– Sind Sie alleiniger Anbieter von einer Werbeart auf öffentlichem Grund/privatem Grund?

– Sind diese Spezialisierungen notwendig um neben der Konkurrenz zu existieren?

• Anzahl und Standorte

– Können Sie mir statistische Angaben über die Entwicklung der Anzahl der Werbeflächen Ihrer Firma auf
öffentlichem und privatem Grund geben?

– Sind Sie zufrieden mit der Anzahl Plakate? Ist diese Anzahl sinnvoll?

Öffentliche Räume

• Was bietet Ihr Unternehmen dem öffentlichen Raum der Stadt Zürich?

• Was sind Ihrer Meinung nach die Ansprüche der Zivilgesellschaft an den öffentlichen (Werbe-)Raum?

– Werden diese Ansprüche kommuniziert? Wie? Von wem? Welche zivilgesellschaftlichen Organisationen
kennen Sie?
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– Welche Reaktionen seitens der Zivilgesellschaft kommen Ihnen in den Sinn?

• Was sind Ihrer Meinung nach die Ansprüche der Stadt an den öffentlichen Raum?

• Worin sehen Sie den Nutzen des Plakates für die Stadt und ihre Bevölkerung?

• Welche Möglichkeiten hat ein Individuum, den öffentlichen Werberaum mitzugestalten?

– Gab es schon Anfragen des Publikums für eine Zusammenarbeit mit Ihrer Firma?

• Wie stehen Sie zur Lauterkeitskommission? Ist Ihre Firma in der LK vertreten? Vertritt die LK die Interessen
Ihrer Firma?

Plakat, Publikum und Verantwortung

• Auf der Homepage Ihrer Firma ist von hohen Ansprüchen bezüglich Ethik und Integrität die Rede? Was verstehen
Sie darunter?

• Haben Sie einen Einfluss darauf, wer auf Ihren Flächen was wirbt?

• Wer ist Ihrer Meinung nach verantwortlich für die publizierten Werbeinhalte?

• Ausblick

– In welche Richtung sollte Ihrer Meinung nach die Entwicklung des öffentlichen Werberaumes gehen?

– Sollten Plakatflächen reduziert oder akkumuliert werden?

– Was wäre für Sie ein optimaler Einsatz des Mediums Plakat im Hinblick auf die Begrenztheit der Auf-
merksamkeit?

• Persönliche Meinung zum Plakat

– Betrachten Sie selber Plakate?

– Was halten Sie von Plakatwerbung?

– Was nützt Ihnen persönlich das Plakat?
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B. Quellenverzeichnis

B.1. Verzeichnis der interviewten Experten

• AP-AZM: Anonyme Person der Aktion Züri malt

• BL-AfR: Bernard Liechti: Leiter des Amtes für Reklameanlagen der Stadt Zürich. Interview am
17. November 2008, Zürich

• BH-APG: Beat Holenstein: Leiter des Marketings und der Akquisition sowie Verwaltungsrat-
mitglied der Allgemeinen Plakatgesellschaft (APG). Interview am 15. April 2009, Zürich

• CH-IGPRG: Christian Hänggi: Begründer und Vorstandsmitglied der Interessensgesellschaft
Plakat | Raum | Gesellschaft (IG PRG). Interview am 18. April 2009, Zürich

• AV-CCOP: Anonymer Vertreter der Clear Channel Plakanda AG

• HI-AfR: Hans Imesch: Ehemaliger Leiter des Amts für Reklameanlagen und Begründer des
Plakatierungskonzeptes. Interview am 2. April 2009, Zürich

• JK-CL: Jürg Knecht: Leiter und Begründer der Firma Citylights AG. Interview am 3. Juni
2009, Zürich

• MS-LKK: Marc Schwenninger: Sekretär der Lauterkeitskommission. Interview am 9. April 2009,
Zürich

• PS-VBZ: Phillip A. Saladin: Leiter für strategisches Marketing der VBZ Traffic AG. Interview
am 15. April 2009, Zürich

• RS-SP: Renato Schena: Geschäftsleiter der Starplakat AG. Interview am 27. November 2008,
Zürich

• SG-ALIVE: Steff Gruber: Begründer und Leiter der Kleinplakatfirma Alive AG. Interview am
6. April 2009, Zürich

B.2. Literaturverzeichnis
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